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Prasident Imhoff eroffnet die Sitzung um 14:00 Uhr.

Prasident Imhoii: Die 16. Sitzung der Stadtbiirger-
schaft ist eroffnet.

Ich begruBe die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhorer und Vertreter der Medien.

Zur Reihenfolge der Tagesordnung wurde verein-
bart, dass im Anschluss an die Aktuelle Stunde Ta-
gesordnungspunkt 10, Tagesordnungspunkt 13
und Tagesordnungspunkt 15 behandelt werden
sollen.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, die Sie der digi-
tal versandten Tagesordnung mit Stand von heute,
13 Uhr, entnehmen koénnen.

Dieser Tagesordnung konnen Sie auch die Ein-
gange gemal § 37 der Geschaftsordnung entneh-
men, bei denen interfraktionell vereinbart wurde,
sie nachtraglich auf die Tagesordnung zu setzen.
Es handelt sich um den Tagesordnungspunkt 20
und um den Tagesordnungspunkt 21.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewtnscht? — Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen.

(Daftir CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP, M.R.F.)

Ich bitte um die Gegenprobe.
Stimmenthaltungen?
(Abgeordneter Beck [AfD])

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft ist mit den in-
terfraktionellen Absprachen einverstanden.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Fur die Fragestunde der Stadtbturgerschaft liegen
17 frist- und formgerecht eingebrachte Anfragen

vor. Die Anfragen 14 und 16 wurden zwischenzeit-
lich von den Fragestellern zuriuckgezogen.

Anfrage 1: Leer stehende Hausmeisterwohnun-
gen fiir Schulbetrieb nutzen

Anfrage der Abgeordneten Hupe, Fecker und
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

vom 1. Juli 2020

Bitte, Herr Abgeordneter!

Abgeordneter Hupe (Biindnis 90/Die Griinen): Wir
fragen den Senat:

1. Welche Moglichkeiten sieht der Senat, um zeit-
nah derzeit leer stehende Hausmeisterwohnungen
und -gebdaude fur die jeweilige Schule mit einer an-
deren Nutzung, etwa im Rahmen des Schulkon-
zepts zum Beispiel fiir die Nutzung als Differenzie-
rungsraum im Rahmen des Ganztags, nutzbar zu
machen?

2. Welche konkreten Plane verfolgt der Senat, um
sicherzustellen, dass die leer stehenden Hausmeis-
terwohnungen und -gebdude tatsachlich auch zeit-
nah schulisch genutzt werden konnen?

Prasident Imhofi: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Dr. Bogedan.

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Fur
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Grundsatzlich bestehen an einigen
Schulstandorten Bedarfe zur schulischen Nutzung,
die sich auch durch die Nutzung von freigezogenen
Dienstwohnungen/Diensthdausern decken lieBen.
Als mogliche Nutzungsoptionen kommen zum Bei-
spiel Differenzierungsflachen, Lehrerarbeitsplatze,
Ganztagsraume sowie Verwaltungsraume infrage.

Die Flachen der Hausmeisterwohnungen sind bau-
ordnungsrechtlich urspriinglich als Wohnraume
genehmigt. Fur eine Umnutzung ist ein Bauantrag
fir eine Nutzungsanderung erforderlich, mit wel-
chem Immobilien Bremen AOR beauftragt und der
von dort initiiert werden muss. Im Rahmen dieser
Umnutzung sind in vielen Fallen erhebliche bauli-
che Anforderungen zu erfiillen, die einer zeitnahen
Inbetriebnahme durch die Schule entgegenstehen.
Vor einer Nutzungsanderung erfolgt zudem eine
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, um Aufwand und
Nutzen ins Verhaltnis zu setzen.

Dennoch sind entsprechende Umnutzungen be-
reits an etwa 30 Standorten initiiert und umgesetzt.
So werden bei der Grundschule am Pastorenweg,
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der Oberschule In den Sandwehen und dem Gym-
nasium Vegesack leer stehende Raume als Lehrer-
arbeitsplatze genutzt. Bei den Grundschulen Ars-
ten und Rablinghausen werden Raume als Hort ge-
nutzt. Fur Betreuung werden ehemalige Hausmeis-
terwohnungen an den Grundschulen am Weide-
damm und am Halmerweg, an der Delfter Stralle
und KantstraBe genutzt. Als Differenzierungs-
raume dienen Raumlichkeiten an der Grundschule
Ronnebeck und am ReBUZ Nord. Fir den Ganztag
werden Wohnungen fir die Schulen an der Oder-
straBe und der Oslebshauser Heerstrae genutzt.
Es gibt auch noch andere Nutzungen: Beim Alten
Gymnasium nutzt die Gesamtschiilervertretung
das ehemalige Hausmeisterhaus, bei der Ober-
schule an der Schaumburger Strale zog ein Le-
seklub fir Schiiler in das Hausmeisterhaus.

Im Rahmen der Schulausbauplanung werden die
schulischen Liegenschaften grundsatzlich ganz-
heitlich betrachtet, sodass auch eventuell leer ste-
hende Dienstwohnungen und -hauser in diese Pla-
nungen einbezogen und bei Eignung zukinftig ei-
ner schulischen Nutzung zugefiihrt werden.

Zu Frage 2: Immobilien Bremen A6R hat etwa 25
auf Schulgrundstiicken derzeit noch leer stehende
Dienstwohnungen und -hduser aufgelistet.

Grundlage fir eine Nachnutzung dieser Dienst-
wohnungen und -hduser ist die Bedarfsmeldung
seitens der Senatorin fiir Kinder und Bildung. Na-
hezu alle leer stehenden Dienstwohnungen und -
hauser befinden sich auf Grundstiicken, die einer
Veranderung im Rahmen der Schulausbauplanung
unterliegen. In diesem Rahmen werden die Schul-
standorte sukzessive entsprechend den Anforde-
rungen aus der Schulausbauplanung entwickelt
und einer ganzheitlichen Betrachtung unterzogen.
Bei Eignung werden die leer stehenden Dienst-
wohnungen und -hduser in diesem Kontext in die
schulische Nutzung integriert, gegebenenfalls er-
folgt eine anderweitige Wiedernutzung oder ein
Ruckbau. — So weit die Antwort des Senats!

Prasident Imhoif: Zusatzfragen liegen nicht vor. —
Ich bedanke mich fur die Beantwortung.

Anfrage 2: Digitalisierung der Beirdte und Orts-
amter: Wie ist der Sachstand, und wie sind die
weiteren Planungen?

Anirage der Abgeordneten Schack, Dr. Buhlert,
Frau Wischhusen und Fraktion der FDP

vom 1. Juli 2020

Bitte, Herr Kollege!

Abgeordneter Schack (FDP): Wir fragen den Senat:

1. Inwieweit ist bereits heute sichergestellt, dass
wahrend Beirats- und deren Ausschusssitzungen
fir die Ortsamter, Beirats- und Ausschussmitglie-
der und fur die anwesenden Vertreter der Medien
ein Internetanschluss, WLAN, zur Verfigung ge-
stellt wird?

2. Inwiefern gibt es vonseiten des Senats Planun-
gen fir die Beirate und Ortsamter, ein Ratsinforma-
tionssystem einzufiithren, und kann hierfiir gegebe-
nenfalls das von der Bremischen Birgerschaft ge-
nutzte SD.NET kurzfristig nutzbar gemacht wer-
den?

3. Wie steht der Senat einer ,Bring-your-own-De-
vice”-Losung fir die Beirats- und Ausschussmit-
glieder gegentiber?

Prasident Imhoif: Die Anfrage wird von Herrn
Staatsrat Ehmke beantwortet.

Staatsrat Ehmke: Herr Prasident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Fiir den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Derzeit ist Dataport damit beauftragt,
in allen Ortsdmtern die technischen Voraussetzun-
gen fur die Einrichtung von WLAN zu ermitteln,
damit dies in einem weiteren Schritt installiert wer-
den kann. Die Erfassung der ersten Ortsamter ist
bereits erfolgt und wird nun nach der Ferienzeit
fortgesetzt.

Zu beachten ist, dass die meisten Beirdte verschie-
dene Tagungsorte in ihren jeweiligen Stadtteilen
fir ihre Sitzungstatigkeiten nutzen, zum Beispiel
Schulen, Birgerhduser, Kirchengemeinden et
cetera. Ob vor Ort jeweils WLAN vorhanden ist,
héngt von den dortigen Voraussetzungen ab. In-
wiefern das WLAN dann auch Géasten von Beirats-
sitzungen zur Verfliigung gestellt werden kann, ist
derzeit noch offen.

Zu Frage 2: Planungen hinsichtlich der Einfiihrung
eines Ratsinformationssystems fiir Beirdte und
Ortsamter gibt es derzeit nicht. Seitens der Biirger-
schaft besteht keine Moglichkeit, das dort genutzte
SD.NET kurzfristig auch fir die Beirate und Orts-
dmter nutzbar zu machen.

Zu Frage 3: Die Beiratsmitglieder nutzen ihre pri-
vaten Gerdte fiir die Sitzungstatigkeit, ohne dass
bisher ein Anschluss dieser an das bremische Be-
hordennetz erforderlich war. Der Senat steht einer
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»Bring-your-own-Device"-Losung  grundsatzlich
aufgeschlossen gegentiber, wenn diese den Anfor-
derungen an die Datensicherheit entspricht. — So
weit die Antwort des Senats!

Prasident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abgeordneter Schack (FDP): Sie sagten in der Ant-
wort zu Frage 1, dass im Moment die Anforderun-
gen ermittelt werden. Wie sieht denn der Gesamt-
plan oder der Zeitplan aus? Konnen Sie jetzt schon
sagen, wann das ganze Projekt abgeschlossen
wird, wann vielleicht 70 oder 80 Prozent der
WLANS installiert sind? Gibt es eine Art Zeitplan
dafur?

Staatsrat Ehmke: Nein, das kann ich jetzt nicht! Ich
kann nur anbieten, dass wir uns das im Ausschuss
einmal gemeinsam anschauen. Ich traue mich auch
bei solchen Projekten immer nicht so richtig, Zusa-
gen zu machen, denn dann muss ich hier anschlie-
Bend immer beantworten, warum wir sie nicht ein-
gehalten haben.

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Das wiurde
mir zu denken geben!)

Deshalb ware es mir lieber, dass wir uns das unter
Hinzuziehung der Spezialisten, die das dann ma-
chen, einmal gemeinsam im Ausschuss anschauen.
Ich hatte schon Interesse daran, dass das einiger-
malen zlgig geht, aber wie gesagt will ich mich da
jetzt nicht festlegen.

Prasident Imhoii: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor. — Ich bedanke mich fiir die Beantwor-
tung.

Anfrage 3: Turnhallensituation im Gropelinger
Ortsteil Oslebshausen

Anfrage der Abgeordneten Liibke, Strohmann,
Rowekamp und Fraktion der CDU

vom 6. Juli 2020

Bitte, Herr Kollege!
Abgeordneter Liibke (CDU): Wir fragen den Senat:

1. Trifft es zu, dass die Grundschulturnhalle Os-
lebshauser Heerstral3e erst zum Juni 2021 fertigge-
stellt wird und damit die Auszahlung von EU-Zu-
schiissen nicht mehr gewahrleistet ist, die, wie von
der Senatorin fur Kinder und Bildung erklart, an
eine Fertigstellung des Turnhallenbaus Ende 2020

gekoppelt ist, und wenn ja, wie werden diese feh-
lenden Zuschiisse kompensiert?

2. In welchem Planungsstand befindet sich der Bau
der Schulsporthalle der Oberschule im Park, mit
welchen Kosten kalkuliert der Senat und ab wann
soll die Halle nutzbar sein?

3. Durch welche konkreten MaBnahmen will der
Senat weitere Sporthallenkapazitaten in Oslebs-
hausen schaffen eingedenk der Tatsache, dass die
Interimshalle auf dem Geldande des SVGO nur
kurzfristig fir eine Entspannung der Situation sor-
gen wird, da diese nach Fertigstellung nicht langer
als zwei Jahre stehen darf?

Prasident Imhofii: Die Anfrage wird von Frau Sena-
torin Dr. Bogedan beantwortet.

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Fur
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Fertigstellung der Schulsporthalle
an der Grundschule Oslebshauser Heerstrafe wird
gemal aktueller Terminangaben von Immobilien
Bremen bedingt durch die Verzogerungen im Ge-
nehmigungsverfahren und unvorhergesehenen
Verzogerungen in Planung und Ausfihrung erst im
Juni 2021 erfolgen. Urspriinglich geplant war eine
Fertigstellung im Dezember 2020. Eine Bezuschus-
sung durch EU-Mittel war bei dem Projekt nicht
geplant. Vorgesehen war eine Teilfinanzierung aus
zur Verfiigung stehenden Mitteln des Kommu-
nalinvestitionsforderungsgesetzes, KInvFG, des
Bundes. GemaB der Forderbedingung des KInvFG-
Programms haétte eine Fertigstellung des Projekts
bis Ende 2020 erfolgen mussen. In Abstimmung mit
dem Senator fiir Finanzen und Immobilien Bremen
wird eine Ausfinanzierung des Ersatzneubaus fir
die aus wirtschaftlichen Griinden abgerissene Be-
standshalle aus dem Gebdudesanierungspro-
gramm 2020 fortfolgend sichergestellt. Die fur die
Finanzierung des Projekts vorgesehenen KInvFG-
Mittel werden zur Entlastung anderer KInvFG-ge-
forderter Projekte eingesetzt.

Zu Frage 2: Fur die Oberschule im Park ist der Neu-
bau einer Dreifeld-Schulsporthalle als Ersatz fiir
die im Jahr 2016 abgebrannte Einfeld-Schulsport-
halle geplant. Der Neubau der neuen Schulsport-
halle wird in Verbindung mit einem Erweiterungs-
bau fiir den Ausbau zur vierziigigen Oberschule im
Rahmen der Schulstandortplanung geplant und
durchgefihrt. Nach der Ende Dezember 2019 zwi-
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schen der Senatorin fur Kinder und Bildung, Immo-
bilien Bremen und dem Senator fiir Finanzen abge-
stimmten Bedarfsmeldung wird derzeit eine stadte-
bauliche Vorkonzeption im Rahmen der Masterpla-
nung der Liegenschaft durch Immobilien Bremen
erarbeitet. Ein Ergebnis ist zum Ende des Jahres
2020 zu erwarten.

Vor dem Hintergrund der weiteren erforderlichen
Planungs- und Verfahrensschritte sowie der beson-
deren Erschwernisse der vorliegenden Grund-
stiickssituation ist von einer Fertigstellung ab dem
Schuljahr 2026/2027 auszugehen. Kosten und ver-
bindliche Termine konnen erst nach Erstellung der
ES-Bau circa 2021 genannt werden.

Zu Frage 3: Die Senatorin fur Kinder und Bildung
erarbeitet eine Planung, die auf der Grundlage
festgelegter Parameter eine bedarfsgerechte Sport-
hallensituation fir den Schulsport im Bremen ge-
wdhrleisten soll. Die Erstellung des regionsbezoge-
nen Konzepts und die Identifizierung konkreter
Ausbauvorhaben sollen bis zum Ende des Jahres
2020 erfolgen.

Die Zweifeld-Interimssporthalle an der Sperbers-
traBe wird gemal aktueller Terminangaben von
Immobilien Bremen mit einer geplanten Nutzungs-
dauer von zwei Jahren im Herbst 2020 in den Be-
trieb gehen. Insgesamt wird sich die Sporthallensi-
tuation in der Region wahrend der Nutzungszeit
bereits sukzessive entspannen. In Grambke wurde
die Sanierung der Dreifach-Sporthalle an der Al-
win-Lonke-Stralle bereits abgeschlossen. Ab Juni
2021 steht der Neubau der Schulsporthalle an der
Oslebshauser HeerstraBe zur Verfugung. Zudem
werden im angrenzenden Stadtteil Gropelingen
die Zweifeld-Sporthalle an der Oberschule Ohlen-
hof bis 2021 sowie die Sporthalle an der Schule an
der HumannstraBe bis 2023 fertiggestellt. — So weit
die Antwort des Senats!

Prasident Imhoif: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abgeordneter Liibke (CDU): Ich habe eine Ver-
standnisfrage zu Frage dreil Habe ich Sie richtig
verstanden, dass es jetzt ein Konzept geben wird,
das Ende des Jahres vorliegt, und erst dann kon-
krete Schritte bezliglich weiterer Neubauten oder
was auch immer gemacht werden?

Senatorin Dr. Bogedan: Das ist ein Teil der Ange-
legenheit, also wir missen fir die gesamte Stadt-
gemeinde Bremen eine der Schulstandortplanung
angemessene Schulsportplanung vorlegen. Das

steht aus und soll bis Ende des Jahres erfolgen, und
damit werden wir dann die Deputation befassen.
Da geht es insgesamt um die Planung des gesam-
ten Hallenbedarfs, den wir fiir den Schulsport dann
insgesamt vor dem Hintergrund der aufwachsen-
den Zahlen von Schiilerinnen und Schiilern haben.

Im Bremer Westen haben wir die besondere Situa-
tion, dass wir schon aufgrund der aktuellen Situa-
tion ohne weiter aufwachsende Zahlen von Schiile-
rinnen und Schiilern zuséatzlichen Bedarf an Sport-
raum haben, und da sind die MaBnahmen, die ich
jetzt gerade in der Antwort auf Frage drei vorgelegt
habe, schon initiiert und auch in der Umsetzung,
das heil3t, sie sind sozusagen im vorgelegten Zeit-
plan fertig. Wenn, dann gilt es jetzt noch daruber
hinaus, bei aufwachsenden Schiilerzahlen weitere
mogliche Bedarfe zu identifizieren, wie wir es zum
Beispiel bei der Schulsporthalle fiir die Oslebshau-
ser HeerstraBe fiir die Oberschule im Park gemacht
haben, und dann zu berticksichtigen, dass wir wei-
ter ansteigende Zahlen von Schilerinnen und
Schiilern haben.

Prasident Imhoff: Es gibt eine weitere Zusatzfrage
des Abgeordneten Herrn Strohmann. — Bitte sehr!

Abgeordneter Strohmann (CDU): Ich habe eine
Nachfrage. Die Sporthalle in der Oberschule im
Park wird frihestens 2026/2027 fertig, ich wirde
einmal sagen, dann wird es 2028, denn die Um-
stdnde sind da ja ein bisschen schwierig. Wie wol-
len Sie denn dann das entstehende zeitliche Delta
fiir den Sportunterricht der Schiilerinnen und Schii-
ler in der Schule im Park kompensieren, wenn die
Interimshalle in der Sperberstralie in zwei Jahren
wieder zurtiickgebaut wird?

Senatorin Dr. Bogedan: Das habe ich ja eben vor-
gelesen. Wir werden ja sukzessive weitere fertige
Sporthallen im angrenzenden Stadtteil Gropelin-
gen durch den fertiggewordenen Ohlenhof bekom-
men und dann auch den Neubau an der Grund-
schule an der Humannstrafe. Dadurch entsteht im
Stadtteil beziehungsweise im angrenzenden Orts-
teil Gropelingen zusatzlicher Raum fiir den Sport.

Prisident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Strohmann (CDU): Ja, ich frage,
weil ich die Antwort nicht nachvollziehen kann!
Die Sporthallen Ohlenhof und teilweise Humann-
strafe in Gropelingen werden ja gebaut, weil zu-
sadtzliche Bedarfe fiir mehr Schiilerinnen und Schii-
ler entstehen. Sie sagen aber jetzt, dass zusdtzlich
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Flachen entstehen. Es sind im Grunde genommen
Bestandsflachen, die gemacht werden, aber es
kommen keine zusatzlichen Flachen hinzu, die die
Schule im Park nutzen kann.

Senatorin Dr. Bogedan: Doch! Bei der Humann-
straBe handelt es sich ja um eine aufwachsende
Grundschule, und der Ohlenhof hat bislang auch
keine eigene Sporthalle. Das heiBt, wir bekommen
ja schon insgesamt eine Verbesserung der Sport-
hallensituation, indem dann zwei Schulen tiber ei-
gene Sportflachen verfiigen, die bisher keine eige-
nen Sportflachen haben.

Prasident Imhofif: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Strohmann (CDU): Erst einmal vie-
len Dank fur die Antwort, das war schlissig! Ich
habe noch eine abschlieBende Frage: Halten Sie es
eigentlich fur sinnvoll und effektiv, wenn man eine
Sporthalle fiir zwei Jahre baut, die vier Millionen
Euro kostet?

Senatorin Dr. Bogedan: Jetzt mussten wir an den
Ausgangspunkt zuriickgehen, als wir das beauf-
tragt haben und dann auch tatsachlich noch von
anderen Rahmenbedingungen ausgegangen sind.
Ja, das ist naturlich sinnvoll, weil wir schlichtweg
diesen Schulraum brauchen! Natirlich ware es
schoner gewesen, wenn wir an anderen Stellen
eine schnellere Losung hatten finden konnen. Sie
wissen, dass sich mein Haus insbesondere auch im
Hinblick auf die Sporthalle der Oberschule im Park
fur eine andere Losung eingesetzt hatte, die uns an
der Stelle schneller zu Sportraum verholfen hatte.
Ich glaube, das ist insgesamt eine Situation, dass
wir aufgrund der aufwachsenden Zahlen von Schi-
lerinnen und Schiilern leider die Notwendigkeit
haben, uns mit Behelfsanlagen behelfen zu mis-
sen, also mit Mobilbauten, in denen regulédre Klas-
sen oder Fachraume untergebracht sind, oder jetzt
in diesem Fall mit einer Mobilbausporthalle.

Dort entstehen natiirlich Kosten, die wir zukunftig
dadurch vermeiden wollen — deshalb habe ich das
ja eben auch in der Antwort gesagt —, dass wir auch
fur den Schulraum eine perspektivische Planung
haben, um zu wissen, wo wir zukunftig den zusatz-
lichen Schulsportraum brauchen, um das dann
rechtzeitig zu beauftragen, damit wir in drei bis
vier Jahren dann auch die entsprechenden Hallen-
kapazitaten zur Verfiigung haben, wenn die Zahl
der Schilerinnen und Schiler beispielsweise im
Oberschulbereich weiter anwachst.

Prdsident Imhoif: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Strohmann (CDU): Sie sagten ge-
rade, wir mussten uns kurzfristig um Hallenflachen
bemiihen. Finden Sie vier Jahre kurzfristig?

Senatorin Dr. Bogedan: Deshalb hatte ich ja ein-
gangs gesagt, wir hatten zurickgehen miissen zu
der Entscheidung von damals, denn da sind wir ja
von einer etwas kirzeren Zeit ausgegangen. Wir
sind ja damals — Sie erinnern sich an die Diskussio-
nen, und das kann man auch in vielen Protokollen
dieses Hauses nachlesen — tatsachlich von einer
kiirzeren Vorlaufzeit ausgegangen, um diese Mo-
bilbau-Leichtsporthalle erstellen zu konnen, und
wir hatten gehofft, dass Schiilerinnen und Schiiler
darin schon zum jetzigen Zeitpunkt ihren Schul-
sport machen.

Prasident Imhofi: Es gibt eine weitere Zusatzfrage
des Abgeordneten Oztiirk. — Bitte sehr!

Abgeordneter Oztiirk (Biindnis 90/Die Griinen):
Sie haben eben in der Antwort den Umstand er-
wahnt, dass es Verzogerungen im Genehmigungs-
und im Planungsverfahren gab. Sieht die Bildungs-
behorde die Moglichkeit oder die Chance, das
uberhaupt mit Immobilien Bremen in irgendeiner
Form zu heilen, damit das friher fertiggestellt wer-
den kann, als es in IThrer Antwort steht?

Senatorin Dr. Bogedan: Dass wir das jetzt noch
weiter beschleunigen konnen und die Zeiten jetzt
kiirzer werden als die, uiber die ich berichtet habe,
glaube ich leider nicht. Trotzdem gilt es fiir die Zu-
kunft, ich habe ja gerade berichtet, es ist an der
Stelle nicht nur so, dass wir zusatzlichen Raum fur
Schulsportbedarf haben, sondern wir werden auf-
grund der aufwachsenden Zahlen von Schiilerin-
nen und Schiilern auch weiter Sporthallenbedarfe
uber die gesamte Stadtgemeinde haben. Vor dem
Hintergrund ist es fiir uns tatsédchlich so, dass wir
uns im Rahmen der Senatskommission in der iiber-
nachsten Woche noch einmal genau anschauen
missen, an welchen Punkten wir die Schnittstellen
verbessern konnen, um bessere Zeitablaufe hinzu-
bekommen und vor allem diese Verzégerungen in
der Zukunft nicht weiter zu produzieren.

Prisident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Oztirk (Biindnis 90/Die Griinen):
Sie haben eben gesagt, dass es bei der Turnhalle
der Oberschule im Park und der gesamten Planung
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Erschwernisse gebe beziehungsweise die Grund-
stuckssituation fir Erschwernisse sorge. Aus der
Antwort geht aber fur uns, das Parlament, nicht
hervor, worum es sich konkret handelt, sodass wir
da vielleicht noch unterstiitzend eingreifen konn-
ten. Konnen Sie dazu etwas sagen?

Senatorin Dr. Bogedan: Da miusste ich jetzt versu-
chen, mich genau zu erinnern. Das ist eine Ausei-
nandersetzung, die wir, glaube ich, auch mit dem
Beirat jetzt schon vor eineinhalb oder zwei Jahren
sehr intensiv gefiihrt haben. Es geht um die Lage
in dem - ich weiB} gar nicht, kann man das ,Wald-
chen” nennen? —

(Abgeordnete Krimpfer [SPD]: Ja!)

Waldchen, die Eignung des Bodens und die Uber-
prufung auf Schadstoffe, glaube ich. Das ist jetzt
aber wirklich nur aus meinem Gedachtnis hervor-
geholt. Ich kann das noch einmal ordnungsgema@
heraussuchen, wir hatten mehrfach in der Deputa-
tion daruber berichtet und, glaube ich, auch schon
in diesem wurdigen Gremium.

Prasident Imhoff: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor. — Ich bedanke mich fiir die Beantwor-
tung.

Anfrage 4: Projekt ,Kids in die Bader"” - ein Er-
folgsmodell?

Anfrage der Abgeordneten Liibke, Ro6wekamp
und Fraktion der CDU

vom 8. Juli 2020

Bitte, Herr Kollege!
Abgeordneter Liibke (CDU): Wir fragen den Senat:

1. Wie viele Kinder haben seit dem Projektstart von
,Kids in die Bader" an diesem teilgenommen und
mit welchem Erfolg, insbesondere mit welchem
Schwimmabzeichen?

2. Wie hoch war die jahrliche finanzielle Untersttit-
zung seitens des Senats und anderer Trager fiir das
Projekt ,Kids in die Bader" und inwiefern ist es be-
absichtigt, auch zukinftig in dieses Projekt zu in-
vestieren?

3. Wie viele Kinder wurden im Anschluss der Teil-
nahme an dem Projekt in einen Verein des organi-
sierten Sports ,uberfuhrt”?

Prasident Imhoif: Die Anfrage wird von Herrn
Staatsrat Fries beantwortet.

Staatsrat Fries: Herr Prasident, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Fir den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: An dem Projekt ,Kids in die Bader" ha-
ben 265 Kinder im Jahr 2018 und 312 Kinder im
Jahr 2019 teilgenommen. Fir 2020 liegen noch
keine auswertbaren Daten vor. Wie viele Kinder
ein Schwimmabzeichen erworben haben, ist nicht
erfasst. Die Zahl ist aber geringer als die Zahl der
teilnehmenden Kinder. Zahlreiche Kinder haben
zwei Kurse besucht, wobei im ersten Kurs nur eine
erste WassergewOhnung stattgefunden hat und
kein Schwimmabzeichen erworben wurde. Der Se-
nat fihlt sich daher in der Auffassung bestatigt,
dass das Projekt ,Kids in die Bader” einen hohen
Stellenwert hat.

Zu Frage 2: Insgesamt standen 14 262 Euro im Jahr
2018 und 28 641 Euro im Jahr 2019 aus privaten
Mitteln zur Verfligung. Neben Privatspenden und
Zuschissen aus der Wirtschaft sowie von Vereinen
wurden Mittel durch die Aktionen der Bremer Ba-
der generiert, zum Beispiel durch den Verkauf von
Erinnerungsstiicken nach dem Abriss des alten
Horner Bades. Im Jahr 2018 hat es zudem Zu-
schiisse aus Haushaltsmitteln gegeben. Das waren
1 350 Euro aus dem Bereich ,Sport fiir Fliichtlinge”
und 2 600 Euro aus dem Handlungskonzept , Stopp
der Jugendgewalt”.

Im Rahmen der Haushaltsberatungen fiir das Jahr
2020 hat der Haushaltsgesetzgeber beschlossen,
eine Grundfinanzierung in Héhe von 20 000 Euro
bereitzustellen. Fir den Haushalt 2021 ist eine For-
derung in gleicher Héhe vorgesehen. Ob und in
welcher Hohe dartiber hinaus Spenden zur Verfi-
gung stehen, bleibt weiter abzuwarten. Selbst
wenn die Spendenbereitschaft etwas abnehmen
sollte, stehen damit aufgrund der nunmehrigen
Grundfinanzierung wahrscheinlich deutlich mehr
Mittel zur Verfiigung als in den Jahren zuvor.

Zu Frage 3: Fur einen Ausbau der Schwimmkom-
petenz werden den Kindern weiterfithrende Trai-
nings in den Vereinen empfohlen. Eine statistische
Erfassung, wie viele Kinder im Anschluss an das
Projekt ,Kids in die Bader" Mitglied in einem
Schwimmverein geworden sind, hat nicht stattge-
funden. — So weit die Antwort des Senats!

Prasident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abgeordneter Liibke (CDU): Die erste Frage geht
dahin: Wenn ich ein Projekt mache, dann ist es ja
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auch sinnvoll, dass ich es irgendwann evaluiere.
Den Erfolg kann man ja an vielen Faktoren messen.
Wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe, dann
gibt es keine Moglichkeit, irgendwie zu messen, ob
das Programm erfolgreich war oder nicht. Ist das
so?

Staatsrat Fries: Das ist eine Frage, wie ich den Er-
folg bemesse. Es ist uns auf jeden Fall gelungen,
Kindern, die sonst keinen Zugang zu Schwimmkur-
sen gehabt haben, diesen Zugang zu ermoglichen.
An der Tatsache, dass Teil dieser Kurse auch die
Wassergewohnung war, ist auch deutlich gewor-
den, dass es Kinder sind, bei denen man noch mit
Basics anfangen muss, es ist also ein Schritt in die
richtige Richtung. Wir halten es aber auch fir er-
forderlich, dieses Projekt weiterzuentwickeln und
in dem Rahmen auch zu schauen, was noch andere
Erfolgsindikatoren sein konnen, wie zum Beispiel
erworbene Abzeichen.

Pradsident Imhoif: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Liibke (CDU): Ich habe von vielen
Schwimmvereinen gehort, dass dieses Projekt sehr
wohl evaluiert wurde und dass weniger als die
Halfte der Kinder nach diesem Projekt oder nach
diesen Kursen tatsachlich ein Abzeichen erhalten
hat. Konnen Sie das bewerten?

Staatsrat Fries: Da mir keine Zahlen vorliegen,
kann ich das nicht bewerten.

Prasident Imhoif: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Liibke (CDU): Es war ja immer ein
erklartes Ziel, dass die Kinder nach diesem Projekt
auch in den organisierten Sport iiberfihrt werden.
Offenbar ist das ja auch nicht so erfolgreich pas-
siert. Konnen Sie sagen, woran das lag, oder gab es
da Probleme oder — andersherum formuliert — wie
konnte man das verbessern?

Staatsrat Fries: Ich glaube, es ist notwendig, dieses
Programm mit dem Programm ,Kids in die Klubs*
zu verzahnen. Beide Projekte werden ja von der
Bremer Sportjugend durchgefiihrt, und im Rahmen
einer hoheren Bezuschussung aus dem offentlichen
Haushalt treten wir jetzt auch in Gesprache ein, um
zu schauen, wie man diese Programme optimieren
und besser verzahnen kann. Wir haben das Inte-
resse, hier langfristige Effekte zu erzielen und nicht
nur einen Schwimmkurs anzubieten. Selbst wenn
dabei ein Seepferdchen herauskommt, wissen wir

ja alle, dass das nicht die Schwimmfdhigkeit ist, die
wir alle haben wollen, sondern dass es ein anschlie-
Bendes weiteres Schwimmtraining gibt, um andere
Schwimmabzeichen zu erwerben, die auch eine
Schwimmfahigkeit beinhalten. Ich glaube, vor dem
Hintergrund ist dieses Projekt ein Beginn, aber wir
sind noch nicht am Ziel, eine breite Schwimmfahig-
keit herzustellen.

Prdsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Liibke (CDU): Zu den Kontakten zu
den Schwimmvereinen vor Ort, also dass die Kin-
der sozusagen an die jeweiligen Vereine vermittelt
werden: Funktioniert das denn tatsachlich oder
wird das gemacht?

Staatsrat Fries: Ich habe keine Kenntnis dartiber,
welche Probleme da auftreten. Wir gehen davon
aus, wenn wir einen Partner wie die Bremer Sport-
jugend einerseits und auch Kontakte zum Landes-
schwimmverband haben, dass da der organisierte
Sport und auch das Organisieren mit den Mit-
gliedsverbanden funktioniert.

Prasident Imhofi: Es gibt eine weitere Zusatzfrage
der Abgeordneten Frau Bergmann. — Bitte sehr!

Abgeordnete Bergmann (FDP): Ich wirde gern
noch einmal die Frage des Kollegen Liibke spezifi-
zieren: Ist es moglich beziehungsweise ist es aus-
geschlossen, die Zahlen, wer teilgenommen hat,
wer ein Abzeichen bekommen hat und wer - also
prozentual wie viele — letzten Endes in Vereinen
gelandet ist, im Nachhinein zu erheben, entweder
durch Ihr Ressort, durch den Landessportbund oder
irgendjemand anderen? Ich halte es fir wichtig,
dass wir dort Anhaltspunkte haben, um langfristig
zu schauen, wo man modifizieren muss, damit wir
da weiterkommen.

Staatsrat Fries: Ich glaube nicht, dass es moglich
ist, alle von IThnen genannten Kennzahlen im Nach-
hinein zu erheben, insbesondere eine Verbleibs-
kontrolle, also ein Nachverfolgen, was — —.

(Abgeordnete Bergmann [FDP]: Nein, danach habe
ich nicht gefragt!)

Sie haben gefragt, ob die Leute danach in
Schwimmvereinen sind, das heif3t, ich muss verfol-
gen, wo Leute vorher sind und wo sie danach sind!

(Abgeordnete Bergmann [FDP]: Ob sie in
Schwimmvereine gegangen sind, ja!)
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Das nennt man landlaufig Verbleibskontrolle. Das
ist etwas, das wir mit unseren Daten mit Sicherheit
nicht machen kénnen. Ob erhoben worden ist, wel-
che Abzeichen die Leute erworben haben, das weil}
ich nicht. Auch da ist eine Frage, was alles gespei-
chert und erhoben werden muss. Ich glaube, bei so
einem Projekt, das erst einmal sehr kleinteilig be-
gonnen hat — knapp 300 Kinder sind zwar schon
eine schone Zahl, aber mit dem Blick darauf, wie
viele Kinder in Bremen noch schwimmen lernen, ist
das auch nur ein erster Schritt -, muss man auch
schauen, dass man zu einer Philosophie des Erst-
einmal-Anfangens kommt und nicht jeden Schritt
gleich zu Tode evaluiert, sondern wir mussen jetzt
erst einmal beginnen und schauen, dass man so ein
Projekt weiterentwickelt.

Ich glaube, die Erkenntnisse — das ist ja auch aus
den Fragen von Herrn Lubke deutlich geworden —
oder die Schnittstellen, an denen wir arbeiten mius-
sen, mussen wir hier ja nicht herausfinden, sondern
wir missen wissen, dass wir in der Weitergabe bes-
ser werden miissen, dass die Kinder nach diesen
Kursen mit dem Schwimmen weitermachen, weil
einer oder zwei solcher Kurse bei niemandem dazu
fiihren, dass er oder sie ein sicherer Schwimmer o-
der eine sichere Schwimmerin wird. Da ist die Wei-
terentwicklung in Schwimmpvereinen ein sehr sinn-
voller Schritt, denn das sind etablierte Institutionen
mit Fachleuten, die wissen, wie das geht. Das ist
auch ein sozialer Zusammenbhalt, der fiir die Kinder
gut ist.

Also, ich glaube, fur die Hausaufgaben, in welche
Richtung wir das weiterentwickeln missen, brau-
chen wir jetzt keinen groBen Datenpool, sondern
da miissen wir einfach den Mut haben, die nachs-
ten Schritte zu gehen, und damit fangen wir an. Ich
glaube, da miussen wir jetzt nicht zurickschauen,
sondern nach vorn.

Prdsident Imhoif: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordnete Bergmann (FDP): Eine Bemerkung!
Die Interpretation, wofiir eine Evaluation — —.

Prasident Imhoff: Nein, Frau Bergmann! Wir haben
sehr viele Anfragen fur die Fragestunde, und wir
sind in der Fragestunde, und wir konnen hier nicht
zu allem noch Bemerkungen machen oder es kom-
mentieren! Vielen Dank aber fiir Ihre Nachfragen!

Es gibt eine weitere Zusatzfrage der Abgeordneten
Frau Prof. Dr. Quante-Brandt. — Bitte sehr!

Abgeordnete Prof. Dr. Quante-Brandt (SPD):
Meine Frage geht einfach in die Zukunft: Teilen Sie
die Auffassung, dass wir fir den Neustart oder die
Weiterentwicklung dieses Projekts dies gemeinsam
mit dem Landesschwimmverband, mit den
Schwimmvereinen und dann auch gemeinsam mit
den Eltern und den Bremer Badern machen, um ge-
nau herauszufinden, wer in welchem Verein wei-
terschwimmt, wer welche Schwimmfahigkeit mit-
gebracht hat und mit welcher Schwimmfahigkeit er
in die Schwimmvereine miindet?

Staatsrat Fries: Unbedingt!

Abgeordnete Prof. Dr. Quante-Brandt (SPD): Gut!
Danke schon!

Prasident Imhofi: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor. — Ich bedanke mich fiir die Beantwor-
tung.

Anfrage 5: Spenden fiir Honorardozenten der
Volkshochschule Bremen

Anfrage der Abgeordneten Rohmeyer, R6we-
kamp und Fraktion der CDU

vom 9. Juli 2020

Bitte, Herr Kollege!

Abgeordneter Rohmeyer (CDU): Wir fragen den
Senat:

1. Warum hat die Volkshochschule Bremen ihren
Kunden durch die coronabedingte SchlieBung des
Unterrichtsbetriebs die Moglichkeit offeriert, ihren
Gebtuhrenbeitrag, der zuruckerstattet werden
sollte, fur einen Hilfsfonds fiir bedirftige freiberuf-
liche Honorardozenten zu spenden, und dies dann
doch nicht umgesetzt?

2. Wie hoch war die Spendenbereitschaft und wel-
che Summe hatte fiir die Honorarkrafte hierdurch
gesammelt werden kénnen?

3. Wie hoch belauft sich der Verlust der Volkshoch-
schule Bremen durch die weitergefiihrte Bezah-
lung der Honorarkrafte und die wegfallenden Ge-
bihreneinnahmen?

Prasident Imhoif: Die Anfrage wird von Frau
Staatsratin Emigholz beantwortet.

Staatsrdatin Emigholz: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Fur
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:
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Zu Frage 1: Mit der Einstellung des Unterrichtsbe-
triebs am 13. Marz 2020 musste die Volkshoch-
schule Bremen davon ausgehen, dass den Hono-
rardozentinnen und -dozenten kein Honorar fur
ausfallenden Unterricht zusteht, da nach den ver-
traglichen Bestimmungen nur durchgefiihrte Un-
terrichtsstunden bezahlt werden. Die VHS hat da-
raufhin spontan einen Hilfsfonds ausgerufen und in
den Benachrichtigungen an die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer darauf hingewiesen, dass zurtick-
zuzahlende Gebtuhren ganz oder teilweise fur die-
sen Hilfsfonds gespendet werden konnen.

In Vorgriff auf die abgestimmte Senatsvorlage
wurde bereits am 17. Marz auf Basis des Beschlus-
ses des Senats vom 24. Marz 2020 mitgeteilt, dass
aufgrund einer mit dem Senator fir Finanzen ab-
gestimmten Vertrauensschutzregelung alle ver-
traglich vereinbarten Honorare fir die ausfallen-
den Veranstaltungen gezahlt werden konnen. So-
mit war der Hilfsfonds nicht mehr notwendig, da
die Honorardozentinnen und -dozenten keine Ho-
norarausfalle mehr zu befiurchten hatten.

Zu Frage 2: Insgesamt lag die Spendenbereitschaft
bei 17 800 Euro. Davon wurden 13 000 Euro an die
Spender zuriickgezahlt, da das Geld nicht an den
VHS-Hilfsfonds gespendet wurde, sondern laut
Spendern spezifisch an einzelne Dozentinnen und
Dozenten gegeben werden sollte, was nicht um-
setzbar war. 4 800 Euro konnte die VHS als Spen-
denerlose vereinnahmen, da Spenderinnen und
Spender diese allgemein fur die VHS gespendet
haben. Es handelt sich um Verzichte auf Riuckzah-
lungen, also ohne Zweckbenennung. Sie wurden
auf dem Spendenkonto der VHS verbucht, der
Zweck reichte tuber die Verwendung fur die Hono-
rarkrafte hinaus.

Zu Frage 3: Die VHS geht in einem Worst-Case-
Szenario zum Jahresende 2020 von einem Verlust
in Hohe von drei Millionen Euro aus. Dabei handelt
es sich um das voraussichtliche Jahresergebnis ins-
gesamt auf Basis der Prognose fir Januar bis De-
zember 2020 zum Halbjahrescontrolling. — So weit
die Antwort des Senats!

Prasident Imhoif: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abgeordneter Rohmeyer (CDU): Stimmen Sie mir
zu, dass ein abgestimmtes Vorgehen im Marz diese
Irritationen, die insbesondere bei vielen Kundinnen
und Kunden entstanden sind, hatte vermeiden kon-
nen — denn am Anfang gab es den Hilfeaufruf und

dann gab es in Teilen gar keine Kommunikation
mehr — und dass das hatte besser laufen koénnen?

Staatsratin Emigholz: Das hatte garantiert besser
laufen konnen, das sage ich in aller Klarheit, aber
das war in diesem Fall nicht Angelegenheit unseres
Hauses und wurde auch nicht von uns betrieben,
sondern wir haben sehr rechtzeitig gesagt, dass wir
beabsichtigen, dass die Honorarleistungen gezahlt
werden, aber die Angst, die Menschen haben, die
von diesen Honoraren abhéangig sind, was die Un-
wdagbarkeiten angeht, ist nicht zu unterschatzen.
Jeder, der um seine Existenz furchtet, macht trotz
einer Information, die Gegenteiliges besagt, das
Notwendigste, um sich und seine Familie durch
schwere Zeiten zu bringen, bis er Klarheit hat, bis
ein Gremium beschlossen hat. Das muss man ein-
fach menschlich verstehen.

Prisident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Rohmeyer (CDU): Das ist auch so
weit richtig und verstandlich, aber der Spenden-
aufruf kam ja von der Volkshochschule selbst, und
ich gehe davon aus, dass die Leitung der Volks-
hochschule normalerweise doch in einem engen
Austausch mit der Behorde steht.

Staatsratin Emigholz: Ich glaube, dass man sich zu
dem Zeitpunkt nicht vollig klar dariiber war, wie
man da verfahren sollte, um auf der einen Seite die
Mitarbeiter zu beruhigen und dass nicht — —. Wir
haben diese Trennung vorgenommen und das
dann zu heilen versucht, soweit es moglich war, als
die Beschliisse da waren. Sie kénnen mir aber glau-
ben, als die Situation entstand, war die Unruhe in
allen Einrichtungen, aber auch bei den freien Akt-
euren so groB, dass vieles gemacht worden ist, was
man im Nachhinein hdtte anders machen kénnen.
Das liegt nicht alles im Verantwortungsbereich un-
serer Behorde, das muss man auch ganz klar sagen,
aber es gab viel Unruhe.

Es gab die Doppelantrage an verschiedenen Stel-
len, von denen Sie gehort haben, es gab das Be-
dirfnis, Projekte durchfiihren zu kénnen, die nicht
durchgefiihrt werden sollten, da gibt es eine ge-
wisse Bandbreite. Wenn Menschen in existenziel-
ler Not sind, passiert viel, und es ist nicht alles im
Zustandigkeitsbereich der Behorde oder auch von
der Behorde zu steuern. Wir haben das im Nach-
gang bearbeitet und ich moéchte darauf hinweisen,
dass es eine ganz besonders fragile Situation war.
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Prasident Imhoff: Weitere Zusatziragen liegen
nicht vor. — Ich bedanke mich fiir die Beantwor-
tung.

Anfrage 6: Verkehrssicherheit am Vegesacker
Bahnhof

Anfrage der Abgeordneten Frau Tegeler, Schu-
mann, Frau Leonidakis und Fraktion DIE LINKE
vom 15. Juli 2020

Bitte, Frau Kollegin!

Abgeordnete Tegeler (DIE LINKE): Wir fragen den
Senat:

1. Welche Erkenntnisse hat der Senat tiber die Zahl
der VerstoBe gegen die StraBenverkehrsordnung
an der Kreuzung Friedrich-Klippert-StraBe/Zur
Vegesacker Fahre?

2. Wie bewertet der Senat die langjahrige Forde-
rung, dort einen Zebrastreifen zu installieren, um
FuBgangerinnen und FuBlgédnger und Radfahrerin-
nen und Radfahrer besser zu schiitzen?

3. Welche alternativen Instrumente sieht der Senat
gegebenenfalls fir einen verbesserten Schutz der
Verkehrsteilnehmenden zu Full oder mit dem Rad?

Prasident Imhofif: Die Anfrage wird von Frau Biir-
germeisterin Dr. Schaefer beantwortet.

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Fir den Senat beantworte ich die Anfrage wie
folgt:

Zu Frage 1: Die Richtungsfahrbahnen beider Stra-
Ben sind im Einmiindungsbereich durch einen be-
tonierten, gepflasterten Mittelstreifen getrennt,
welcher von zu FuBl Gehenden und Radfahrenden
beim Uberqueren der jeweiligen Fahrbahnen ge-
nutzt wird. Die Ortlichkeit wird insgesamt von der
Polizei Bremen als iibersichtlich bewertet. In den
zuriickliegenden Jahren konnte keinerlei Konflikt-
potenzial durch die Polizei Bremen festgestellt wer-
den. Es gab an der ortlich zustdndigen Polizei-
dienststelle auch kein erhoéhtes Beschwerdeauf-
kommen.

Im Zeitraum vom 1. Juni 2019 bis 1. Juni 2020 wur-
den an der Ortlichkeit drei Verkehrsunfélle regis-
triert. In zwei Fallen waren ausschlieBlich Pkws be-
teiligt, in einem Fall kam es zu einer Vorfahrtsver-
letzung durch einen Kraftfahrer, wodurch ein Rad-
fahrer leicht verletzt wurde. Im gleichen Zeitraum

wurden fur den Kreuzungsbereich Friedrich-Klip-
pert-StraBe/Zur Vegesacker Fahre insgesamt sechs
Verkehrsordnungswidrigkeiten angezeigt.

Zu Frage 2 und 3: Die Umgebung des Bahnhofs
Vegesack befindet sich in einem Verdnderungs-
prozess. Der Neubau des Stadtquartiers am Alten
Speicher — ehemals Haven Ho6vt —, die Erhohung
des Hochwasserschutzes am Hafen und der Neu-
bau eines Umkleidegebaudes fir das Stadion sor-
gen fur Anpassungsbedarfe, ebenso die notwen-
dige Sanierung des Bahnhofsgebaudes und Opti-
mierung des zentralen Verkehrsknotens. Hierzu
zahlen auch die verkehrlichen Bedarfe fiir den FuB3-
und Radverkehr.

Fir den Bereich des Bahnhofsplatzes wird aktuell
eine Rahmenplanung erarbeitet. Sie ist Bestandteil
des Integrierten Entwicklungskonzepts Grohn und
dient der Aufstellung eines abgestimmten Ent-
wicklungskonzepts fiir den offentlichen Raum in
der Nachbarschaft der Grohner Diine.

Ziel der Rahmenplanung ist neben einer Attraktivi-
tatssteigerung des Gebietes auch ein Abbau von
Barrieren durch die Verbindung von Hafen und
Bahnhof sowie der Schonebecker Aue, insbeson-
dere auch fir den FuB- und Radverkehr. Im Rah-
men dieser Prozesse wird die Kreuzung Friedrich-
Klippert-StraBe/Zur Vegesacker Fahre mitbetrach-
tet und beplant. In der aktuellen Bestandssituation
ist die Einrichtung eines Zebrastreifens nach einer
ersten tiberschldagigen Priifung, unter anderem auf-
grund der Lage der Haltestellen, nicht méglich. Im
Zusammenhang mit der neuen Nutzung des Stadt-
quartiers am Alten Speicher ist aber grundsatzlich
eine Signalisierung des Knotenpunktes vorgese-
hen. — So weit die Antwort des Senats!

Prasident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abgeordnete Tegeler (DIE LINKE): Frau Burger-
meisterin, unter uns Vegesackerinnen: Kénnen Sie
sich vorstellen, dass sich tdgliche Beobachtungen
nicht anndhrend mit der Einschatzung der Polizei
Bremen zur Gefahrlichkeit dieses Punktes decken?
Anders gefragt: Konnen Sie sich vorstellen, dass
die allermeisten VerstdéBe gegen die Vorfahrtsre-
geln dort gar nicht erst zur Anzeige gebracht wer-
den?

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Also, unter uns drei
Vegesackerinnen, die wir jetzt hier vorn stehen:
Wenn man dort entlangldauft — und das mache ich
auch relativ oft —, dann sieht man, dass genau an
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diesem Knotenpunkt schon ein ziemliches Durch-
einander ist. Jetzt sind hier ja vor allen Dingen die
Unfalle aufgezahlt — das waren drei im Jahr —, und
ich stimme Ihnen zu, dass nicht jede Ordnungswid-
rigkeit oder jeder Versto gegen Vorfahrtsregeln
gleich zur Anzeige gebracht wird, und das ist ja der
Grund, warum wir uns dann diese Stelle an-
schauen, wenn das ganze Areal geplant wird.

Der Kollege Saxe erinnert sich sehr gut daran, dass
wir genau an dieser Stelle einmal einen Zebrastrei-
fen ausgerollt haben, aber nicht dort an der Halte-
stelle, weil uns damals schon erklart worden ist, das
ginge nicht, weil dort namlich die Busse rechts-
herum fahren, sondern auf der anderen Seite an der
Vegesacker Fahre. Deswegen, glaube ich, ist der
Zebrastreifen vielleicht nicht die Losung, aber an-
dere Formen der sicheren Uberwegung — das habe
ich jain der letzten Antwort vorgelesen —, einer Sig-
nalisierung des Knotenpunktes.

Aber ja, es ist dort ein ziemliches Durcheinander,
weil die Radfahrer kommen, sie wollen dort tiber
die StraBe, keiner geht den groBen Umweg zur
nachsten Ampel. Die Menschen, die zur Bushalte-
stelle wollen, gehen dort einfach hintiber und die
Autos kreuzen dort auch.

Pradsident Imhoif: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordnete Tegeler (DIE LINKE): Welche ande-
ren Instrumente konnten es dann sein, das besser
Zu signalisieren, beziehungsweise wirden Sie uns
dartber berichten, wenn dort die Planungen inten-
siver werden?

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Wenn es kein Zeb-
rastreifen ist, dann hilft oftmals eine Ampel, aber
ich mochte jetzt nicht irgendetwas vorwegnehmen.
Gern berichten wir aber, wenn die weiteren Pla-
nungen vonstattengegangen sind. Wie gesagt, wir
uUberplanen ja das gesamte Areal, nicht nur das Ha-
ven Hoovt oder Zum Alten Speicher und den Bahn-
hofsvorplatz, sondern bis hin zur Aue, und da
schauen wir uns auch die Verkehrssituation an.

Ein bisschen Abhilfe haben wir schon geschaffen.
Am letzten Freitag waren Frau Senatorin Bogedan,
Frau Stahmann und ich ja bei der Eroffnung des
neuen Spielplatzes im Bereich des Familienzent-
rums an der Friedrich-Klippert-Strae, da gibt es
auch schon eine Einengung. Auch da fuhren die
Autos vorher mit rasanter Geschwindigkeit den
Higel hinunter. Hier hat man schon mit der Ver-
kehrsberuhigung angefangen.

Prasident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage?

Abgeordnete Tegeler (DIE LINKE): Nein, danke!
Letzteres finde ich gut und auf den Bericht freuen
wir uns!

Prasident Imhofi: Es gibt eine weitere Zusatzfrage
der Abgeordneten Frau Neumeyer. — Bitte sehr!

Abgeordnete Neumeyer (CDU): Frau Senatorin,
das Integrierte Entwicklungskonzept Grohn soll ja
jetzt um funf Jahre verldangert werden. Reicht das
aus, damit die Planungen abgeschlossen und auch
umgesetzt sind?

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Das hoffe ich doch
sehr! Wir, die in Vegesack wohnen, wissen, wie
dringend notwendig das ist, und ich denke, mit
dem Umbau des Haven Ho6vt geht das andere ein-
her, und das muss auch damit einhergehen. Wenn
dort unten mehr Menschen wohnen, dann muss
man sich natiirlich auch tiber Mobilitdt und Ver-
kehrskonzepte Gedanken machen. Insofern ist das
zumindest mein dringender Wunsch und mein Ziel,
dass wir das auch wirklich in der Zeit realisiert be-
kommen. Sie werden mich bestimmt in fiinf Jahren
fragen!

(Abgeordnete Krimpfer [SPD]: Jawohl!)

Prasident Imhofi: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor. — Ich bedanke mich fiir die Beantwor-
tung.

Anfrage 7: Information iiber und Vergabe von
Notdienstpldtzen in Einrichtungen der Kinderta-
gesbetreuung

Anfrage der Abgeordneten Frau Ahrens, Rowe-
kamp und Fraktion der CDU

vom 17. Juli 2020

Bitte, Frau Kollegin!

Abgeordnete Gronert (CDU): Wir fragen den Se-
nat:

1. Uber welche Kommunikationsformen und -ka-
nale unterrichten die Trager der Kindertagesbe-
treuung die Eltern der Kinder einer Einrichtung
daruber, dass Betreuung nur eingeschrankt im
Rahmen des sogenannten Notdienstes erfolgen
kann, und wie zeitnah erfolgt in der Regel eine sol-
che Unterrichtung der Eltern?
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2. Inwiefern ist es aus Sicht des Senats angezeigt,
konkretere Vorgaben sowohl fir den Informations-
und Kommunikationsfluss zwischen Einrichtungs-
leitungen und Eltern sowie fur das Vergabeverfah-
ren von Platzen in der Notbetreuung zu erlassen,
und welche Moglichkeiten sowie Problemstellun-
gen sieht er in diesem Zusammenhang?

3. Was unternimmt der Senat grundsatzlich daftr,
dass Eltern zukunftig frithzeitiger und verlasslicher
dartber informiert werden, dass in ihrer jeweiligen
Kitabetreuung nur ein Notdienst stattfinden kann,
sowie dafiir, dass das sich hieraus ergebende
Vergabeverfahren der knappen Platze in der Not-
betreuung in allen Einrichtungen gleichermalen
nachvollziehbar, transparent und einheitlich ge-
staltet wird?

Prasident Imhofif: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Dr. Bogedan.

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Fur
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Eine Abfrage der Trager zeigt insge-
samt ein verhaltnismaBig einheitliches Vorgehen.
Gemeinsam ist allen die Nutzung unterschiedlicher
Kommunikationswege und der Anspruch der un-
verzuglichen Meldung. Hier ist zu unterscheiden
nach planbaren und unvorhergesehen Notsituatio-
nen. Letztere erfordern die unmittelbare, tiberwie-
gend telefonische Information oder auch die Nut-
zung von Messengerdiensten.

Bei vorhersehbaren Einschrankungen von Diens-
ten werden die Eltern in der Regel auch persénlich
in der Bring- und Abholsituation informiert. Gleich-
zeitig werden die jeweiligen Elternbeirdte in
Kenntnis gesetzt. Dartiiber hinaus nutzen die Tra-
ger die Moglichkeit des Aushangs oder schreiben
den Eltern Briefe. Parallel dazu werden Informatio-
nen uber die Homepages — soweit vorhanden — zur
Verfugung gestellt.

Zu Frage 2: Der Senat sieht grundsatzlich keinen
zusatzlichen Regelungsbedarf in Bezug auf die
Kommunikationsstrukturen oder Vergabeverfah-
ren. Die etablierten Kommunikationswege und In-
formationsfliisse sind adaquat. Probleme in Einzel-
fallen werden nie ganzlich ausgeschlossen werden
konnen. Bei Bekanntwerden von Fehlverhalten sei-
tens der Trager schaltet sich das kommunale oder
gegebenenfalls auch das Landesjugendamt unver-
zuglich ein.

Die Zusammenarbeit der Erziehungsberechtigten
und der Kindertageseinrichtung ist zudem gesetz-
lich in § 22a SGB VIII geregelt. Demnach sind El-
tern in allen wesentlichen Angelegenheiten der Er-
ziehung, Bildung und Betreuung zu beteiligen.

Aufgrund der besonderen Situation im Zusammen-
hang mit der COVID-19-Pandemie ist es zuletzt al-
lerdings dazu gekommen, dass Informationen nicht
durchgangig mit groBerem zeitlichen Vorlauf ver-
sandt werden konnten, da es sehr zeitnahe Ent-
scheidungen zu treffen und umzusetzen galt. Zu-
dem hat sich gezeigt, dass die Gefahr besteht, dass
Informationen, wenn Sie durch mehrere ,Hande"
weitergegeben werden, nicht mehr im Sinne des
Erstellers ankommen. Daher wurden zu grundsatz-
lichen Fragen Handlungsleitfaden seitens der Be-
horde entwickelt, die die Kitas in den Einrichtun-
gen aushéangen sollen.

In Bezug auf die Frage nach einem zusatzlichen
Vergabeverfahren wird auf das BremAOG bezie-
hungsweise den von der Deputation verabschiede-
ten Ablaufplan verwiesen, an die sich alle Trager
zu halten haben. Dartiiber hinaus bestehen keine
Regelungen auf kommunaler Ebene, die das Vor-
gehen bei der Vergabe von Notdiensten regeln.
Die Gestaltung der Notdienste obliegt der Trager-
autonomie. Dabei sind die Trdager gehalten, die ge-
setzlich geregelten Mindeststandards einzuhalten.
Die Ursachen und Sachlagen sind stets individuell
und als solche auch zu behandeln.

Die Situation in der Pandemie war und ist eine Aus-
nahmesituation, in der sich die Kindertagesbetreu-
ung an den Vorgaben des Infektionsschutzes orien-
tieren muss. Diese Krise erfordert einen Regelungs-
bedarf iiber die bestehenden gesetzlichen Rege-
lungen der Kindertagesbetreuung hinaus, dessen
Rahmen die Verordnung und die Vorgaben der Se-
natorin fiir Kinder und Bildung gebildet haben und
bilden.

Zu Frage 3: Die Senatorin fiir Kinder und Bildung
veroffentlicht alle Informationen auf ihrer Home-
page. Wie bereits erwahnt werden zur Vermeidung
von Missverstdndnissen den Kitas inzwischen zu
wichtigen Regelungen wie zum Beispiel dem ,ein-
geschrankten Regelbetrieb” Handlungsleitfaden
zur Verfiigung gestellt.

In Bezug auf die Notdienste aullerhalb der Pande-
mie werden keine zuséatzlichen Mafinahmen ergrif-
fen, weil es sich in diesen Fdallen immer um Einzel-
falle handelt, die unmittelbar und individuell vor
Ort zu 16sen sind. — So weit die Antwort des Senats!
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Prasident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abgeordnete Gronert (CDU): Haben Sie denn den
Eindruck, dass sich diese Frage lediglich auf die
Zeit der Pandemie bezieht, und wenn Sie von Ein-
zelfallen sprechen, inwieweit gehen Sie davon aus,
dass die eingehenden Beschwerden tatsachlich nur
Einzelfalle sind?

Senatorin Dr. Bogedan: Die Beantwortung der
Frage hat sich nicht ausschlieBlich auf die Pande-
miesituation bezogen, sondern der iiberwiegende
Teil der Beantwortung der Befragung zielte auf alle
anderen Formen von Notdiensten. Der einschran-
kende Teil war nur, dass wir in der Pandemie eine
besondere Situation hatten, in der tatsachlich Kom-
munikationswege in den tublichen, eingespielten
Formaten so nicht funktionieren konnten, weil wir
ganz haufig Situationen hatten, in denen man sehr
kurzfristig reagieren musste.

Ja, ich glaube, dass es sich um Einzelfadlle handelt.
Wir haben aktuell immer wieder Situationen, dass
es in bestimmten Einrichtungen zu Notdiensten
kommt. Fir den kommunalen Trager gibt es dazu
ein ziemlich ausfiihrliches Berichtswesen, bei-
spielsweise auch im Betriebsausschuss, wo sich
deutlich gezeigt hat, dass es sich um wenige, ein-
zelne Einrichtungen handelt, die offensichtlich
auch personelle Problemlagen haben, die immer
wieder dazu flihren, dass es dort zu Notdiensten
kommt. Entsprechende Gegensteuerungen sind er-
griffen worden.

Wenn es dann also — und hier ging es ja um die
Frage, wie die Eltern in diesen Fallen informiert
werden - zu einem besonderen personellen Eng-
pass kommt, sodass der vertraglich vereinbarte Be-
treuungsumfang nicht mehr zu leisten ist, dann
handelt es sich jedenfalls um irgendwelche kurz-
fristigen Ereignisse wie Krankheiten, die dazu fuh-
ren, dass Beschaftigte kurzfristig nicht zur Verfi-
gung stehen, bevor dann eine weitere Losung ge-
funden werden kann, beispielsweise durch einen
Vertretungspool et cetera.

Prasident Imhoif: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor. — Ich bedanke mich fiir die Beantwor-
tung.

Anfrage 8: Hilit der ,HanseSani" auch, Kranken-
hauseinweisungen aus Piflegeheimen zu verrin-
gern?

Anfirage der Abgeordneten Frau Gronert, Rowe-
kamp und Fraktion der CDU

vom 23. Juli 2020

Abgeordnete Gronert (CDU): Wir fragen den Se-
nat:

1. Kommt der ,HanseSani” auch bei Anforderun-
gen aus Pflegeheimen zum Einsatz und kann er mit
seinen Qualifikationen und mithilfe des ihm zur
Verfugung stehenden Telemediziners auch dazu
beitragen, Krankenhauseinweisungen aus Pflege-
heimen zu verringern, und wenn nein, warum
nicht, wenn ja, mit welchen Ergebnissen?

2. Wird bei einer Fortsetzung des Projekts ,Hanse-
Sani” das Ziel, auch Krankenhauseinweisungen
von Pflegeheimbewohnern mdoglichst zu verrin-
gern, verbindlich mit ins Konzept aufgenommen?

Prasident Imhoif: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Bull.

Staatsrat Bull: Sehr geehrter Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Fiur den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der ,HanseSani” kommt auch in Pfle-
geheimen zum Einsatz. Da in Pflegeheimen aber
medizinisches Fachpersonal vorhanden ist, erfolgt
die Rettungsmittelanforderung von dort aus im Re-
gelfall sehr gezielt, sodass die unklare Situation, fir
die der ,HanseSani" ins Leben gerufen wurde, dort
tendenziell seltener vorkommt.

Im Zeitraum vom 1. April bis 30. Juni 2020 waren
insgesamt 35 Einsdtze in Pflegeheimen zu ver-
zeichnen. Funf der Einsatze erfolgten zur Erstver-
sorgung bei primdr lebensbedrohlichen Zustands-
bildern. Bei diesen genannten Einsatzen wurde der
.HanseSani" geschickt, da er schneller vor Ort sein
konnte als der Rettungswagen oder das Notarztein-
satzfahrzeug, die jedoch zum Einsatz nachgefuhrt
wurden.

18 Patienten wurden nach dem Einsatz des ,Han-
seSani” unter rettungsdienstlicher Begleitung ei-
ner klinischen Versorgung zugefiihrt. Bei drei Eins-
atzen erfolgte nach der Erstversorgung durch den
.HanseSani” eine Krankhauszuweisung mit einem
Krankentransportwagen beziehungsweise Taxi.
Beineun Einsatzen konnten die Patienten nach der
Versorgung im Pflegeheim verbleiben.
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Zu Frage 2: Ziel des Projektes ,HanseSani"” ist es,
Patientinnen und Patienten durch noch gezieltere
Steuerung die richtige Versorgung zukommen zu
lassen. Dadurch sollen Ressourcen des Rettungs-
dienstes und der weiterbehandelnden Kliniken ge-
schont werden. Durch die weitere Qualifikation der
+HanseSani” analog des Gemeindenotfallsanita-
ters im Oldenburger Raum erhalten diese erwei-
terte Kenntnisse unter anderem in der Wundversor-
gung und im Umgang mit Blasenkathetern. Dies
kann unter anderem dazu fuhren, dass weniger
pilegebedurftige Menschen in eine Klinik einge-
wiesen werden missen.

Derzeit finden Verhandlungen tiber die Fortset-
zung dieses erfolgreichen Projekts statt. — So weit
die Antwort des Senats!

Prasident Imhoif: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abgeordnete Gronert (CDU): Ich freue mich nattr-
lich uber Erfolge. Sie haben in der Beantwortung
zu Frage eins Griinde fur das Abrufen von Einsat-
zen in Pflegeheimen genannt. Sind Sie sich sicher,
dass die Grunde, die Sie genannt haben, auch
wirklich die Griinde dafir sind, dass der ,Hanse-
Sani” nicht angerufen wurde?

Staatsrat Bull: So ist unsere Einschatzung nach
Auswertung der Einsatze!

Pradsident Imhoif: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abgeordnete Gronert (CDU): Aber es ist einfach
eine Einschatzung, die Sie im Ressort getroffen ha-
ben?

Staatsrat Bull: Es ist die Einschatzung unserer
Fachleute!

Prasident Imhoif: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor. — Ich bedanke mich fiir die Beantwor-
tung.

Anfrage 9: Recyclingstation in Bremen-Horn
Anfirage der Abgeordneten Dr. Buhlert, Frau
Bergmann, Frau Wischhusen und Fraktion der
EFDP

vom 27. Juli 2020

Bitte, Herr Abgeordneter!

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den
Senat:

1. Warum wird die Recyclingstation Bremen-Horn
derzeit nicht fir FuBganger und Radfahrer wieder-
eroffnet und fir den Pkw-Verkehr mit Voranmel-
dung zuganglich gemacht?

2. Wann wird die Recyclingstation in Bremen-Horn
fir alle konkret wiedereroffnet beziehungsweise
wann sind Nutzungsdanderungen fir die Flachen
der Recyclingstation vorgesehen?

3. Welche anderweitigen und leicht erreichbaren
Entsorgungsmoglichkeiten haben die Menschen
im Einzugsbereich der Recyclingstation Bremen-
Horn?

Prasident Imhofii: Die Anfrage wird von Frau Bir-
germeisterin Dr. Schaefer beantwortet.

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Fiir den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Recyclingstation Horn ist seit dem
3. August 2020 wieder fir Abfallanlieferungen von
FuBgédngern und Radfahrern zugénglich. Die Off-
nungszeiten sind aktuell Montag und Donnerstag
von 9:00 bis 17:00 Uhr.

Eine Offnung der Station fiir den Pkw-Verkehr mit
Voranmeldung ist aus Sicht der DBS organisato-
risch nicht realisierbar. Es kann zum einen nicht
davon ausgegangen werden, dass die Termine mit
einer ausreichenden Genauigkeit eingehalten wer-
den, und zum anderen missten nicht angemeldete
Fahrzeuge am Tor abgewiesen werden. Es wére zu
erwarten, dass diese Situation zu Konflikten fiihren
wiirde.

Zu Frage 2: Zunachst sollen die Frequentation der
Station durch FuBBgdnger und Radfahrer sowie die
aktuelle Entwicklung der Corona-Infektionen beo-
bachtet werden. Bei vorhandenem Bedarf fiir eine
Ausweitung der Offnungszeiten und bei einer
gunstigen Entwicklung der Coronapandemie kann
die Station an weiteren Wochentagen geodffnet
werden.

Eine Offnung der Station fiir Pkws zu den normalen
Offnungszeiten ist aus Sicht der DBS erst nach Ab-
schaffung der Corona-Abstandsregelung moglich.
Die Durchsetzung der Abstandsregelung erfordert
die Einrichtung einer Eingangskontrolle an der
Toreinfahrt, was unmittelbar zu Verkehrsbehinde-
rungen auf der Achterstra3e fithren wiirde.
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Zu Frage 3: Fur die Entsorgung der Fraktionen Alt-
kleider, Altglas und Kleinelektrogerate stehen die
ortsbekannten Containerstandpldatze zur Verfu-
gung. Die Standorte konnen auch auf der Internet-
seite der DBS abgerufen werden. Papier und
Leichtverpackungen, also der Gelbe Sack, kénnen
uber die komfortablen Holsysteme entsorgt wer-
den.

Fir die Entsorgung der anderen Abfallfraktionen
konnen von Horn aus gut die Recyclingstationen im
Blockland, in Borgfeld und Oberneuland angefah-
ren werden. — So weit die Antwort des Senats!

Prasident Imhoif: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sie hatten ja die
Frage schon am 27. Juli gestellt und es ist schon,
dass in der Zwischenzeit etwas passiert ist. Trifft es
zu, dass jetzt, da fur FuBganger geoffnet ist, Auto-
fahrer vor der Recyclingstation halten und dann als
FuBganger ihre Abfalle dort hineinbringen und
sich die Situation auf der AchterstraBe insofern
vielleicht nicht verbessert hat?

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Das kann ich ehr-
licherweise, Herr Buhlert, nicht beantworten, weil
mir dazu keine Daten vorliegen. Das kann ich gern
erfragen. Wir haben ja eine ahnliche Situation in
Findorff gehabt, das habe ich beim letzten Mal vor-
getragen. Uberall dort, wo sich dann Pkws auf-
stauen wiirden, haben wir die Station ja nur fur den
FuB- und Fahrradverkehr geoffnet. In Findorff wis-
sen wir, dass dort hauptsachlich Fahrradfahrer hin-
fahren. Jetzt werde ich gern fur Sie noch einmal die
Situation in Horn abfragen, ob es dann zu Staus
kommt, weil die Autos um die Ecke geparkt wer-
den und man dann zu FuB} dort hingeht.

Prasident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage?

Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Nein, ich nehme
zur Kenntnis, dass man sich bemiiht, dort weiter zu
offnen!

Prasident Imhoff: Es gibt eine weitere Zusatzfrage
der Abgeordneten Frau Bergmann. — Bitte sehr!

Abgeordnete Bergmann (FDP): Ich habe ja nun zu-
fallig die Information, dass es so ist, dass die Leute
mit dem Auto dort hinfahren, ein Stick weiter weg
parken und die Sachen handisch dort hineintragen.
Halten Sie das fiir eine befriedigende Losung der
Situation oder haben Sie eine andere Idee, wie man

besser mit der Situation umgehen kann, denn so ist
es irgendwie fur alle unbefriedigend?

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Ich habe jetzt ja
auch Thnen schon mehrmals in der letzten Frage-
stunde zu erklaren versucht, dass wir die Station
nicht fur die Pkws 6ffnen konnen, weil wir eine Ein-
gangskontrolle brauchen, und wenn dann mehr als
zwei Autos davor stehen, dann gibt es einen sehr
groBen Ruckstau. Das hei3t, wir konnen dort nicht
fir die Pkws offnen, und ich habe ja gerade noch
einmal vorgelesen, wer mit dem Pkw unterwegs ist
und seinen Abfall mit dem Pkw wegbringen
mochte, der kann auch relativ einfach die Stationen
im Blockland, in Borgfeld und in Oberneuland an-
fahren. Ich glaube aber nicht, dass es in IThrem In-
teresse ist, dass wir das fir die Pkws komplett 6ff-
nen und dann lange Staus auf der Achterstralle ha-
ben. Das kann ich mir bei Weitem nicht vorstellen.
Das ist der Grund, warum wir die Station fiir Fahr-
radfahrer und FuBlganger geoffnet haben, sie aber
eben nicht fiir die Pkws 6ffnen konnen.

Ich will auch einmal sagen, wir haben leider auch
Erfahrungen gemacht — so, wie woanders Strafien-
bahnfahrer die Erfahrung machen mussten, massiv
attackiert zu werden, wenn sie Fahrgaste anspre-
chen, die keine Maske haben —, dass die Anweisun-
gen zum Warten missachtet worden sind und na-
tirlich auch Abfall zu FuBl zu den Containern ge-
tragen worden ist. In einem Fall wurde aber ein ex-
terner Wachmann von einem ungeduldigen Birger
angefahren. Solche Situationen haben wir auch an
den Recyclingstationen und das moéchten wir fur
Horn gern vermeiden.

(Abgeordnete Krumpfer [SPD]: Fiir alle!)

Prasident Imhofi: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor. — Ich bedanke mich fiir die Beantwor-
tung.

Mit Beantwortung dieser Anfrage ist die Frage-
stunde beendet. Die vom Senat schriftlich beant-
worteten Anfragen der Fragestunde finden Sie im

Anhang zum Plenarprotokoll ab Seite 822.

Aktuelle Stunde

Fir die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen
kein Thema beantragt worden.
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Den Einsatz von Laubbldsern und Laubsaugern
mit Verbrennungsmotor reduzieren — Gesund-
heitsschutz bei der Anwendung verbessern, Um-
welt schiitzen

Antrag der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen,
der SPD und DIE LINKE

vom 1. Juli 2020

(Drucksache 20/278 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Blurgermeis-
terin Dr. Schaefer.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Saxe.

Abgeordneter Saxe (Biindnis 90/Die Griinen):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Laub-
blaser und ihre noch problematischeren Bruder, die
Laubsauger, haben im Sinne der Arbeitsokonomie
und der Arbeitserleichterung groBe Vorteile: Sie
unterstiitzen das Leitbild der sauberen Stadt, sie
sparen Geld und Personal. Das war das kurze Lob-
lied auf diese Gerate. Wir wollen mit diesem An-
trag kein Verbot dieser Gerate, sondern fir die Ge-
fahren und die von ihnen ausgehenden Schadigun-
gen sensibilisieren, den Gebrauch auf das Notwen-
dige reduzieren und eine Umstellung auf leisere
und schadstoffarmere Gerate unterstiitzen.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Was sind die problematischen Aspekte der Nut-
zung von Laubblasern und Laubsaugern? Sie figen
der Bodenokologie Schaden zu und sind eine todli-
che Gefahr fur Kleintiere, Insekten, Spinnen, Re-
genwurmer und Frosche. Sie wirbeln im StraBen-
raum groBe Mengen an Feinstaub auf und sondern
aus den Abgasen viele Schadstoffe ab. Fir Men-
schen, die mit ihnen arbeiten oder sich in der Nahe
aufhalten, ist dies ein gesundheitsschadliches Luft-
gemisch. Es gibt dann das Problem des Larms. Es
ist ein Problem, das sehr viele Leute stort, wenn sie
morgens um 9:00 Uhr oder auch noch etwas fruher
von diesen Geraten begrifit werden, die manchmal
so laut sind wie eine Kreissage. Dann gibt es sehr
viele Beschwerden. Es gibt keine Grenzwerte, das
heillt, man kann tatsdchlich mit Geraten arbeiten,
die so laut sind wie eine Kreissdge. Dartber sind
sehr viele Menschen in dieser Stadt verargert, ge-
rade auch uber Mitarbeiter von Gehwegreini-
gungsfirmen, die dort unterwegs sind.

Ich habe mich bei der Vorbereitung auf diese De-
batte erkundigt, was die ganzen Unternehmen ma-
chen, auch die stadteigenen Unternehmen in Bre-
men. Beim Umweltbetrieb Bremen habe ich nach-
gefragt, bei der GEWOBA, bei der Bremer StraBlen-
bahn AG. Wenn man dort anruft, sind sie leicht ge-
nervt und sagen, ja, wir haben schon erkannt, dass
da irgendwie ein Problem ist. Es hat groe Vorteile
fur die Arbeitsokonomie, weil es im Herbst, wenn
es in der Stadt groBe Mengen an Laub gibt, unter
anderem auf den Griinflachen, im Sinne des Perso-
nals, das man daftr zur Verfiigung hat, schwierig
ist, ohne diese Gerate tatig zu werden. Es ist sehr
wenig ausprobiert worden in den Betrieben in Bre-
men, das ist anders als in Bremerhaven. In Bremer-
haven, im Gartenbauamt, wird sukzessive auf ak-
kubetriebene Gerate umgestellt. Man muss klar sa-
gen, sie sind nicht so leistungsfahig wie welche, die
mit Diesel oder Benzin betrieben sind, aber sie sind
sehr viel leiser und sondern sehr viel weniger
Schadstoffe ab.

Jetzt kann man sagen, gut, Bremerhaven, das
stockt dort noch ein bisschen, was machen denn
andere Stadte? Da habe ich mich auch erkundigt:
In Hamburg, Stuttgart und Minchen hat man sich
auf den Weg gemacht und versucht, sukzessive da-
rauf umzustellen, dass man mehr Akkugerdte
nimmt.

Ich glaube, esist auch eine ganz wichtige Frage des
Arbeitsschutzes. Was passiert, wenn man mit so ei-
nem Laubbléaser auf der StraBe unterwegs ist? Es
werden alle moglichen Sachen aufgewirbelt, der
Feinstaub, vor dem wir uns fiirchten, der auf Dauer
auch todlich sein kann, wird da aufgewirbelt. Die
meisten Leute, die ich sehe, die da unterwegs sind,
haben einen Gehorschutz auf, sie haben aber ganz
selten einen Atemschutz dabei, und ich glaube, wir
haben da ein groBferes Gesundheitsproblem, dem
wir uns meiner Ansicht nach widmen miissen.

Es gibt aber auch eine ubergeordnete Regelungs-
kompetenz. Der Einsatz von Laubblasern — das wis-
sen viele nicht, wenn es morgens um 8:00 Uhr in
ihren StraBen larmt — ist nur von 9:00 bis 13:00 Uhr
erlaubt oder von 15:00 bis 17:00 Uhr. Wir brauchen
ganz dringend diese Larmgrenzwerte auf EU-
Ebene. Daran wird jetzt gearbeitet. Man rechnet
damit, dass es daflir im Jahr 2025 eine Regelung
geben kann. So lange kénnen wir nur aufklaren,
wir konnen mit den Unternehmen reden, die diese
Gerate einsetzen, und wir konnen sukzessive auf
leisere und schadstoffarmere Gerate umstellen. Da-
fiir gilt wieder der Leitsatz: Greifen wir zum Au-
Bersten und reden miteinander!
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Es ist meiner Ansicht nach sehr wichtig, dass wir
mit den Bilrgersteigreinigungsfirmen in das Ge-
sprach kommen. Da sind mit Sicherheit einige da-
bei, die verantwortungsvoll handeln, aber ich sehe
auch da immer wieder VerstoBe, zum Beispiel habe
ich am Wochenende einen Mitarbeiter mit einem
Laubblaser auf dem Osterdeich gesehen, der durfte
da gar nicht tatig gewesen sein.

Wir miussen, glaube ich, aber auch die Menschen
in dieser Stadt sensibilisieren. Im privaten Bereich,
im eigenen Garten, ist es fur die Bodenokologie o-
der fiir die Kleintiere selten sinnvoll, sondern
schadlich, wenn diese Gerdate eingesetzt werden.
Da ist dieser Einsatz uberflissig, und auch da mus-
sen wir in dieser Stadt mehr miteinander iiber die
schadlichen Auswirkungen dieser Gerate reden. —
Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Prasident Imhofi: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Gottschalk.

Abgeordneter Gottschalk (SPD): Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Laubsauger und
Laubblaser sind ein 6kologisches Problem. Sie sind
haufig ein nachbarschaftliches Argernis, obwohl
ihre Einsatzzeiten begrenzt sind. Sie sind aber vor
allem auch ein Fall fur den Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz, insbesondere bei 6ffentlichen Unter-
nehmen wie der Bremer Stralenreinigung, dem
Umweltbetrieb Bremen, aber auch bei privaten Un-
ternehmen, gerade bei den StraBenreinigungs-
diensten. Ralph Saxe hat es eindrucksvoll und aus-
fuhrlich beschrieben, dem ist nichts hinzuzufiigen.
Die entscheidende Frage fir uns, die diskutiert und
versucht haben, sich einzubinden, ist die Frage:
Was tun?

Es gibt durchaus Ansatze, solche Gerate schlicht
und einfach zu verbieten. In den USA ist das in
manchen Stdadten schon seit 1970 so. In Europa ist
es in der Stadt Graz schon seit 2014 so. Allerdings
muss man sagen, dort gibt es eine besondere Situ-
ation der Feinstaubbelastung, und es ist eine Aus-
nahmesituation, ansonsten ware das aus europa-
rechtlichen und wettbewerbsrechtlichen Griinden
nicht moglich.

Was wir aber zumindest schaffen miissen, ist, dass
die Einsatze von Geraten mit Verbrennungsmotor
reduziert und am Ende abgeschafft werden. Der
Ubergang zu akkubetriebenen Geréten ist mog-
lich. Die Leistungsfahigkeit — Ralph Saxe hat es an-
gedeutet — ist in manchen Fallen noch nicht so, wie

man sie gern hatte, noch nicht auf der Hohe von
Verbrennungsmotoren, aber die Entwicklung geht
voran, und ich denke, dass man bei Neubeschaf-
fungen diesen Weg auf jeden Fall gehen muss. Ich
weiB, dass dies auf jeden Fall bei der Bremer Stra-
Benreinigung schon umgesetzt wird, und auch
beim Umweltbetrieb Bremen ist das klare Signal,
ja, wir werden das machen, selbst wenn wir hin und
wieder noch Zweifel an der Leistungsfahigkeit ha-
ben. Diesen Weg sollten wir unterstiitzen.

Wir stehen dabei allerdings gleichzeitig vor der
Frage: Sollen wir das noch beschleunigen, sollen
wir moglicherweise darauf drangen, dass Gerdte,
die jetzt mit Verbrennungsmotoren im Einsatz sind,
aus den besagten Griinden vorzeitig aussortiert
werden? Ich denke, dariiber miissen wir sprechen,
aber es macht keinen Sinn, dies schon in Form ei-
nes Antrags zu machen. Dafur sind Gremien wie
der Betriebsausschuss beim Umweltbetrieb Bre-
men oder der Verwaltungsrat bei der Bremer Stra-
Benreinigung der richtige Ort, um sich das genauer
anzuschauen und auch zu sehen, in welchen Gro-
Benordnungen das finanziell zu Buche schlagen
wiurde.

Dartber hinaus stellt sich nattrlich die Frage: Soll
man weiter gehen — Ralph Saxe hat es angespro-
chen —, soll man in dem Bereich reduzieren? Es ist
keine einfache Frage. Man muss sich vor Augen
fihren, dass allein beim Umweltbetrieb Bremen
pro Jahr ungefdhr 5 000 Tonnen Laub anfallen. Das
sind Mengen, die bewdltigt werden mussen, und
wenn man sich anschaut, was ein Laubbléaser leis-
tet, so gibt es die Pi-mal-Daumen-Regel, mit einem
Laubblasergerdt kann man so viel leisten wie vier
Personen mit einer Harke. Wenn man das auf diese
Mengen umrechnet, die beim Umweltbetrieb Bre-
men anfallen, dann wissen wir, ein Rickweg zur
Harke wiirde erheblichen personellen, erheblichen
finanziellen Mehrbedarf verursachen, und wenn
wir uns die Finanzen anschauen, die wir dort ja
schon als eng kennen, dann wissen wir, das ist ei-
gentlich nicht der Weg.

Wir werden also schauen miissen, ob es moglicher-
weise Flachen gibt, auf denen man weniger Laub
beseitigt. Auch das ist eine Frage, von der ich
denke, wir mussen uns in den Gremien einmal an-
schauen, was da infrage kommt, wo man etwas re-
duzieren kann. Ich denke, dass wir heute ein klares
Signal geben sollten, wir wollen die Transformation
hin zu den akkubetriebenen Geraten, wir wollen
sehen, dass moglicherweise auch reduziert wird
und dass auf jeden Fall diese 6kologischen Belas-
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tungen, die Argernisse, die mit dem Krach verbun-
den sind, vor allem aber auch die Risiken hinsicht-
lich des Arbeitsschutzes beachtet werden. So weit
das, was den offentlichen Bereich angeht!

Einfacher ist es im privaten Bereich bei den priva-
ten Verbrauchern. Da ist die klare Empfehlung,
okologisch mit Ricksicht auf die Nachbarn und mit
Ricksicht auf die eigene Gesundheit: Verzichten
Sie auf solche Gerate, greifen Sie zuriick auf die
Harke, das ist angenehmer, das ist sportlicher, und
das hilft allen. — Danke schon!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Prasident Imhofi: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tebje.

Abgeordneter Tebje (DIE LINKE): Sehr geehrter
Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wer kennt das nicht? Ein dammriger Herbstmor-
gen, kurz vor 7:00 Uhr, das Bett noch wohlig warm,
und es drohnt und brummt und pfeift, kurz nach-
dem der Wecker um 7:01 Uhr erschallt. Die Laub-
blasersaison ist gestartet, und dummerweise — Herr
Saxe hat es angedeutet — wohnt man nicht in einem
reinen Wohngebiet, in dem man erst ab 9:00 Uhr
den Laubblaser anstellen darf. Was fur die schla-
fenden oder frihstiickenden Anwohner laut und
sehr storend ist, ist fiir andere gesundheits-, sogar
lebensgefahrlich.

Laubblaser und Laubsauger mit Verbrennungsmo-
toren haben einen Schallpegel von bis zu 115 Dezi-
bel, sie sind so laut wie Presslufthammer und Kreis-
sagen, Herr Saxe hat es schon gesagt. Schon ab ei-
nem Larmpegel von 85 Dezibel kann es zu schwe-
ren Horschaden kommen. Menschen, die diese Ge-
rdate ohne Larmschutz bedienen oder sich in unmit-
telbarer Nahe befinden, werden also erheblichen
Gesundheitsgefahren ausgesetzt. Hinzu kommt,
dass die Gerate mit Verbrennungsmotoren reinste
Dreckschleudern sind. Sie stoen Kohlenwasser-
stoffe, Stickoxide und Kohlenmonoxid aus und fab-
rizieren so selbst eine ganze Menge gesundheits-
schadlicher Stoffe. Zudem wirbeln sie erhebliche
Mengen Feinstaub, Blitenstaub und Mikroorganis-
men aus dem StraBenraum auf, teilweise auch Pilz-
sporen, Schimmelpilze, Parasiten, Bakterien und
Viren, denn was alles so am Boden liegt, ist meis-
tens nicht sonderlich hygienisch. Wer diese Mi-
schung einatmet, bekommt nicht nur als Allergiker
erhebliche Probleme.

Fir die Umwelt und fur die in ihr lebenden Tiere
wie Igel und Insekten sind Laubbldaser und Laub-
sauger meistens nicht nur gefahrlich, sondern tod-
lich. Laubblaser jagen die Luft mit einer Geschwin-
digkeit von bis zu 220 Kilometern pro Stunde wie
ein starker Hurrikan uber den Boden, Laubsauger
ziehen mit Luftgeschwindigkeiten von 160 Kilome-
tern pro Stunde alles in den Sack, was nicht niet-
und nagelfest ist. Die oberflachliche Streuschicht,
der Hauptlebensraum vieler Bodentiere, wird mas-
siv gestort und zerstort, die Bodenoberflache, auf
der sich viele Bodenorganismen befinden, verliert
ihre Funktionsfahigkeit. Durch die Zerstérung der
Bodenflora und -fauna wird die stoffliche Umset-
zung und dadurch die Humusbildung gestort.
Kleintiere und Vogel verlieren Nahrung und Le-
bensraum, Insekten und Spinnen werden getotet.
Zudem ist der Boden schlechter vor Austrocknung
und Extremtemperaturen geschiitzt, das sind also
angesichts der steigenden Temperaturen und kran-
ker und sterbender Baume keine guten Aussichten.

Fazit: Das okologische Gleichgewicht ist durch den
Einsatz von Laubbldsern und Laubsaugern erheb-
lich gefdahrdet, aber — dann kommt das grofe Aber,
das hat Herr Gottschalk auch gerade schon gesagt!
—diese Laubblaser stellen eine grofie Arbeitsentlas-
tung dar. Insbesondere fiir groBe und stark ver-
schmutzte Flachen ist deren Einsatz oft alternativ-
los. Es geht schlieBlich nicht nur um Laub, sondern
auch um Miill, der nicht so einfach auf den Flachen
liegen gelassen oder unter Hecken gefegt werden
kann, aber — da wiirde ich Herrn Gottschalk auch
noch einmal ergdnzen! —ich glaube, gerade bei den
Flachen, bei denen man die Mdoglichkeit hat, wo
Hecken sind, wo der Weg zur Entsorgung nicht
weit ist, gibt es Moglichkeiten, bei denen man auch
ohne einen sehr groBen Personalaufwand zu ande-
ren Organisationsmoglichkeiten mit dem Laub als
solches umsteuern kann. Es gilt also abzuwéagen
zwischen Gesundheitsschutz, Umweltschutz und
Arbeitsbelastung beziehungsweise Arbeitsentlas-
tung. Daran haben wir uns in unserem Antrag ori-
entiert, und deshalb bitten wir um Zustimmung. -
Danke!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Prisident Imhoff: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Michalik.

Abgeordneter Michalik (CDU): Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Gaste! Bald fallen die ersten Bladtter von den Bau-
men, und dann kommt dieses nervige Gerdusch,
laufende Motoren, die stdandig aufheulen. Heute
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debattieren wir einen Antrag der Koalition, der
zum Ziel hat, die Anwendung der Laubblaser mit
Verbrennungsmotor in dieser Stadt zu reduzieren.
Der Einleitungstext des Antrags fasst die Probleme,
die die Laubblaser mit Verbrennungsmotor mit sich
bringen, gut zusammen. Inhaltlich ist schon sehr
viel genannt worden —ich habe gemerkt, wir hatten
anscheinend alle die gleiche Quelle —, trotzdem
gehe ich noch einmal auf einige Punkte ein.

Die Folgen fir die Gesundheit und die Umwelt sind
nicht von der Hand zu weisen. Neben all den ner-
vigen Gerdauschen, dem Gestank und den Aufwir-
belungen sind auch die Umweltaspekte nicht trag-
bar. Wir sprechen hier, so wie Ingo Tebje vorhin,
liber Larmemissionen von iiber 100 Dezibel, und
wie Ingo Tebje auch richtig sagte, bereits 85 Dezi-
bel konnen zu Horschaden fuhren. Die Abgase und
Aufwirbelungen sind fiir die Leute, die keinen
Mundschutz tragen, hoch giftig und toxisch. Uber
zerstorte Pflanzen und das Toten von Insekten und
Kleintieren brauchen wir auch gar nicht weiter zu
sprechen, das ist scheinbar jedem Kklar.

Sicher muss der Einsatzort dieser Gerdte in der Re-
gel gut durchdacht werden. Wir als Fraktion der
CDU sind auch ganz klar der Auffassung, dass die
offentliche Hand mit ihren Eigenbetrieben und Ge-
sellschaften mit gutem Beispiel vorangehen muss
und Laubblaser und Laubsauger nur dort ange-
wandt werden dirfen, wo sie wirklich unentbehr-
lich sind. Ralph Saxe hat es schon gesagt: Nur dort,
wo es notwendig ist! Das Problem: Das steht nicht
im Antrag. Das ist ibrigens auch eine Empfehlung
des Umweltbundesamtes an die 6ffentliche Hand.

Bei der Durchsicht der einzelnen Beschlusspunkte
ist mir allerdings einiges aufgefallen, und zwar sind
die Formulierungen in der Regel sehr weich. Ein
Beispiel aus dem Beschlusspunkt Nummer eins, ich
zitiere: ,Den Einsatz ... zu hinterfragen oder den
Gebrauch so weit wie moglich zu reduzieren.” In
dieser Forderung haben Sie nichts hinterlegt, was
irgendwie messbar ist. Hier steht nicht, bis wann
der Gebrauch reduziert werden soll oder was es
Uberhaupt bedeutet, dass reduziert werden soll.
Vor allem von Thnen, Herr Saxe, von der Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen hatte ich mehr Mut erwar-
tet. Sie hatten zum Beispiel genau das, was Sie sa-
gen, auch fordern konnen, indem Sie schreiben,
wir reduzieren das MalB auf das Notwendige. Das
fehlt allerdings.

Es ist auch ein richtiger Gedanke, akkubetriebene
Gerate anzuschaffen und zu nutzen, um die Laub-

blaser mit Verbrennungsmotor auf lange Sicht aus-
zutauschen. Hier stellen wir uns die Frage, ob es
nicht sogar an der einen oder anderen Stelle ver-
tretbar ware, zu fordern und zu sagen, wir nutzen
Rechen und Besen, solange zum Beispiel die E-Ge-
rate noch nicht annahernd die Effizienz von denen
mit Verbrennungsmotor haben. Das hatten Sie
ebenfalls einfordern konnen.

Den Schlusspunkt fiinf hatte man weiter nicht fas-
sen konnen. Sicher ist es wichtig, die Risiken zu er-
mitteln, aber ,ermitteln” ist auch wieder einer die-
ser weiten Begriffe. Wir sind der Meinung, dass in
den vergangenen Jahren schon sehr viel aus ver-
schiedenen Richtungen passiert ist. Zum Beispiel
rat der Lungeninformationsdienst bei der Anwen-
dung dieser Gerdate zum Tragen von Schutzmas-
ken, das ist also schon ein offensichtliches Politi-
kum gewesen. Hier bleibt offen, ob die Koalition
sich jetzt auf Bundesebene dafiir einsetzen oder gar
ein teures Gutachten dafir in Auftrag geben will.
Der Mehrwert der erhofften Ergebnisse erschlief3t
sich uns nicht wirklich. Daher miissen wir darauf
vertrauen, dass Sie diese Fragen an der richtigen
Stelle anstoBen. Eine Konkretisierung hatte uns
weiter vorangebracht, und wir wéaren auch zigiger
vorangekommen.

Sie wollen sich auch fiir eine Larmgrenze einset-
zen, das ist auch durchaus ein positiver Aspekt.
Hier ist allerdings nicht ganz klar, ob die Koalition
die Bundesregierung auffordert, auf EU-Ebene ta-
tig zu werden, oder ob die Bundesregierung allein
einen Grenzwert festlegen soll. Es gibt keine ge-
setzlichen Grenzwerte fur diese Gerate. Ich weil,
dass das hdaufig gewtlnscht wére, aber wie Herr
Gottschalk zutreffend gesagt hat, darf Deutschland
nicht allein diese Produktbeschrankung austiben.
Bestehende Marktregeln der Europaischen Union
verbieten das. Fakt ist, wie auch Herr Gottschalk
sagte, dass die Europdische Kommission plant,
Larmgrenzen fiir diese Gerdte einzufiihren. Die
Bundesregierung und das Umweltbundesamt un-
terstiitzen die Kommission dabei, aber wie vorhin
schon gesagt wurde, bis 2025, vorher diirfen wir
damit nicht rechnen.

Sie beantragen de facto etwas, was schon lange auf
den Weg gebracht wurde. In der Gesamtheit geht
der Antrag schon in eine richtige Richtung, obwohl
handwerklich viele Schwachstellen vorliegen. Ihre
Formulierungen sind einfach sehr offen und nicht
bindend. Hier gibt es wenig Punkte, an denen man
am Ende einen Erfolg messen kann. Die Fraktion
der CDU wird diesem Antrag aus diesen Griinden
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mit sehr viel Wohlwollen noch zustimmen. — Vielen
Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall CDU)

Pradsident Imhofi: Als ndchster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Buhlert.

(Abgeordneter Fecker [Bindnis 90/Die Grinen]:
Magnus Buhlert erklart uns jetzt, dass das alles der
Markt klart!)

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Herr Fe-
cker, Sie horen einfach zu, dann wissen Sie, was ich
erklare, und dann kénnen wir auch dartiber reden,
dass viele Koche einen Brei angertiihrt haben und
man schauen muss, was man davon isst und was
man davon nicht isst! Wir als Fraktion der FDP be-
antragen hier eine getrennte Abstimmung, weil wir
einige Punkte teilen und andere fur nicht nachvoll-
ziehbar halten und da vielleicht weniger Wohlwol-
len aufbringen als die Fraktion der CDU, denn wir
wissen, dass GroBstadte wie beispielsweise Hanno-
ver bereits Akkublaser nutzen. Insofern mussen Er-
fahrungswerte anderer Stadte vorliegen, die darauf
hindeuten, dass es sinnvoll ist, diese einzusetzen,
auch wenn sie vielleicht nicht die Leistung bringen
wie andere, denn was Schadstoffe angeht, was
Larm angeht, ist das Ganze ja bekannt und auch
von den Kolleginnen und Kollegen dargelegt wor-
den.

Allerdings muss auch Kklar sein, die Auswirkungen
auf die Bodendkologie sind gleich, egal welchen
Antrieb ich nehme, denn immer schadige ich die
oberste Bodenschicht, wenn ich die Gerdate nicht
zur Reinigung von Gehwegplatten oder so etwas
einsetze, wo sie haufig auch zum Einsatz kommen.
Wir erinnern uns alle an die vorziglichen schnellen
Reinigungsarbeiten nach Freimarktumzigen, die
uns in diesem Jahr leider entgehen werden.

Wir kommen aber natiirlich auch zu dem Schluss,
dass wir sagen miussen, in Eigenbetrieben muss
man vorangehen. Aber in der Tat, da hat Arno
Gottschalk die richtige Frage gestellt, wann ist
denn der sinnvolle Zeitpunkt, Altgerate auszutau-
schen. Ich erinnere die Fraktion Bundnis 90/Die
Grunen an die Frage Ihres Antrags ,Nutzen und
reparieren vor austauschen”. Wann und fir welche
Gerate gilt das? Wir haben das an den Geraten abs-
trakt diskutiert, da ging es um Toaster und andere
Haushaltsgerate. Das ist mir schon bekannt, aber
wir mussen hier auch die Frage diskutieren, wann
ist der richtige Zeitpunkt.

Die nachste Frage betrifft Ihren Punkt drei: Wollen
Sie, dass die stadtischen Betriebe uber die Einhal-
tung von Arbeitsschutzregeln aufgeklart werden?
Ehrlich gesagt, wenn ich eines von stadtischen Be-
trieben erwarte, dann ist es zuallererst, dass sie Ar-
beitsschutzregeln einhalten, weil sie eine Vorbild-
funktion haben! Ich finde es ein Armutszeugnis,
wenn der Senat dazu aufgefordert werden muss,
und ich erwarte schlichtweg, dass das gemacht
wird.

Auch die Einhaltung der Nutzungszeiten! Nattr-
lich ist das Gewerbeaufsichtsamt dafir zustandig,
die Zeiten zu kontrollieren, wann die Gerdte einge-
setzt werden et cetera. Das Ordnungsamt, die Poli-
zei, andere koénnen da hinzugezogen werden, das
ist nicht die Frage. Erwarten wir ernsthaft, dass wir
stadtische Betriebe kontrollieren miissen, oder er-
warten wir stadtische Betriebe, die sich an Recht
und Gesetz und Ordnung halten? Liebe Damen
und Herren von der Koalition, ich bin immer noch
dabei zu sagen, wir erwarten, dass ein stadtischer
Betrieb Gesetze kennt und anwendet und nicht
kontrolliert werden muss. Wenn wir so wenig vor-
bildliche Betriebe haben, ist das schon ein Armuts-
zeugnis, das Sie sich hier selbst ausstellen.

(Beifall FDP)

Dann bleibt natiirlich die Frage, wie mit Privaten
umgegangen wird. Ich finde es vernunftig, da in
den Dialog zu gehen, aber dann sollte man schon
selbst weiter sein und auch Vorbild sein kénnen.
An anderer Stelle, der Prufauftrag, den Sie haben,
was die Praxis beim Umweltbetrieb Bremen und
anderen angeht, finde ich es geradezu richtig. Auf
der anderen Seite weise ich auf die Homepage des
Umweltbetriebs Bremen hin, auf der steht: ,Um
Kafer und Kleinstlebewesen zu schiitzen, setzt der
UBB keine Laubsauger, sondern ausschlieBlich
Laubgeblase ein. Obwohl diese Gerate zu den lei-
sesten auf dem Markt zahlen, arbeiten sie mit einer
erheblichen Lautstarke, die viele Biirgerinnen und
Birger als storend empfinden. Unsere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter bearbeiten daher nur die
notwendigen Flachen.” Ich glaube, auch da ist das
Problembewusstsein vorhanden. Insofern frage ich
mich, wenn das Problembewusstsein da ist, warum
behandeln wir das in der Stadtbiirgerschaft und
nicht in den Betriebsausschiissen und an solchen
Stellen und in den Gremien, in denen es notwendig
ist, dariber zu reden.

Dann haben Sie in Punkt fiinf einen Untersu-
chungsauftrag formuliert, in dem Sie die Risiken
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von Feinstaub und Abgasemissionen von Laubbla-
sern untersuchen wollen. Ernsthaft: Vorher ist das
Thre Begriindung fiir den Antrag, die ich im Ubri-
gen teile, aber dann brauche ich diesen Auftrag
nicht und kann doch sagen, darauf verzichten wir,
weil die Umweltbehorde tberlastet ist! Ich weill
nicht, warum Sie diese Beschaftigungspirouetten
fur die Verwaltung drehen, wenn Sie wie ich davon
uberzeugt sind, dass Akkulaubblaser die bessere
und leisere Alternative sind! Wir wollen die Be-
horde vor Arbeitstiiberlastung schutzen und lehnen
diesen Punkt ab.

Ansonsten ist die Handlung auf lokaler Ebene
moglich, und naturlich wiinschen wir, dass die EU
irgendwann handelt und Regelungen trifft, aber
ernsthaft, das ist auf dem Weg, dazu brauchen wir
keine Aufforderung. Meine Damen und Herren, ich
habe dargelegt, warum wir differenziert abstim-
men, ich hatte das beantragt, und dann kénnen wir,
glaube ich, wieder zu den anderen Themen dieser
Stadtbirgerschaft ibergehen. — Herzlichen Dank!

(Beifall FDP)

Prdasident Imhoif: Als nachste Rednerin hat das
Wort Frau Blrgermeisterin Dr. Schaefer.

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Ich habe den
Antrag als Unterstiitzung fiir unsere Arbeit aufge-
fasst und - so hat es Herr Saxe vorhin gesagt —auch
als eine Sensibilisierung; Sensibilisierung nicht nur
fur die eigenen stadtischen Gesellschaften und Be-
triebe, mit denen wir Vorbild sein sollen, sondern
natirlich auch eine Sensibilisierung fur jeden Pri-
vatmenschen oder die privaten Gehwegreinigun-
gen, die diese Gerate einsetzen.

Ein Punkt, der mir besonders wichtig erscheint, ist,
wirklich noch einmal zu tberprifen, welche Fla-
chen mussen vom Laub gereinigt werden, und wel-
che beldsst man einfach so. Jetzt sage ich das nicht
als Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau, sondern als
Biologin, auch wenn das viele vor mir schon ge-
macht haben: Das Laub, zum Beispiel auf Wiesen,
hat eine ganz wichtige 6kologische Funktion, es
gehort auf die Wiesen, auf den Boden, in die Gar-
ten. Wenn man einen Laubhaufen zusammenrecht,
ist das naturlich eine gute Winterunterkunft fir
Igel, fur Kroten, aber naturlich ist das Laub auch die
Nahrung fir Asseln, fir Regenwurmer, fur eine
Vielzahl von Insekten, die dann wiederum als Nah-
rung fir Vogel und andere Kleintiere dienen, aber

es ist auch die Nahrstoffquelle fiir die Pflanzen und
fir die Baume selbst.

Es ist der natiirliche Biodiinger, und deswegen ist
erst einmal der Appell, dort, wo es keinen stort, die
Blatter, das Laub zu belassen. Wo stort es denn?
Doch hauptsachlich auf den FuB3- und Fahrradwe-
gen!

(Vizeprasidentin Dogan tubernimmt den Vorsitz.)

Wir kennen das alle: Wenn das Laub nass ist, und
man lauft dariber, man fahrt mit dem Fahrrad dar-
uber, dann rutscht man gern weg, und das ist doch
eigentlich der Bereich, in dem man das Laub ent-
sorgen mochte. Deswegen — der Herbst steht vor
der Tir, die ersten Blatter sind schon gefallen, auch
aufgrund der groBen Diirre — miuissen wir schauen,
wie gehen wir mit diesem Problem um. In der Tat,
das wurde schon gesagt, ersetzt ein Laubbléaser bis
zu funf Mitarbeiter, und das hat schon etwas mit
Arbeitsschutz zu tun. Jeder, der Probleme mit dem
Riicken hat, weil}, wie anstrengend es ist, Laub mit
einer Harke oder mit einem Besen wegzuschieben
und zusammenzufegen, und deswegen werden
Laubblaser verwendet.

Jetzt mochte ich einmal Zahlen nennen! Ich hoffe,
ich langweile Sie nicht, aber es ist so, dass wir in
Bremen nicht nur die ganz normalen Laubblaser
mit Verbrennungsmotoren einsetzen, sondern der
UBB und die Stadtreinigung auch schon akkube-
triebene Handblasgerdte haben. Beim UBB sind
rund 100 Ricken- und Handtragegerdte und 30
handgeschobene Laubbldser mit einem Verbren-
nungsmotor im Einsatz, bei der DBS sind es acht
und bei der Stadtreinigung Bremen 26 mit Ver-
brennungsmotor. Jetzt ist es so, dass beim UBB —
ich hoffe, ich darf das sagen und dass es nicht
Schleichwerbung ist! — Geréate von Stihl im Einsatz
sind. Das sind zurzeit am Markt die leisesten ver-
figbaren Gerdte, sie sind circa zehn dBA leiser als
vergleichbare Gerate. Ich will nur sagen, dass das,
was beim UBB verwendet wird, schon das Leiseste
ist, was es auf dem Markt gibt. Der UBB setzt auch
elf akkubetriebene Handblasgerdte ein, die DBS
ein Ruckengerdat und die Bremer Stadtreinigung
13, also, wir sammeln da schon Erfahrungen.

Gleichwohl finde ich es richtig, darauf zu achten
gerade auch bei Neuanschaffungen moglichst auf
die Verbrennungsmotoren zu verzichten. Die
Grinde wurden schon genannt: Nicht nur, dass wir
damit einen Beitrag zum Klimaschutz leisten, weil
sie viel CO. emittieren, weil sie Feinstaub emittie-
ren, sie wirbeln — und es ist dann egal, ob sie mit
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Akku oder Benzin betrieben werden, da bin ich
ganz bei Herrn Buhlert — eine Reihe von Schmutz-
und Staubpartikeln und Pilzsporen auf. Deswegen
finde ich es richtig, alle auf die ArbeitsschutzmalB-
nahmen hinzuweisen, was den Larmschutz, aber
auch, was den Mundschutz angeht, auch wenn das
die stadtischen Betriebe sicherlich machen.

Ich spreche gern noch einmal gerade auch die pri-
vaten Gehwegreinigungen an und appelliere und
informiere, dass dort akkubetriebene Gerate einge-
setzt werden sollen. Wir haben das gleiche Thema
beim Streusalz. Oftmals ist etwas schon nicht mehr
erlaubt, und es wird trotzdem gemacht. Insofern
komme ich dem gern nach, auch Gesprache mit
den bremischen Gesellschaften zu fiihren.

Ein Punkt ist mir wichtig: Untersuchungen gibt es
ganz sicherlich, vom Umweltbundesamt wurden
Abgas- und Luftkeimmessungen durchgefiihrt, es
beschaftigt sich sehr wohl damit. Wenn es neue
Studien gibt, dann koénnen wir sicherlich davon
profitieren, aber wichtiger — und damit komme ich
jetzt auch zum Schluss! — ist ganz sicherlich, sich
noch einmal auf der regulativen Ebene dafiir ein-
zusetzen, dass diese wirklich viel zu lauten und kli-
maschadlichen Laubblaser reguliert werden hin zu
klimafreundlicheren und leiseren Laubblasern.

Es wurde vorhin schon gesagt, eigentlich ist man
auf EU-Ebene, bei der Europaischen Kommission
schon dabei, Marktregelungen fiur Larmgrenzen
von Laubblasern und Laubsaugern in eine Verord-
nung zu fassen, aber man muss auch die Bundesre-
gierung dabei unterstitzen, bei der EU die Arbeit
an dieser Verordnung voranzutreiben. Das konnen
wir gern noch einmal machen, solch eine Regelung
unterstiitzen wir.

Der Deputation berichten wir auch. Ich freue mich,
dass wir alle sehr einmiitig an dem Ziel festhalten,
trotzdem noch einmal mein Appell, aus 6kologi-
schen Grinden wirklich nur dort das Laub zu ent-
fernen, wo es notig ist, weil es ein Beitrag zum In-
sektenschutz und zur Biodiversitdt ist, wenn man
das Laub dort verbleiben lasst, wo es nicht stort,
und es stort hauptsachlich auf Gehwegen und
Fahrradwegen. — Danke schon!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dogan: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.
Hier wurde getrennte Abstimmung beantragt.

Zunachst lasse ich tiber die Ziffern 1, 2 und 7 des
Antrags abstimmen.

Wer den Ziffern 1, 2 und 7 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafur CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP, Abgeordneter Beck [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe.
(Dagegen M.R.F.)
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft stimmt den Zif-
fern 1, 2 und 7 zu.

Nun lasse ich tiber die restlichen Ziffern abstim-
men.

Wer den restlichen Ziffern seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafur CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, Abgeordneter Beck [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe.
(Dagegen FDP, M.R.F.)
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft stimmt den
restlichen Ziffern des Antrags zu.

Fiir ein sauberes Bremen mit mehr Aufenthalts-
qualitat!

Antrag der Fraktion der FDP

vom 5. August 2020

(Drucksache 20/289 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Burgermeis-
terin Dr. Schaefer.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Wischhusen.

Abgeordnete Wischhusen (FDP): Frau Prasidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! ,Immer mehr
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Miill in Parks und auf Griinflachen", so lautet eine
aktuelle Schlagzeile in den lokalen Nachrichten.
Die Sauberkeit der Stadt ist leider immer wieder
ein leidiges, aber nach wie vor aktuelles und vor
allem dringendes Thema in Bremen. Bremen ist in
puncto Sauberkeit in keinem guten Zustand. Mull
auf den StraBen und Flachen ist ein Anblick, an den
wir uns im schonen Bremen leider schon gewohnt
haben. Kaum ein Quadratmeter der Pflaster in der
Bremer Innenstadt oder um den Hauptbahnhof
herum ist frei von Kaugummis, tiberall sieht man
weggeworfene Zigarettenstummel, und jetzt kom-
men auch noch vermehrt die Plastikabfalle dazu.
Was das mit unserer Umwelt macht, brauche ich
Thnen wohl kaum zu erklaren. Hinzu kommen noch
Vandalismus und Verschandelung des Stadtbildes
durch unerlaubte Graffitis, also durch das Bespri-
hen von Fassaden und Bekleben von unterschied-
lichsten Gegenstanden im o6ffentlichen Raum. Sau-
berkeit und Ordnung hangen zusammen, und hier
muss in beiden Bereichen gehandelt werden.

(Beifall FDP)

Was ist eigentlich mit unserer Gesellschaft passiert,
wenn wir es billigend in Kauf nehmen, Menschen
dafir zu bezahlen, den Dreck anderer wegzurau-
men anstatt an die Eigenverantwortung zu appel-
lieren? Die Gesellschaft ist erschreckend selbstge-
fallig, ja, sogar arrogant geworden. Das Problem ist
vielschichtig, denn in der Gesellschaft hat sich das
Werfen von Miull auf die StraBe mittlerweile als
Normalitat etabliert. Komisch angeschaut wird der-
jenige, der den Kaugummi in den Eimer wirft, und
eben nicht der, der ihn auf die Strafle spuckt. Diese
Verrohung schadet unserer Umwelt und unserem
gesellschaftlichen Miteinander, und das ist eine
Schande.

(Beifall FDP)

Dabei sind wir in Bremen doch ganz gut, was das
Miillaufkommen betrifft, denn wir liegen mit circa
446,7 Kilo pro Person unter dem Bundesdurch-
schnitt. Doch der Hausmdiill ist das eine und der im
Alltag entstehende Miill das andere. So hat die
Coronapandemie verstarkt dazu gefuhrt, dass sich
Menschen drauBBen im Freien, in Parks, auf Wiesen
und an Badeseen, aufhalten und essen. Das ist na-
turlich eine schone Entwicklung, die die Aufent-
haltsqualitat Bremens beweist, aber nur dann,
wenn danach auch wieder alles makellos sauber
ist.

Doch genau daran scheitert es bisher: Der Mill
fliegt in den Wallanlagen, am Osterdeich, an den

Weserterrassen oder am Werdersee hin und her.
Oft mangelt es gar nicht an der Bereitschaft, den
Mull zu entsorgen, doch es mangelt an ausreichend
Entsorgungsmoglichkeiten, und die vorhandenen
circa 3 200 offentlichen Miulleimer sind haufig
uberfillt. Selbst die Bedarfsentleerung der mit den
Sensoren ausgestatteten Miilleimer scheint nicht
reibungslos zu funktionieren. Der Miill liegt oftmals
daneben oder darauf. Kommt dann die typische
Bremer Brise, fliegt dann eben alles durch die Ge-
gend, der Mull verteilt sich, und das ist ein kata-
strophales Bild fiir die Naturflachen.

Auch wenn die Stadtreinigung im Sommer 15 120-
Liter-Behalter am Osterdeich zusatzlich aufstellt,
ist das offensichtlich viel zu wenig. Wir brauchen
endlich stadtweit mehr Miilleimer, insbesondere
intelligente und vernetzte Miilleimer fiir die Bre-
merinnen und Bremer, die bedarfsgerecht geleert
werden, denn Miillablagerungen und Dreck sind
nicht nur eine Schande fiir das Bremer Stadtbild,
sondern sie beeinflussen die Umwelt negativ und
stellen zudem eine Verletzungsgefahr dar.

Bei Toiletten sieht es tibrigens dhnlich aus: Es gibt
kaum offentliche Toiletten, und die wenigen sind
héaufig so schmutzig, dass eine Benutzung gar nicht
moglich ist. Jeder weil, wo gegessen und getrun-
ken wird, wo sich Menschen aufhalten, wo Kinder
spielen, da sollte es auch den schnellen und saube-
ren Zugang zu einem WC geben. Am Werdersee
gibt es kaum Moglichkeiten, zur Toilette zu gehen,
und auch am Osterdeich oder entlang der Ochtum
sieht es mager aus. Selbst in der Innenstadt gibt es
wenige Toiletten, was dazu fiihrt, dass sich in Zei-
ten des Lockdowns wegen der Coronapandemie, in
denen die Restaurants und die Geschéfte geschlos-
sen waren, die Menschen aus der Not heraus ins
.Freipinkeln” fliichteten. Auch das Konzept der
.Netten Toilette” ist nur bedingt sinnvoll, denn
kaum ein Tourist wird das Konzept kennen, und
selbst viele Bremer wissen nichts davon. Hinzu
kommen, insbesondere in der aktuellen Situation,
hygienische Probleme, und das sollte so auf keinen
Fall sein.

Die Kommune muss an zentralen Orten entweder
selbst oder in Kooperation mit anderen fiir mehr 6f-
fentliche Toiletten Sorge tragen. Hierzu gehoren
Spielpldtze, Liegewiesen, Badeseen, aber auch die
verschiedenen Quartiere Bremens. Diese miussen
regelméaBig gereinigt werden und sich in einem
ordnungsgemadfBen Zustand befinden. Es gibt viele
private Anbieter von Toiletten, die in der Stadt ein
gutes Angebot schaffen wiirden. Ein Beispiel fiir
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mehr Sauberkeit waren selbstreinigende, vandalis-
mussichere und barrierefreie Automatiktoiletten,
und das sollte nach unserer Auffassung gepruft
werden.

AuBerdem brauchen wir ein Konzept, mit dem man
dem Mullaufkommen Herr wird. Moderne Smart-
Waste-Konzepte waren unsere favorisierte Losung,
und so lasst sich Umweltschutz ganz unkompliziert
im Alltag leben. Die Aufenthaltsqualitadt einer Stadt
bemisst sich insbesondere am Auftreten und AuBe-
ren, und gerade deshalb sollte Sauberkeit eine
Selbstverstandlichkeit darstellen. Wenn die Auf-
enthaltsqualitat und die Attraktivitat Bremens und
der Bremer Innenstadt gesteigert werden sollen,
dann muss zwingend die Sauberkeit verbessert
werden. Bremen braucht fiur seine Stadtbevolke-
rung, fur die Beschaftigten und fiur die Touristen
ein Konzept zur Verbesserung der Sauberkeit, der
Sicherheit und der Ordnung im o6ffentlichen Raum.
— Vielen Dank!

(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Gottschalk.

Abgeordneter Gottschalk (SPD): Frau Prasidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Die FDP ist nun
einmal eine moderne Partei. Es gibt so gut wie kein
Problem, fur das sie nicht eine Hightech-Losung
weill. Wahrend andere sich noch den Kopf zerbre-
chen, was denn das konkrete Konzept fir eine
Smart City sein konnte, ist sie schon bei einem
Smart-Waste-Konzept, das unsere Probleme 16sen
soll.

Frau Wischhusen, ich glaube nicht, dass wir unsere
Probleme dadurch l6sen werden, dass wir uns nur
die Werbebroschiiren von Anbietern anschauen,
sondern wir miissen uns real mit den Problemen in
dieser Stadt befassen. Klar ist, da widerspreche ich
Ihnen tberhaupt nicht, wir haben Herausforderun-
gen, was die Sauberkeit im 6ffentlichen Raum an-
geht. Diese Herausforderungen haben zugenom-
men durch gesellschaftliche Entwicklungen, die
uns teilweise Sorgen machen, die uns manchmal
auch ratlos machen, aber das Bild, das Sie hier ge-
zeichnet haben, als sei Bremen eine hoch ver-
schmutzte Stadt und verfiige uber eine Verwal-
tung, die praktisch gar nicht reagiere und darauf
keine Antwort habe, ist vollig neben der Realitat!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Frau Wischhusen, wir haben diesem Thema schon
in den letzten Jahren eine Bedeutung beigemessen
und gesagt, wir mussen die Kompetenzen, die wir
im Bereich der Reinigung, in der Sauberkeit der
Stadt haben, besser zusammenfassen. Wir miissen
die Zersplitterung tiberwinden, und deshalb haben
wir genau dies mit der Rekommunalisierung ver-
folgt, namlich Konzentration von Kompetenzen,
Neuaufstellung in dieser Sache, und Sie haben nur
drauBlen gestanden und versucht, Beton zu gieBen.
Das war Ihr Beitrag dazu.

Wir haben auf dieser Basis neue Vertrage ausge-
handelt, die fir die Stadtreinigung die Erfahrungen
der letzten Jahre berticksichtigt haben, es sind
neue Vertrage abgeschlossen worden. Wir haben
durch die Erfahrung, dass wir in dieser Stadt be-
sonders herausgestellte Problemgebiete haben,
insbesondere in der Innenstadt und im Ostertor-
viertel, Konzepte gefunden, sodass zweimal in der
Woche gereinigt und angepasst reagiert wird. Wir
haben zusammen mit dem Umweltbetrieb flexible
Antworten gefunden, wie erhohter Miillanfall be-
seitigt werden kann. Wir haben als Zeichen, wie
ernst wir diese Sache nehmen, das Handlungsfeld
«Sichere und saubere Stadt” aufgestellt und ausge-
stattet mit bis zu zwanzig Projekten, die wir umset-
zen werden, die sehr detailliert und auch sehr dif-
ferenziert Probleme aufgreifen werden. Wir haben
in diesem Zusammenhang den Weg gefunden,
dass die Zusammenarbeit mit den Ordnungsdiens-
ten besser wird. Dies alles sind Ansatze, bei denen
davon auszugehen ist, dass wir diesem Problem
Rechnung tragen und im Rahmen unserer Moglich-
keiten das machen, was geht.

Es fehlt nicht daran, dass irgendwo versaumt wird,
neue Technologien aufzustellen. Solargetriebene
Pressen, intelligente Miillcontainer, das alles wird
ausprobiert, bloB haben wir die Erfahrung, dass
Technik allein nicht gentigt. Schauen Sie doch ein-
mal in das Internet, was 2013, 2014 an intelligenten
Miillcontainern gefordert worden ist! Ja, und wie
waren die realen Probleme? Das muss man doch
erst einmal ausprobieren, statt diese ganzen
Punkte hochzuskalieren und die Dinger nur aufzu-
stellen. Bei 3 600 Milleimern in dieser Stadt glaube
ich nicht, dass wir das Problem haben, dass jemand
irgendwo danach sucht, seinen Mill loszuwerden
und keinen Miilleimer findet. Ich glaube, das sind
Fantasien, die Sie hier uns erzahlen wollen.

Lassen Sie mich zum Ende dieses ersten Teils noch
das sagen: Wenn wir uns umschauen, wo die Prob-
leme sind, wenn wir anschauen, dass die Vermiil-
lung im o6ffentlichen Raum im Sommer zunimmt,
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wenn wir sehen, dass mit einer starkeren Nutzung
des offentlichen Raums die Vermullung zunimmt,
dann sind wir natirlich dabei, uns Gedanken dar-
liber zu machen, wie das Verhalten von Menschen,
die nicht von sich aus darauf kommen, anders zu
handeln, beeinflusst werden koénnte. Deshalb
denke ich, dass die Ansatze, die die Bremer Stra-
Benreinigung in der letzten Zeit gewdhlt hat, nam-
lich Kampagnen zu starten, Aktionen zu unterstiit-
zen, die darauf abzielen, dass sich aus der Gesell-
schaft heraus diesem Problem gestellt wird, sodass
ein Umdenken stattfindet und gute Beispiele gege-
ben werden, zeigen, dass wir dieses Thema ernst
nehmen. Ich habe nicht den Eindruck, dass wir in
irgendeiner Weise von Thnen noch einen Tipp be-
kommen konnten, wie wir irgendetwas besser ma-
chen konnen. — Danke schon!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Michalik.

Abgeordneter Michalik (CDU): Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Gaste! Der vorliegende Antrag der Fraktion der
FDP greift ein wichtiges Thema auf, namlich die
Sauberkeit in unserer Stadt. Das ist fur uns alle ein
wichtiges Anliegen. Niemand lauft gern durch eine
zugemullte Stadt oder schaut sich gern Miull an.
Leider musste ich aber feststellen, um das jetzt vor-
wegzunehmen, Frau Wischhusen, dass dieser An-
trag an vielen Stellen uberholt ist.

Im ersten Beschlusspunkt fordern Sie, einen Akti-
onsplan beziehungsweise ein Konzept zur Verbes-
serung der Sauberkeit und Sicherheit und Ordnung
im offentlichen Raum zu entwickeln. Es gibt aller-
dings bereits ein Handlungskonzept ,Sichere und
saubere Stadt”. Der Hinweis auf den entsprechen-
den Senatsbeschluss findet sich unter anderem in
der Vorlage fir die Sitzung des Senats vom 12. Sep-
tember 2017 mit dem Titel ,Haushaltsaufstellung
2018/2019 — Verstarkungsmittel fir die Handlungs-
felder Sichere und Saubere Stadt, digitale Verwal-
tung und Birgerservice”, so wie es auch Herr Gott-
schalk vorhin schon erwahnt hat. Das ware eine un-
notige Doppelung und wiirde die Behorden unno-
tig belasten.

Auch die Forderung nach einem Smart-Waste-Kon-
zept ist unserer Auffassung nach in dieser Form
uberholt. Erstens findet man in der Innenstadt
wirklich viele Miilltonnen, die uber eine digitali-
sierte Fullstandsanzeige verfliigen. Zweitens wurde

erst im Dezember 2019 in der Bremischen Biurger-
schaft (Landtag) beschlossen, einen Aktionsplan im
Zusammenhang mit der sogenannten Zero-Waste-
Vision zu erstellen, und dabei hat sich die Fraktion
der FDP leider enthalten. Sie, meine Damen und
Herren von der FDP, hatten auch schon da zustim-
men konnen.

Generell spricht nichts gegen mehr Miilleimer in
der Stadt. Allerdings werden die intelligenten
Milleimer auch dieses Problem nicht l6sen, und
das Ganze wird auch ziemlich viel Geld kosten.
Auch Betreiber von Imbissbuden und Marktstan-
den haben doch schon Miilltonnen dort stehen, sie
werden aber auch nicht angenommen. Vielmehr ist
das ein Problem der Umweltbildung, d@hnlich wie
mein Vorredner es auch hat anklingen lassen, es ist
eine Frage der Erziehung der Menschen, und die
Bremer Stadtreinigung hat da schon ein Programm,
dass das Ganze allein auch nicht 16sen wird, das ist
auch eine Frage, die in der Schule anfangt. Dieses
Problem sprechen Sie aber in diesem Antrag gar
nicht an.

Eine weitere Forderung aus Ihrem Antrag kénnen
wir durchaus nachvollziehen, namlich zu prifen,
wie und wo im Stadtgebiet Bremen mehr 6ffentli-
che und behindertengerechte Toiletten angeboten
und betrieben werden koénnen. Allerdings — und
das hat mein Vorredner auch schon gesagt, und Sie
haben es auch erwdhnt, aber eher negativ — gibt es
die Initiative ,Nette Toilette”, an der aktuell rund
100 Betreiber teilnehmen. Diese werden finanziell
gefordert, insbesondere, was die Hygiene und die
UmbaumaBnahmen angeht, um diese inklusions-
gerecht auszugestalten. Dadurch, dass es diese Ini-
tiative gibt, héatten wir wieder eine weitere Doppe-
lung, vor allem, wenn wir dort noch weitere sehr
kostenintensive Toiletten aufstellen wiirden. Ich
wirde sagen, dass es an der Stelle eher ein Marke-
tingproblem ist oder war, diese Initiative ,Nette
Toilette” bekannter zu machen.

Das ist ein Punkt, an dem der Senat durchaus noch
arbeiten kann. Trotzdem gibt es diese Initiative,
und eine Doppelung wéare unnoétig. Die Fraktion
der CDU wird aus den oben genannten Griinden
diesen Antrag auch ablehnen. — Vielen Dank fir
Thre Aufmerksamkeit!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Dogan: Als ndachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Tebje.
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Abgeordneter Tebje (DIE LINKE): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
liebe Gaste! Die Fraktion der FDP wiinscht sich ein
sauberes Bremen mit mehr Aufenthaltsqualitat.
Dabei ist genau diese Aufenthaltsqualitat Bremens
einer der Griunde, warum sich Menschen total gern
in Bremen und Bremens Grinanlagen aufhalten,
unter den Bedingungen der Coronapandemie viel-
leicht noch o6fter als vorher. Sie nutzen die Aufent-
haltsmoglichkeiten, die wir in Bremen haben, ganz
intensiv, und sie nutzen sie teilweise auch so inten-
siv, wie wir es manchmal nicht so gern hatten. Die
meisten Menschen verhalten sich dabei vorbildlich,
nehmen ihren Miill wieder mit oder nutzen die
rund 3 600 Abfalleimer. Ich horte bei Frau Wisch-
husen die Zahl 3 200, ich weiB} nicht, woher die Dif-
ferenz kommt, aber nach meiner und nach unserer
Kenntnis sind es 3 600 Abfalleimer, die im 6ffentli-
chen Raum stehen. Beim Gassi gehen werden
Haufchen eingesammelt und im Milleimer ent-
sorgt, und wenn nicht nur der Hund, sondern auch
der Mensch ein Bedirfnis hat, so haben wir es ge-
rade gehort, sucht man zum Beispiel eine der ,Net-
ten Toiletten” auf, von denen wir in Bremen tiber
100 haben.

Manchmal geht auch etwas daneben, der gezielte
Wurf zum Miilleimer geht daneben, man hat schon
wieder weggeschaut, und dann liegt es da. Wir wis-
sen auch, dass leider nicht alle Menschen, gerade
nach Alkoholgenuss und Ahnlichem, den Weg bis
zur nachsten ,Netten Toilette” schaffen, sondern
sich dessen anderweitig entledigen. Das will man
alles nicht haben.

Mit Sicherheit kennt es jeder, dass es, wenn man
am Osterdeich entlanggeht, immer noch Abfallei-
mer gibt, die vielleicht nicht ganz so vogelsicher
sind, wie man es gern hatte, und irgendwelche ge-
schickten Raben schaffen es, den Inhalt von drin-
nen nach drauBlen zu beférdern. Auch das sind mit
Sicherheit Probleme, die wir haben und an denen
man weiter arbeiten kann. Sicher gibt es immer
noch Stellen, die man noch o6fter reinigen miusste,
aber ich glaube - darauf komme ich gleich noch —,
da wird immer wieder nachgeschaut, wie die Art
der Benutzung und der Inhalt aussehen.

Dann gibt es diejenigen Menschen, die aus Gleich-
gultigkeit, Ignoranz und vielleicht auch aus einer
alkoholgetrankten Laune heraus ihren Miill achtlos
und manchmal gezielt in den o6ffentlichen Raum
werfen oder einfach an Ort und Stelle liegen lassen,
egal, ob sich nun ein paar Meter weiter entfernt ein
Abfalleimer befindet oder nicht. Arno Gottschalk
hat es schon gesagt, es liegt teilweise nicht daran,

dass wir nicht genug hétten oder sie nicht nah ge-
nug waren. Wenn man an der ObernstraBe schaut,
wo in ein, zwei Metern um gewisse Abfalleimer
herum die Kaffeebecher aufgestellt werden, dann
weill man, was ich meine.

Der Mill ist nicht nur ein optisches, sondern auch
ein massives Umweltproblem. Giftstoffe aus Ziga-
rettenkippen und dem Plastikabfall geraten in das
Erdreich und in das Grundwasser, herumfliegende
Titen und Papier landen tiber die Weser in der
Nordsee und damit in den Weltmeeren. Im Hunde-
kot und auch im menschlichen Urin befindet sich
so mancher Krankheitserreger, der nicht unbedingt
in die Umwelt gelangen sollte. Der Bremer Stadt-
reinigung sind diese Probleme bewusst. Sie kampft
taglich gegen den Miill an. Ich méchte mich ganz
herzlich bei den Kolleginnen und Kollegen bedan-
ken, die in Bremen jeden Tag ganz ordentlich und
in den meisten Fallen auch gut den Bremer Miill
beseitigen und fir eine ordentliche Stadt sorgen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Allein aus der Bremer Innenstadt holt die Stadtrei-
nigung taglich 20 Kubikmeter Mill, und sie rea-
giert saisonbedingt auf entsprechende Miillhoch-
zeiten. An den Osterdeichwiesen — das wurde auch
schon gesagt—, an denen tbrigens rund fiinfzig Ab-
fallbehdalter stehen, wurden die Abfalleimer ver-
groBert und die Leerungsfrequenzen erhoht. Mill
liegt trotzdem herum. Wenn man da jetzt schaut,
gerade in der aktuellen Situation hat die Bremer
Stadtreinigung sofort mit Piktogrammen auf den
Boden reagiert, Menschen zu animieren, die ent-
sprechenden Madglichkeiten zur Miillentsorgung
zu nutzen. Daneben gibt es verschiedene weitere
Projekte zur Verbesserung der Kommunikation
und Umweltbildung, um die Mdglichkeit zu haben,
wilden Miill zu melden, damit dieser umweltge-
recht entsorgt werden kann.

Ob die Stadt sauber ist oder nicht, liegt aber nicht
nur am Angebot, also was an Miillentsorgung vor-
handen ist und wie sie gemacht wird, sondern auch
an der Nachfrage, ob die Menschen diese Entsor-
gungsmoglichkeiten so nutzen wie sie sollen. Lei-
der bekommt man bestimmte Verhaltensweisen
weder mit Aufklarungskampagnen noch mit Law-
and-Order-Mentalitdt aus der Menschheit heraus.
Es ist sicherlich keine Lésung, alle fiinf Meter einen
Mitarbeiter des Ordnungsdienstes hinzustellen
und BulBigelder zu verteilen. Sicherlich gibt es eini-
ges zu verbessern, aber wir sind uns alle einig — —.
Im Rahmen dessen, was personell und finanziell
moglich ist, werden die Vorschldage des Antrags
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schon jetzt umgesetzt und weiter ausgearbeitet.
Was wir schon alles gemacht haben, haben meine
Vorredner bereits erwahnt, und daher lehnen wir
den Antrag der Fraktion der FDP ab. — Vielen
Dank!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Saxe.

Abgeordneter Saxe (Biindnis 90/Die Griinen):
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Ich
mochte mit einem positiven Beispiel anfangen, weil
ich bei der Fraktion der FDP den Eindruck hatte,
dass sie hier das distere Bild einer vollig verdreck-
ten, ganz furchtbaren Stadt an die Wand malen
wollte, was aber so nicht zutrifft. Ich bin vor ein
paar Wochen am Sonntag in der Uberseestadt ge-
wesen. Es gibt namlich eine Initiative, die heiBt
»Clean up your City", die sich im privaten Engage-
ment Hotspots anschaut und dann noch viele an-
dere Freiwillige beteiligt, und dann werden Ziga-
rettenstummel gesammelt und am Ende gewogen,
und aller anderer Miill wird auch eingesammelt.
Das ist eines dieser vielen positiven Beispiele, die
es in dieser Stadt gibt.

Bei diesem Antrag, und vor allen Dingen bei Ihrer
Prosa, die Sie dargeboten haben, hat mich wirklich
gestort, dass Sie dieses so diistere Bild an die Wand
gemalt haben. Klar ist, es gibt ein Problem, das hat
auch seine Ursachen, und die Ursachen sind nicht
nur, aber auch, Bedingungen, die sich durch die
Coronapandemie verandert haben. Durch die Pan-
demie hat Folgendes stattgefunden: Zum einen
halten sich die Menschen viel langer und viel lie-
ber, manchmal auch mangels Alternativen, in un-
serer schonen Stadt mit sehr viel Aufenthaltsquali-
tat auf. Das Zweite, was passiert, ist, wiirde ich sa-
gen, ein Trend zuriick zur Einwegverpackung. Ich
glaube, die Becher to go, die wir schon in diversen
Debatten zum Teufel gewtnscht haben, sind wie-
der da, und sie sind wieder in einer bisher fiir mich
ungeahnten Anzahl da, weil jeder mit diesen Be-
chern durch die Gegend lauft.

Ich glaube, da ist ein zusatzliches Problem durch
die Coronapandemie hinzugekommen, und jetzt
stellen Sie es so dar, als wenn der Senat nicht rea-
giert. Der Senat hat das Problem erkannt, und er
hat in seinen ganzen Strategien das gemacht, was
man machen muss, namlich das Problem ange-
packt.

Sie mahnen dann an, dass es kein tibergeordnetes
Konzept in Bremen gibt. Wir haben die Bremer
Stadtreinigung, wie Herr Gottschalk es schon ge-
sagt hat, gebtiindelt und neu geordnet. Naturlich
haben wir das Konzept, das ist namlich die Bremer
StraBenreinigung mit vielen, sehr motivierten Mit-
arbeitern. Ich bin selbst im Verwaltungsrat und
habe den Eindruck, dass sie das sehr gut macht. Sie
hat das auch bei den Recyclinghéfen, bei denen Sie
immer wieder nachfragen, viel besser gemacht, als
es in anderen Stadten der Fall gewesen ist.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Ich finde, man kann auch einmal erwdahnen, dass
es eine Institution gibt, die jetzt vorbildlich aufge-
stellt ist, die vom Senat gut unterstitzt wird. Was
Sie dann darstellen, sind massenweise herumflie-
gende Behaltnisse. Die gibt es nattrlich, und die-
sem Problem muss man, glaube ich, auch gerecht
werden, und das macht der Senat auch.

Der Senat sorgt fur zusatzliche Reinigungen in der
Innenstadt, der Senat hat einen Schwerpunkt in
Gropelingen gesetzt, er hat das Projekt und den
Topf ,Sichere und saubere Stadt” aufgelegt, er
lasst mehr Behalter fir Zigarettenstummel und
mehr Papierkorbe aufstellen, und auch die solarbe-
triebenen intelligenten Miillbehdlter und Contai-
ner, die Sie in Threm Antrag stehen haben, beftr-
wortet der Senat, er lasst noch mehr davon aufstel-
len. Der Senat prift gerade in Absprache mit der
Citylnitiative Standorte fiir zusatzliche Toiletten,
eine am Hauptbahnhof und eine in der Innenstadt.

Die Bremer Strafenreinigung macht, finde ich, eine
wirklich gute Offentlichkeitsarbeit, es ist namlich
ganz wichtig, bei diesem Thema gut zu kommuni-
zieren. Ich fand diese ,Moin"-Kampagne person-
lich sehr lustig und auch ,Noch ist nicht alles ist im
Eimer". Ich finde, das ist eine gute Art der Anspra-
che, mit der man versucht, mit den Menschen ins
Gesprach zu kommen und zu versuchen, Verhalten
zu verdndern. Das Verhalten der meisten Breme-
rinnen und Bremer, so wie ich es erlebe, ist sehr
gut. Ich kenne gentigend Leute, die Mill aufheben
und in die Miilleimer werfen, der nicht von ihnen
stammt.

Also noch einmal: Der Antrag ist typisch fir die
Fraktion der FDP! Sie haben ein paar technische
Dinge, die Sie vorschlagen, dann wollen Sie noch
einmal einen Master-Overplan haben, bei dem Sie
aber gar nicht festgestellt haben, dass wir den
schon ldangst haben, und am Ende bleibt bei mir
wieder die Ratlosigkeit tiber einen Antrag, bei dem
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ich nicht wei}, wofur er gut sein soll und ich schon
gar nicht weil}, warum Sie ihn gestellt haben. — Vie-
len Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat
das Wort Frau Biirgermeisterin Dr. Schaefer.

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Wir sind
uns doch alle einig, und jeder hat es noch einmal in
seinem Redebeitrag dargelegt: Wir wollen eine
saubere Stadt, und wir wissen, wenn irgendwo erst
einmal Miull liegt, dann kommt meistens der
ndachste Mill dazu. Deswegen haben wir alle das
gleiche Interesse, namlich fur eine saubere Stadt zu
sorgen.

Wir stellen gerade leider fest, dass wir immer mehr
Miill auch auf Grinflachen, auf offentlichen Fla-
chen finden, oftmals nach einem Wochenende.
Dass wir damit hochst unzufrieden sind, das ist,
glaube ich, klar. Der Miill fallt allerdings nicht vom
Himmel, sondern er wird von Menschen verur-
sacht, und da mochte ich Ralph Saxe zustimmen:
Die allermeisten Bremerinnen und Bremer trennen
und entsorgen ihren Miill ordentlich, und zwar
nicht nur zu Hause, sondern auch, wenn sie unter-
wegs sind. Es sind einige wenige, aber diese hin-
terlassen wirklich oftmals unsaubere Flachen. Ich
finde das ein Ausmal an Ignoranz, nicht nur ge-
genuber der Umwelt, sondern auch gegenuber al-
len anderen Mitmenschen!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Das ist oftmals ein Zeichen von Bequemlichkeit
und nicht von fehlenden Miilleimern, denn wir er-
leben es gerade nach einem Wochenende in den
Grinbereichen, dass die Miilleimer fiinf Meter wei-
ter gar nicht voll sind, aber trotzdem der Einweg-
grill auf der Wiese geblieben ist, die Kronkorken
uberall herumliegen, was schadlich ist fur Hunde,
wie Glasscherben im Ubrigen auch, obwohl die
Miilleimer héatten benutzt werden kénnen. Wenn
man an Haltestellen steht, dann erlebt man es auch
oft, dass ein Miilleimer daneben steht, und der Zi-
garettenstummel wird trotzdem einfach nur auf die
StraBBe geworfen. Wir wissen, welche Umweltscha-
den ein Zigarettenstummel in Bezug auf die Konta-
mination von Grundwasser anrichten kann.

Es hilft aber nichts, nur an den Symptomen etwas
zu verbessern — und das ist das, was ich in diesem
Antrag vor allen Dingen gelesen habe, Hightech-

Miilleimer, noch mehr Miilleimer, ich zahle gleich
einmal auf, wie viele Miilleimer wir haben und wie
oft sie geleert werden —, sondern wir mussen vor al-
len Dingen die Umweltbildung weiter verstarken,
wir missen die Menschen erreichen, die im Mo-
ment ein nicht optimales Entsorgungsverhalten,
um es einmal diplomatisch zu sagen, an den Tag
legen.

Das machen wir zum Teil schon seit Jahren mit
.Bremen raumt auf”, es gibt die ,Tour de Mull",
und es gibt am kommenden Samstag den ,World
Cleanup Day, und, Frau Wischhusen, ich bin da
und werde rund um den Werdersee aufraumen. Ich
lade Sie gern ein, uns dann zu begleiten!

(Glocke)

Vizeprasidentin Dogan: Frau Blrgermeisterin, er-
lauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Dr. Buhlert?

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Ja, bitte!
Vizeprasidentin Dogan: Bitte, Herr Abgeordneter!

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Ware es auch
eine pdadagogische UmweltbildungsmalBnahme,
die BuBgelder anzupassen, um entsprechend zu
wirken, wie es die Fraktion der FDP unter anderem
auch vorgeschlagen hat, jetzt nicht mit diesem An-
trag, aber mit einem bereits abgelehnten?

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Hatten Sie noch ein
wenig Geduld bei meinem Vortrag oder Redebei-
trag gehabt, dann ware ich genau darauf gekom-
men! Das Innenressort und unser Ressort arbeiten
beim Thema sichere und saubere Stadt Hand in
Hand, und natiirlich schauen wir uns gerade ganz
aktuell auch den BuBigeldkatalog an und tiberle-
gen, wo wir Buligelder verdndern, erhéhen mis-
sen. Das reicht aber nicht. Wir brauchen vor allen
Dingen Ordnungsdienste, die kontrollieren und
auch einmal Buligelder verhdngen.

Vizepradsidentin Dogan: Haben Sie eine weitere
Zwischenfrage?

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Nein, ich be-
danke mich und bin gespannt auf das Ergebnis der
Uberlegungen!)

Biirgermeisterin Dr. Schaefer: Ich mdchte einmal
sagen, wie die Faktenlage ist! Es wurde jetzt immer
von 3 600 Papierkorben gesprochen. Das sind die
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im gesamten Bremen, aber ohne die Saisonbehal-
ter. Wir haben in den Saisons, gerade im Sommer,
noch wesentlich mehr Behalter. Was bedeutet das?
In den Grinanlagen gibt es zum Beispiel standard-
maBig 1 150 Miulleimer und bedarfsgerechte Lee-
rungen, also wir schauen auch, wann — besonders
an Wochenenden — missen wir ofter leeren. Was
bedeutet das? Das waren 27 000 Leerungen im
zweiten Quartal 2020. In der Innenstadt haben wir
328 Mulleimer. Bedarfsgerecht wird bis zu dreimal
taglich geleert, das sind uber 17 000 Leerungen im
Monat. Das kostet Geld und macht vielleicht die Di-
mension noch einmal klar. Es wurde vorhin Bezug
auf die Becher to go, die Einwegbecher, Einwegge-
schirr und Fast Food genommen, und genau das ist
ein Problem.

Ich habe es selbst erlebt: Anfang des Jahres haben
wir veranlasst, dass die Autobahnrandstreifen an
der A 270 einmal auBerplanmaBig gereinigt wur-
den, weil sie wirklich komplett vermiillt waren. Es
hat eine Fast-Food-Kette eroffnet, und die Auto-
bahnauffahrt war eine Woche spater mit Fast-Food-
Verpackungen uibersat. Darauf hat, glaube ich, bei
dem Fast-Food-Restaurant niemand geschrieben,
bitte entsorgt euren Mill in der Umwelt, trotzdem
ist es passiert, und das zeigt noch einmal, wir brau-
chen deutlich mehr Appelle. Wir fangen ja frih an:
Die Kitas machen das, die Schulen machen das,
aber wir missen daran arbeiten, dass wir auch an-
dere erreichen.

Ich sehe es blinken, wenn ich darf —ich beeile mich,
Frau Prasidentin! —, mochte ich trotzdem noch ein-
mal sagen, auch wenn es etliche Vorredner schon
gemacht haben, es wird im Rahmen des Aktions-
programms Innenstadt aktuell geprift, wo wir noch
mehr temporar mobile 6ffentliche Toiletten aufstel-
len kénnen. Das ganze Bahnhofsumfeld bis hin zu
den Wallanlagen macht uns gerade Sorgen. Mit
dem Projekt ,Sicherheitspartnerschaft Bremer
Hauptbahnhof” werden zusatzliche Reinigungen
um den Bremer Hauptbahnhof realisiert, und es er-
folgt eine intensive Abstimmung mit weiteren Akt-
euren. Wir wollen neue Kippster-Miulleimer fir Zi-
garettenstummel aufstellen, die auch animieren,
die Zigarettenstummel dort hineinzuwerfen.

In Gropelingen haben wir einen Schwerpunkt des
Projekts ,Sichere und saubere Stadt”. Dort infor-
mieren wir zu Miulltrennung, Beratung und Kon-
trollen. Wir haben noch um zusatzliche Behalter er-
ganzt, wir haben Ermittlungsverfahren wegen ille-
galer Mullentsorgung eingeleitet, denn wir stellen
auch fest, wir haben in Bremen im letzten Jahr circa
9 000 illegale Millablagerungen gehabt. Das ist

einfach zu viel, meine Damen und Herren, und dem
miussen wir gezielt noch mehr hinterhergehen.

Wir haben mehr Papierkorbe im 6ffentlichen Raum
aufgestellt, wir haben neue Solarpressbehalter mit
Fullstandsanzeigen aufgestellt und werden noch
weitere finanzieren und zusatzlich aufstellen. Wir
haben am Wochenende die Reinigungsintervalle in
den Bremer Parks und an den Badeseen erhoht, wir
haben ein Team von Abfallberatern auf den Bremer
StraBien, diese sind unterwegs, um Burger tiber den
ordnungsgemdafBen Umgang mit Abféllen zu infor-
mieren und so weiter und so fort. Ich méchte noch
einmal betonen, der Senat hat in der Tat und auch
schon seit Langerem das Problem erkannt. Die
Stadt handelt, aber auch hier ist der Appell an die
Burgerinnen und Biirger angebracht, sehr viel
sorgsamer mit ihrer Umwelt umzugehen.

Ich mochte auch die Gelegenheit ergreifen, wirk-
lich noch einmal meinen Dank an alle Beschaftig-
ten auszusprechen, die tagtaglich in unser aller In-
teresse die Straflen reinigen, die Platze sauberma-
chen, den Miill und den Abfall von anderen Leuten
entsorgen. Ich finde, wir kénnen auch selbst einen
Beitrag leisten, indem wir uns zum Beispiel alle am
kommenden Samstag bei der Aktion des ,World
Cleanup Day" engagieren. — Herzlichen Dank!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprdsidentin Dogan: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben méchte,
den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafiir FDP)
Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE)

Stimmenthaltungen?
(M.R.F., Abgeordneter Beck [AfD])

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft lehnt den An-
trag ab.
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Wettbewerbsfahigkeit der bremischen Hafen er-
halten - Kajeninfrastruktur in den stadtbremi-
schen Uberseehifen an aktuelle und zukiinitige
Bedarfe anpassen

Antrag der Fraktion der CDU

vom 3. September 2020

(Drucksache 20/298 S)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat
CordBen.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Herr Meyer-Heder.

Abgeordneter Meyer-Heder (CDU): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben den heutigen Dringlichkeitsantrag ein-
gebracht, weil es in der Koalition keine Einigkeit
uber das Bereitstellen von Planungsmitteln gab, um
die Kajen CT 1 bis CT 3 in Bremerhaven zu erttich-
tigen. Nun gibt es seit heute eine Senatsvorlage mit
einer entsprechenden Beschlussempfehlung. Wir
bedanken uns dafiir im Namen der Bremerinnen
und Bremer und natiirlich der bremischen Hafen-
wirtschaft, aber ich wiirde das Thema gern auch
noch einmal kurz beleuchten.

Die bremischen Héafen sind die Lebensader unseres
Bundeslandes. Sie alle kennen die ISL-Studie aus
dem Jahr 2015: Dort wurde ausgerechnet, dass es
14 000 Arbeitsplatze in der Hafenwirtschaft gibt,
also direkt Beschaftigte, und indirekt, also inklu-
sive Logistik et cetera, sind 77 000 Menschen
dadurch in Arbeit, dass wir diese Hafen haben.
Deswegen muss es uns naturlich mit groBer Sorge
erfiillen, dass wir im Containerbereich seit sieben
Jahren einen Riickgang des Umschlags von unge-
fahr 2,8 Prozent im Jahr haben, also von 2012 bis
2019, wahrend wir insgesamt im Norden aber eine
Steigerung haben. Wir verlieren Anteile an Rotter-
dam und Antwerpen, insgesamt gibt es aber im
Containerumschlag einen Zuwachs. Wir missen
also feststellen, dass wir seit sieben Jahren an Um-
schlag verlieren.

Wir haben es im Augenblick mit Schiffen zu tun,
bei denen die grofite Containerklasse 24 000 TEU
hat - TEU sind 20-Ful3-Standardcontainer —, sie ha-
ben eine Lange von 400 Metern, eine Breite von 61
Metern und einen maximalen Tiefgang von 16,50
Metern. Die Lange ist in Bremerhaven kein Prob-
lem, anders als in Hamburg, aber bei der Breite und
der Tiefe sieht es leider anders aus. Wenn wir die
AulBienweser endlich vertieft haben werden, worauf

wir ja auch schon ein bisschen warten, kann unser
Containerterminal in Bremerhaven von Schiffen
mit einem Tiefgang von bis zu 13,80 Metern tiden-
unabhéngig und bis zu 15,50 Metern tidenabhéan-
gig angelaufen werden. Das heifit, die groften
Containerschiffe werden wir in Bremerhaven zu-
kiinftig sowieso nicht beladen konnen, aber dann
miussen wir natirlich erst recht sicherstellen, dass
wir die groBen Schiffe, die 20 000-TEU-Schiffe, die
wegen der Weservertiefung Bremerhaven anlaufen
konnen, abfertigen kénnen. Auch das geht aber lei-
der aktuell nicht, denn die Liegewannentiefe — da
habe ich auch ein neues Wort gelernt! — vor dem
CT 4 und dem CT 3 betragt aktuell nur 15 Meter
und in den alteren Abschnitten sogar deutlich we-
niger. Ein Schiff mit einem Tiefgang von 15,50 Me-
tern benotigt aber, wenn es noch eine Handbreit
Wasser unter dem Kiel haben soll, eine Liegewan-
nentiefe von 16 Metern, besser waren 17 Meter.
Also muss auch vor den Kajen ausgebaggert wer-
den.

Bei den Containerbriicken sieht es ahnlich aus: Um
ein uber 60 Meter breites Schiff abfertigen zu kon-
nen, missen und wollen Eurogate, MSC und NTB
in neue Containerbriicken investieren. Allerdings —
und jetzt kommen wir zu dem eigentlichen Prob-
lem! — haben statische Untersuchungen ergeben,
dass die Kajen in den Abschnitten CT 1 bis 3a we-
gen der hoheren Kranlasten, also wenn man die
Bricken einfach grofer macht, im Normalbetrieb
diese groBeren Briicken nicht tragen kénnen. Dafur
ist laut bremenports ein Vorbau aus neuen Pfahlen
notwendig, und damit wir diese groen Schiffe zu-
kinftig abfertigen kénnen, brauchen wir diese In-
vestition in die Hafeninfrastruktur.

Nun ist das Thema vom Senat erkannt und auf den
Weg gebracht, aber ich mochte trotzdem noch zwei
kleine Anmerkungen dazu machen: Nach unserer
Auffassung bedarf es keines weiteren Gutachtens.
Die Problematik ist ausreichend beleuchtet, und
die Fachleute der Hafenwirtschaft, zumindest alle,
mit denen ich gesprochen habe, bestdtigen ein-
stimmig, dass diese Investitionen notwendig sind.
Ich wiirde mir wiinschen, dass die Koalition dann
auch die Kosten fiir die MaBnahmen, die auf circa
—man weiB es ja noch nicht so genau — 170 Millio-
nen Euro geschéatzt werden, in den maBnahmenbe-
zogenen Investitionsplan und die mittelfristige Fi-
nanzplanung aufnimmt.

Insgesamt freuen wir uns, dass wir es mit unserem
Dringlichkeitsantrag geschafft haben, ein bisschen
Druck und Sichtbarkeit auf das Thema zu bringen.
— Vielen Dank!
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(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Herr Bucking.

Abgeordneter Biicking (Biindnis 90/Die Griinen):
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Dieses Antrags der CDU hatte es nicht be-
durft, er ist praktisch wie ein kleiner Luftballon
uber dem Freimarkt geplatzt. Wir sind aufgefordert
zu Dingen, die wir langst erledigen. Das muss man
einmal an den Anfang stellen.

(Abgeordnete Grobien [CDU]: Langst? Heute!)

Das war schon sehr viel friuher klar! Ich will Ihnen
erklaren, woran wir gearbeitet haben im Zusam-
menhang mit dieser Vorlage, die der Senat jetzt be-
schlossen hat und die wir uns jetzt in der nachsten
Sitzung des Hafenausschusses ja dann zusammen
anschauen.

Wir haben daran gearbeitet, erst einmal folgende
Gedanken zu vereinbaren: Die Schiffe, wie Sie es
schon richtig beschreiben, werden immer grofer,
haben immer mehr Tiefgang, werden immer langer
— es drohen jetzt schon Schiffe mit iber 400, 420
Metern Lange und Tiefgang mit bis zu 16 Metern —
, und in der Konsequenz fragt man sich naturlich:
Bis wohin soll die Anpassung der Bremer Hafenfa-
zilitaten gehen? Wir haben erst einmal klargestellt:
Die vereinbarte Weservertiefung ist die letzte. Das
war uns enorm wichtig, weil wir mit ganz grofer
Sorge die Entwicklung dieses Flusses sehen und
weil wir der Auffassung sind, so kann es nicht wei-
tergehen. Die FlieBgeschwindigkeit des Wassers
nimmt mit jeder Vertiefung zu. Das hat Folgen fur
die Fauna da unten, fiir das Muschel- und Tier-
wachstum, alle diese Themen. Das macht, dass das
Wasser an anderer Stelle verlandet. Aus diesem
Grund sind wir der Meinung: Das ist die letzte Ver-
tiefung, darauf haben wir uns einvernehmlich in
der Koalition geeinigt, das halten wir fur eine gute
Botschaft.

(Beifall Bundnis 90/Die Grunen — Abgeordneter Ro-
wekamp [CDU]: War das jetzt zu entscheiden?)

Herr Rowekamp, da konnen Sie einfach erst einmal
zur Kenntnis nehmen, dass es so ist! Zu entschei-
den ist das in dem Moment, in dem jemand den ab-
surden Antrag stellt, die Weser weiter zu vertiefen,
und dann ist es nicht schlecht, wenn diese Koalition
schon einmal weil}, wie sie darauf reagiert. Das ha-
ben wir also geklart.

Das Zweite ist: Macht es Sinn, eine solche ES-Bau,
also Entscheidungsunterlage Bau, zu verabreden?
Wir sind der Meinung, ja, das macht Sinn. Dieser
Frage muss man in der Tat nachgehen, ob das geht,
in welchen Varianten das geht, und dann vor allen
Dingen im weiteren Verfahren, ob es sinnvoll ist.
Das ist in dem Beschluss mit dem Hinweis darauf,
wir brauchen ein groBeres Gutachten, angespro-
chen, und dartiiber muss ich jetzt noch unbedingt in
den letzten zwei Minuten reden.

Wenn Sie sich ein ganz kleines bisschen damit be-
schaftigen, was im Moment im Welthandel los ist,
dann missen Sie zur Kenntnis nehmen, dass das
Wachstum des internationalen Containerum-
schlags seit 2014 dramatisch abgenommen hat. Wir
lagen einmal bei fiinf bis sechs Prozent, in manchen
Jahren sogar bei neun Prozent, jetzt sind wir bei 1,5
Prozent, 2 Prozent, 2,5 Prozent in einem guten Jahr.
Die erste Idee war ja — circa 2014 hat man das dis-
kutiert —, ob es sich hierbei moglicherweise um eine
Konjunkturdelle handelt. Es stellte sich aber her-
aus, dass offenkundig sehr viel grundlegendere
Veranderungen die Ursache dafiir sind. Das hat et-
was zu tun mit dem Wachstum in Asien, dem Ende
der Containerisierung von neuen Warengruppen,
allen diesen Themen, sodass nicht damit zu rech-
nen ist, dass das Wachstum noch einmal in einem
groBeren Stil zunimmt.

Alle Prognosen, die damals verfasst worden sind,
sind heute Makulatur. Diese kann ich Thnen im De-
tail aufzahlen: Es beginnt bei der Seehafenver-
kehrsprognose der Bundesregierung und geht wei-
ter Uber all die Prognosen, die Hamburg und Bre-
men, Zeebrugge, Le Havre und so weiter aufge-
stellt haben. Das ist eine wichtige Information, weil
es ndmlich zum Ausdruck bringt, dass der Konkur-
renzkampf um die Ladungen erheblich zugenom-
men hat. Das macht Druck auf alle Beteiligten, und
dieses dramatische Video, das wir iiber Eurogate
haben sehen koénnen, ist ein Hinweis darauf.

Also macht es absolut Sinn, ein bisschen tiefer zu
schurfen als bis zu dem Satz, ,Lebensader der
Stadt” und dem Satz , Das steht bei uns in der Ver-
fassung”. Das ist uns auch bekannt. Das finden wir
im Ubrigen auch ziemlich bedeutsam, aber es ist
notwendig, gerade weil es sich so verhdlt, heraus-
zubekommen, warum sich das gerade verdndert,
und dann dariber nachzudenken, was man wirk-
lich tun kann, woraus sich das zusammensetzt, und
da mag der Kajenausbau, die Ertiichtigung, ein
Beitrag sein. Mit Sicherheit aber ist er nicht der ein-
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zige Beitrag, der diese Tendenz zu wenden ver-
steht. So viel fur die ersten funf Minuten! — Vielen
Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Herr Dr. Buhlert.

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Uber
lange Jahre war der Container eine Erfolgsge-
schichte fir die bremischen Hafen. In den Sechzi-
gerjahren hat Hafensenator Georg Borttscheller ihn
nach Bremen geholt, und wir haben den CT 1, 2, 3
und zuletzt den CT 4 gebaut. Auch mein Kollege
Hauke Hilz hat dazu gesagt, Hafeninvestitionen
sind Zukunftsinvestitionen, und er steht damit in
der Tradition dieses Hafensenators, weil wir Freien
Demokraten eben wissen, wie wichtig die Hafen
fir die Zukunft unseres Landes sind. Wer die Hafe-
ninvestitionen und die Hafen infrage stellt, legt aus
unserer Sicht auch die Axt an die Selbststandigkeit
Bremens als Bundesland.

Die Hafen stehen unter Druck, das ist klar gewor-
den. Seit 2012 sind die Umschlagzahlen in Bremen,
insbesondere auch im Containergeschaft, ricklau-
fig. Von circa 3,5 Millionen TEU im Jahr 2012 sind
sie auf 2,8 Millionen TEU im vergangenen Jahr ge-
sunken. Das sollte uns alarmieren, und wir sollten
uUberlegen, wie man den Wettbewerb aufnimmt
und es nicht einfach konstatieren, Herr Buicking.

(Abgeordneter Bucking [Bundnis 90/Die Grunen]:
Genaul)

Die AuBenweservertiefung wurde im Jahr 2011
planfestgestellt, noch immer ist nichts passiert. Die
Eingriffe in die Natur werden ausgeglichen wer-
den, und die Wasserrahmenrichtlinie stellt einen
Rahmen fiir das dar, was man tun kann. Die ande-
ren Hafen haben aber nautische Vorteile fur die
Reeder, da sie mit groBen Schiffen leichter ange-
steuert werden konnen. Sie nutzen das aus, und da
miissen wir sehen, was wir machen kénnen, um da
mitzuhalten. Beispielsweise wurde Maasvlakte 2 in
Rotterdam gebaut, ein neues Areal innerhalb von
acht Jahren geplant, aufgeschiittet und in Betrieb
genommen, dort kénnen sie Schiffe bis zu 20 Meter
Tiefgang abfertigen. Das missen wir sehen und
schauen, wo unser Marktsegment ist, aber ich
glaube nicht, dass es dadurch gelingt, indem wir
sagen, wir geben uns mit den kleinen Feederschif-
fen zufrieden. Das kann nicht der Weg Bremer-
havens sein, das wiirde nicht anerkennen, was wir

dort an Arbeitsplatzen durch die Héafen schaffen
und sichern.

Wir konnen uns als Land Bremen keine falschen
Kompromisse bei der Infrastruktur leisten, als Lo-
gistikstandort brauchen wir funktionsfahige Hafen.
Die von bremenports vorgeschlagenen MafBnah-
men zur Ertiichtigung der Kajen sind extrem wich-
tig, nur so konnen die Containerbriicken aufge-
stellt werden, die auch 60 Meter breite Schiffe ab-
fertigen konnen. Ja, 170 Millionen Euro sind eine
Menge Geld, gleichzeitig ist fir jeden Experten
klar, dass die MaBnahmen erforderlich sind. Des-
halb ist richtig, hier Voruntersuchungen vorzuneh-
men und eine ES-Bau zu erstellen, wie sie der Se-
nat heute, so habe ich gehort, beschlossen hat. Dass
das einiger Anschiibe bedurfte, haben wir auch alle
mitbekommen, denn so war das nicht auf dem
Weg, und ich glaube, auch diese Debatte tragt dazu
bei, dass so etwas dann schneller vorankommt.

Was die AuBenweservertiefung angeht, miissen die
Grunen uber ihren Schatten springen.

(Abgeordnete Dr. Eschen [Bindnis 90/Die Gri-
nen|: Nein!)

Ich hoffe, Sie folgen im Hafenausschuss und im
Haushalts- und Finanzausschuss dem eingeschla-
genen Weg des Senats, und Sie wissen, wer A sagt
zur Erstellung der ES-Bau, der sollte hier auch sinn-
vollerweise B sagen, wenn die Varianten auf dem
Tisch liegen und die Investitionen getatigt werden
mussen.

Wenn die Mafinahmen nicht umgesetzt werden,
droht der weitere Verlust von Ladung, und es droht
insbesondere der Verlust von Arbeitspldtzen in un-
serer Schwesterstadt Bremerhaven. Das kann Bre-
merhaven sich nicht leisten, und das diirfen wir
Bremerhaven nicht antun, wir miissen uns der Kon-
kurrenz stellen, und wir miissen hier Verantwor-
tung fir unsere stadtbremischen Héfen in Bremer-
haven zeigen. Hafeninvestitionen sind Zukunftsin-
vestitionen. Der Hafen in Bremerhaven ist die Le-
bensader fiir das gesamte Land Bremen, und es ist
essenziell, dass zukunftig auch in den bremischen
Hafen die Containerbriicken der neuesten Genera-
tion aufgestellt werden kénnen. — Vielen Dank!

(Beifall FDP - Vizeprdasidentin Grotheer tibernimmt
den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Grotheer: Als ndachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Herr Stahmann.
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Abgeordneter Stahmann (SPD): Frau Prasidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist ja auch im
Grunde eine Sachdebatte. Es gibt doch niemanden
hier im Raum, der sagt, wir brauchen den Hafen
nicht. Der Hafen ist nicht nur fiir Bremerhaven exis-
tenziell, sondern fiir die landesbremische Wirt-
schaft, und zwar fiir alle, und insofern ist doch die
Frage: Was sollen wir jetzt mit den CT 1 bis 4 ma-
chen? Die Ertuchtigung ist notwendig, weil die
Kaje erst einmal renovierungsbedurftig ist, und in
dieser Frage sind sich auch alle einig. Die Frage des
Gutachtens, Herr Meyer-Heder, glaube ich, ist
wichtig, denn man muss ja wissen, was ist der Zu-
stand, was soll man dazu machen, was ist dafiir not-
wendig, und wie soll das geschehen, und es muss
dann zukinftig, wenn wir dazu kommen, auch fi-
nanziert werden.

Es gibt aber eben auch weitere Fragen, die man
sich ansehen muss. Die weiteren Fragen sind — und
sie sind ja von den Vorrednern auch schon ange-
sprochen worden —: Wie entwickelt sich eigentlich
die Containerschifffahrt, was passiert da eigent-
lich? Was tun wir eigentlich? Wie entwickeln sich
Konkurrenzhafen? Dabei rede ich auf der einen
Seite liber norddeutsche Hafen, aber vor allen Din-
gen uUber die niederlandischen Hafen Rotterdam
und Antwerpen. Auch da muss man naturlich
schauen: In welchem Verhaltnis steht Bremer-
haven dazu.

Eines ist aus sozialdemokratischer Sicht vollig klar:
Wir brauchen einen konkurrenzfahigen Hafen in
Bremerhaven, um auch in Zukunft mit den anderen
Hafen mithalten zu kénnen.

(Beifall SPD)

Es ist keine Perspektive, jetzt zu sagen, wir warten
einmal, was passiert, und dann konzentrieren wir
uns auf andere oder kleinere Schiffe, sondern es ist
so, dass das, was gemacht werden kann, auch ge-
macht werden soll, aber unter Einbeziehung aller
Aspekte: Was kann die Kaje? Was heif3it das fir die
Umwelt, was heiBt das fiir die norddeutschen Ha-
fen, und wie entwickelt sich die Containerschiff-
fahrt? Deswegen brauchen wir das Gutachten, und
wir brauchen auch ein Gutachten dafiir, wie sich
diese Dinge auf den anderen Seiten entwickeln.

Insofern ist es absolut richtig, dass wir das jetzt an-
gehen, und es ist eben auch nicht so, dass diese Lo-
sung und das, was der Senat jetzt richtigerweise
vorgelegt hat, durch den CDU-Antrag angestoBen
worden ist, sondern es ist seit Langerem in der Dis-

kussion, und wir haben geschaut, was dafur not-
wendig ist. Das ist jetzt auf den Weg gebracht, und
ich bin froh, dass es so ist. — Danke!

(Beifall SPD)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Herr Tebje.

Abgeordneter Tebje (DIE LINKE): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ja, die Hafen, besonders die in Bremerhaven, sind
ein wesentlicher Bestandteil unserer bremischen
Wirtschaft. Sie sichern insgesamt unseren Wirt-
schafts- und Industriestandort und damit auch gute
und gut bezahlte Arbeit in unseren beiden Stadten.
Deshalb steht fiir mich und meine Fraktion auch
unstrittig fest, dass wir in die Zukunftsfahigkeit un-
serer Hafen investieren miissen. Allerdings geht es
hier auch immer um sehr hohe Investitionssum-
men, die man nicht ohne genaue Priifung entschei-
den kann. Deshalb ist es richtig, dass sich die Koa-
lition darauf verstandigt hat, zu den Prognosen
uber die Warenstrome auch ein Gutachten einzu-
holen. Wie tiiberall werden die Terminals zuneh-
mend von groBen Reedereien mitbetrieben, in Bre-
merhaven sind es NTB und MSC, die beide zu den
groBen weltweiten Reedereiallianzen gehoren. Da
muss man genau hinschauen, wenn auf deren An-
forderungen hin groBe Investitionen ausgelost wer-
den sollen.

Auch die Wahrung unserer Okosysteme in Fliissen
und Meeren ist stdarker in den Fokus zu nehmen.
Deshalb muss man intensiv prifen, in welchem
Umfang und wann in der spateren Umsetzung tat-
sachlich was notwendig ist. Wir, DIE LINKE, haben
schon im Koalitionsvertrag deutlich gemacht, dass
es mit uns keine weitere Weservertiefung tiber die
jetzige Beschlusslage hinaus geben wird. Wir ha-
ben bereits zur jetzigen Ausbaustufe eine kritische
Haltung, das ist ja nicht nur bei den Grinen so.
Deshalb ist es wichtig, dass man beim Kajenausbau
keine Tiefen anlegt, die tiber die jetzt geplante
letzte Ausbaustufe hinausgehen, und ich sage ein-
mal, auch da sagen die Fachleute — so steht es ja
auch letzten Endes im Senatsbeschluss —, das ist
das, was auch realistisch ist.

Die Zukunft der Warenstrome in Europa ist nicht
sicher zu prognostizieren, aber wir sind uns sicher,
dass Wilhelmshaven, Hamburg und Bremen dauer-
haft eine wichtige Position und Aufgabe bei den
zukunftigen 6kologischen und sinnvollen Waren-
und Transportketten haben werden. Deshalb be-
grifien wir es auch, dass die HHLA und Eurogate
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in erste Kooperationsgesprache eingetreten sind.
Man darf allerdings nicht erwarten, dass solche Ko-
operationen automatisch zu einer Art optimierter
Ladungsverteilung zwischen den Hafen fiihren. Ob
sich an der Wettbewerbssituation zwischen den
einzelnen Héafen etwas andern wird, wird die Zu-
kunft zeigen, man muss also gut abwagen.

Frau Senatorin Dr. Schilling hat im , Weser-Kurier”
bereits darauf hingewiesen, dass nach der Vorpla-
nung herauskommen konnte, dass die Kaje nicht
komplett ertiichtigt werden miusse beziehungs-
weise dass man den Ausbau, der in unterschiedli-
chen Teilabschnitten erfolgt, auch zeitlich strecken
konnte. Das gibt uns die Moglichkeit, auch im spa-
teren Prozess zu prifen, ob ein Ausbau uber die
volle Lange der Kajen wirklich notwendig und
sinnvoll ist.

Nun zu Ihrem Antrag, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der CDU! Er lauft ja darauf hinaus zu sagen:
Stellt euch einmal nicht so an, stellt die 120 Millio-
nen Euro schon einmal ein, aber das ist aus unserer
Sicht eindeutig kein verantwortliches Umgehen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will auch nicht bestreiten, dass ich mit den Aus-
einandersetzungen zwischen zwei Koalitionspart-
nern nicht immer so ganz glicklich gewesen bin,
und auch war das nicht unbedingt immer das, was
ich aus Sicht der Hafen als besonders vorteilhaft
empfand.

170 Millionen Euro und einen weiteren tiefgehen-
den Eingriff in die Flussokologie kann man nicht
einmal eben so ohne Kontrolle genehmigen. Ja,
Herr Meyer-Heder, deswegen brauchen wir auch
so ein Gutachten. Ich habe das eben gerade auch
schon kurz angesprochen, weil man namlich
schauen muss: Was ist wirklich die Zukunft, was
wird wann wie gebraucht, wie sind da die Ablaufe,
wie sind da die Einschatzungen? Dafiir braucht
man eine vernunftige Grundlage und kann nicht
einfach einmal sagen: Na ja, das machen wir eben
alles.

Das weitere Vorgehen, auf das wir uns als Koalition
inzwischen geeinigt haben, ist sorgfaltig und sach-
lich richtig. Damit setzen wir die richtigen Signale
fur die Zukunft der bremischen Haéfen, fiir den Er-
halt und den Ausbau gut bezahlter Arbeitsplatze
sowie okologisch sinnvolle Transportketten. Ihren
Antrag, einmal eben 170 Millionen Euro in den
Haushalt einzustellen und die Hafenentwicklung

ohne Sorgfalt voranzutreiben, lehnen wir daher ab.
— Danke!

(Beifall DIE LINKE, Biindnis 90/Die Grinen)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Herr Biicking.

Abgeordneter Biicking (Biindnis 90/Die Griinen):
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Ich wollte gern einmal als erstes sagen:
Das Schone bei uns Abgeordneten ist ja, dass man
bei der Gelegenheit solcher Auseinandersetzun-
gen noch einmal die Moglichkeit hat, richtig etwas
dazuzulernen.

Ich hatte die Moglichkeit, mich ein bisschen langer
mit unserem Hafenkapitan, Herrn Mai, zu unter-
halten. Das war auch deswegen interessant, weil er
ja nun in Pension geht und man sich noch einmal
fir seine enorm konstruktive Arbeit in der Vergan-
genheit bedanken konnte. Er liebt es, seine Gaste
mit einem Satz zu beeindrucken, der ungefahr so
geht: ,Herr Biicking, glauben Sie nicht, dass wir al-
lein tber all diese Sachen entscheiden, da ist noch
der Mond."” Der Gedanke geht dann so weiter, dass
er erklart, was ein Tidefenster ist, also was im
Grunde genommen an Problemen in einem Fluss-
hafen wie der Weser oder auch der Elbe zu bewdl-
tigen sind, wenn Schiffe darauf angewiesen sind,
einen bestimmten Wasserstand zu treffen, der zu
einer bestimmten Uhrzeit tiber den Monat und das
Jahr standig wechselt und auch noch mit Nipptide
und Springfluten variiert wird, und da konnte man
lernen, wenn man es nicht schon gewusst hat, dass
die Restriktionen fiir den Hafen in Bremerhaven in
diesem Tidefenster liegen. Wenn sehr groB3e Schiffe
dort mit starker Beladung ankommen und das Pech
haben, dass dieses kleine Tidefenster, in dem sie
dort hindurchpassen, schon vorbei ist, dann miissen
sie sechs Stunden warten.

(Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sechs Stunden
sind vielleicht nicht ganz richtig!)

Das ist ein bisschen wenig, der Mond braucht ein
bisschen langer, das ist richtig!

Die Konsequenz auf jeden Fall ist, der Hafen wird
von den Reedereien unter dem Gesichtspunkt sei-
ner Anfahrbarkeit bewertet — das kann man tiber-
haupt nicht bestreiten —, und wenn wir ihn jetzt tie-
fer machen, vergroern wir das Tidefenster, aber es
ist nicht zu vergleichen mit den Verhaltnissen in
Rotterdam und Antwerpen, wo es 20, 21 Meter gibt,
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und zwar durchgehend, und wo es moglich ist, ge-
wissermaBen einen Fahrplan zu organisieren. Das
ist durch nichts zu kompensieren, durch nichts!

Dann ist es so: Rotterdam hat nicht nur eine tiefe
Kaje, es gibt dort dahinter auch einen hochautoma-
tisierten Hafen, wie wir mittlerweile gelernt haben.
Die Van-Carrier, die Krane, werden mittlerweile
alle hinter einer Glasscheibe mit einem Joystick ge-
steuert, wo die Person, die das macht, nicht mehr in
dem Kran sitzt, und dann bauen sie noch aus und
werden es in diesem oder im nachsten Jahr einfiih-
ren, dass im Hafen die Lkws tiber Transportwege
automatisch fahren. Das sind doch Produktivitaten,
die in Bremerhaven und Hamburg noch in Jahren
nicht erreicht werden! Soll man doch nicht glau-
ben, dass wir auf dem Niveau mithalten konnen!
Wir brauchen doch Qualitdaten, wo wir im Wettbe-
werb zwischen den Hafen unsere Liicke finden, das
ist doch notwendig! Da hat Hamburg das groB3e
Hinterland; und Bremerhaven ist sehr darauf ange-
wiesen, dass die Ladung sehr schnell auf die Eisen-
bahn geht, 50 Prozent der Ladungen nach Stiden
geht Uiber die Eisenbahn. Der Rest auf den Lkw,
was wir immer bedauern, wenn der Anteil zu grof3
ist. An der Stelle, meine ich, liegen die entschei-
denden Aufgaben. An der Kaje werden wir auch
arbeiten miissen, aber die Fiktion, dass das allein
das Problem 10st, teile ich nicht, das halte ich fir
abwegig.

Ich mochte noch auf einen Aspekt hinweisen: Un-
gefahr 50 Prozent der Ladung in Bremerhaven wer-
den per Transship transportiert, also vom groBen
Schiff herunter auf ein kleineres Schiff, und dann
in der Regel weiter nach Osten, die Ostsee entlang,
in all die kleinen Hafen rund um dieses Binnen-
meer herum. Nun ist es aber auch so, dass die Ha-
fen ausbauen! Was in der Konsequenz, hauptsach-
lich bei Danzig, dazu fuhrt, dass mittlerweile die
sehr groBen Schiffe gar nicht mehr umladen mis-
sen, sondern dort direkt hinfahren kénnen. Dieses
Segment bekommt man nicht zuriick. Da hat man
keine Chance, das ist weg. So, finde ich, muss man
sehr prazise, sehr genau jeden Aspekt der Veran-
derung der Ladungsstrome anschauen und sich
uberlegen, mit welchen Hebeln auf welches Seg-
ment bezogen man Erfolg haben kann, weil wir als
kleines Bundesland nicht in der Lage sind, 500 Mil-
lionen, 700 Millionen oder eine Milliarde Euro zu
bewegen. Wir sind in den Restriktionen unseres
Haushalts, in den Restriktionen dieser Geografie —
namlich dem Flussdelta — gefangen; und miissen
versuchen, unsere Arbeitspldatze, unsere Wert-
schopfung, unsere Schwesterstadt trotzdem erfolg-
reich zu organisieren. Da verlangen wir, dass man

uber das Vortragen einer Idee hinaus noch zwei,
drei weitere mit in den Blick nimmt. — Danke!

(Beifall Bindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Grotheer: Als ndachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Herr Meyer-Heder.

Abgeordneter Meyer-Heder (CDU): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Herr
Bucking hat viele wahre Sachen gesagt. Nattrlich,
die Kaje allein wird es nicht machen, aber ohne den
Ausbau der Kaje wird es auch nicht gehen. Deswe-
gen muss man das mit der Kaje jetzt auf den Weg
bringen,

(Beifall CDU)

und deswegen héatte man auch schon einmal mit
der Weservertiefung anfangen kénnen, und das ist
ja das Problem. Wir miissen die Effizienz in den Ha-
fen steigern, auch das ist richtig, und Rotterdam ist
uns da leider Jahre voraus, weil sie dort einfach
mehr gemacht haben, und da sind wir wieder bei
unserem langweiligen Wahlkampfthema: Wir mis-
sen hier in die Umsetzung kommen, und da ist auch
die Stelle, wo ich sage, wenn wir jetzt wieder ein
Gutachten machen — keine Ahnung, bei wem! —,
dann dauert das wieder ein bis zwei Jahre, es muss
also schneller gehen.

Grundsatzlich finde ich es in Ordnung, sich Dinge
anzuschauen, aber ich wirde auch appellieren,
wenn wir uns die Wege anschauen, wie geht es im
Hinterland weiter, welche Schiffe bekommen wir
eigentlich zukinftig, was werden wir an zusatzli-
chen Dienstleistungen in den Héafen anbieten, denn
das sind sicher Uberlegungen, aber die werden seit
Jahrzehnten in den Chefetagen der Firmen ange-
stellt, die bei uns in den Hafen sitzen. Ich wiirde mir
zumindest wiinschen, das in ganz enger Koopera-
tion eines runden Tisches mit dem Management
unserer Hafenbetriebe zu machen, damit wir da
nicht iiber deren Koépfe hinweg Entscheidungen
treffen, die nachher mit der Praxis nichts zu tun ha-
ben. Dass ein Herr Dreeke bei der BLG sicher mehr
Erfahrung hat und mehr strategische Weitsicht als
wir Politiker, was Hafenumschlag angeht: Ich
finde, das muss man ihm zugestehen, und da
wirde ich mir wiinschen, dass man da wirklich in
enger Zusammenarbeit mit unseren Fachleuten in
diesen Prozess geht. — Danke!

(Beifall CDU)
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Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort Herr Staatsrat CordBen.

Staatsrat CordBien: Sehr geehrte Frau Prasidentin,
meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
nete! In samtlichen vorangegangenen Redebeitra-
gen ist eines auf jeden Fall deutlich geworden: Die
Hafen sind eine zentrale Saule der wirtschaftlichen
Entwicklung in Bremen und Bremerhaven. Wir alle
wissen, jeder finfte Arbeitsplatz in Bremen und
Bremerhaven hangt von ihnen ab, das Herzstick
unserer stadtbremischen Uberseehéfen ist der Con-
tainerterminal an der Stromkaje in Bremerhaven.

Der Containerumschlag ist in jingerer Zeit, insbe-
sondere im Vergleich zu anderen europdischen Ha-
fen in der Nordrange — auch das ist angesprochen
worden —, aber auch im Vergleich zu Hafen in Re-
gionen wie dem Mittelmeer und der Ostsee, auch
das hat der Abgeordnete Bilicking eben noch ein-
mal deutlich gemacht, einem immer starker wer-
denden Konkurrenzdruck ausgesetzt, und unsere
Konkurrenten investieren kraftig und bauen ihre
Leistungsfahigkeit stetig weiter aus. Entscheidend
fur die Wettbewerbsfahigkeit des Terminals ist da-
bei die Fahigkeit, auch das ist eben deutlich ge-
macht worden, die immer groer werdenden Con-
tainerschiffe abfertigen zu kénnen, und hier haben
wir es nach wie vor mit einem ungebremsten
Wachstum zu tun.

Damit die Wettbewerbsposition des vor tber 50
Jahre begonnenen Baus unseres Containertermi-
nals sichergestellt und fiir die heutigen und zu-
kunftigen Anforderungen weiter verbessert wer-
den kann, mussen deswegen auch wir die Infra-
struktur an die Anforderungen der Reedereien und
Terminalbetreiber anpassen. Nur so konnen wir
verhindern, dass sich die Containerdienste an an-
dere Standorte verlagern und Terminalbetreiber an
andere Hafen abwandern, in denen der Umschlag-
betrieb wirtschaftlicher gestaltet werden kann.

Mit dem heute Vormittag gefassten Senatsbe-
schluss zur Erarbeitung eines Konzepts zur Anpas-
sung der Kajeninfrastruktur und den in den kom-
menden Wochen folgenden Befassungen der zu-
stdndigen Parlamentsausschiisse mit diesem
Thema leiten wir nun die konkreten technischen
Planungen dafir ein, dass die Abfertigung von
Containerschiffen in Bremerhaven durch eine um-
fassende Modernisierung der Kajeninfrastruktur
wettbewerbsgerecht weiterentwickelt werden
kann. Unsere Hafenmanagementgesellschaft bre-
menports soll damit beauftragt werden — auch das
ist eben angesprochen worden —, ein Konzept zur

infrastrukturellen Weiterentwicklung der Contai-
nerkaje zu erstellen, welches die notwendigen wei-
teren Planungen und Handlungsoptionen ausfiihr-
lich bewertet und darstellt, und neben den techni-
schen Planungen wird dieses Konzept selbstver-
stdndlich auch eine Kostenschatzung, eine Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung und natirlich einen
Variantenvergleich enthalten.

Sehr geehrte Damen und Herren von der CDU-
Fraktion, in diesem Sinne begrift der Senat Ihren
Antrag und die darin enthaltene erste Forderung,
mit den Planungen fiir die Ertiichtigung der Kaje-
ninfrastruktur zu beginnen, denn damit bestatigen
Sie die klare Position, die der Senat mit seinem
heutigen Beschluss zum Ausdruck gebracht hat.
Und wie ja auch deutlich geworden ist: Die Koali-
tion arbeitet an diesem Senatsbeschluss schon ei-
nige Wochen, um nicht zu sagen, Monate. Es hat
dazu eine intensive Abstimmung gegeben, und Ihr
Antrag tragt das Datum vom 3. September. Dass
dazu in der Koalition ein umfassender Austausch
vorgeschaltet wurde, halten wir fiir richtig und not-
wendig. Die vielen Aspekte, die hierbei auch fir
diese wichtige Zukunftsinvestition zu besprechen
sind, sind eben auch deutlich geworden.

Da es in der Perspektive um wegweisende Ent-
scheidungen und hohe Investitionen gehen wird,
helfen hier eben auch keine Schnellschiisse, son-
dern es braucht eine tragfdhige Grundlage und in
diesem ersten Schritt zundchst eine fundierte tech-
nische Planung, und so ist auch jedes gréfere Inf-
rastrukturvorhaben aufgebaut. Damit ist nun be-
schlossen worden, die ES-Bau in Auftrag zu geben,
danach folgen die weiteren Planungsschritte. Das
sind die Vorgaben, wie sie fur jedes groBe Infra-
strukturprojekt gelten und wo ja auch die CDU-
Vertreter im Haushalts- und Finanzausschuss im-
mer sehr genau darauf schauen, ob denn diese Vor-
gaben auch erfillt sind, bevor sie sich mit den Pro-
jekten dort befassen.

Deswegen ist die zweite Forderung in Ihrem An-
trag, bereits jetzt mit Aussagen zum voraussichtli-
chen Mittelbedarf und zu Fragen der Herkunft die-
ser Mittel zu entscheiden, auch absolut verfriiht.
Fir diese Abwdagung ist die ES-Bau zustdandig, und
fir diesen Punkt wird die ES-Bau beauftragt, und
in Anbetracht der enormen Relevanz dieser Inves-
tition fiir unseren Hafenstandort kann eben nur
eine fundierte Planung und kein voreiliges und un-
uberlegtes Handeln die Grundlage sein.

Seien Sie versichert, dass der Senat weiterhin alles
dafir tun wird, um die Wettbewerbsfahigkeit der
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bremischen Hafen dauerhaft sicherzustellen und
auch weiter zu verstarken, und die Erstellung die-
ses Konzepts fur die Kajenmodernisierung am Con-
tainerterminal ist der erste wichtige Schritt. Der
Antrag der CDU-Fraktion bleibt damit hinter der
realen Entwicklung zuruck, und die ablehnende
Haltung der Regierungsfraktionen ist damit aus un-
serer Sicht die logische Konsequenz. — Vielen
Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Herr Dr. Buhlert.

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Ich
bin dankbar, dass Herr Staatsrat CordBen noch ein-
mal die Bedeutung der bremischen Hafen darge-
legt hat. Ich glaube, das ist das, was wir alle begrei-
fen mussen, und deswegen bin ich auch dankbar,
dass die CDU diesen Antrag gestellt hat. Wir Freien
Demokraten unterstiitzen ihn aus vollem Herzen,
denn die Aussage, da gab es schon einen langen
Abstimmungsprozess in der Koalition, ist doch
nichts anderes als ein schonerer Ausdruck fir ,wir
konnten uns nicht einigen*”,

(Beifall FDP, CDU - Zuruf Abgeordneter Fecker
[Bindnis 90/Die Griinen])

und ohne das Hebeln durch den Antrag hatten Sie
sich bis heute nicht geeinigt, weil Sie keine Not-
wendigkeit gesehen hatten, sich zu einigen.

Dieser Antrag hat Sie dazu gezwungen, Farbe zu
bekennen, und das haben Sie jetzt getan. Das kon-
nen wir gut finden, und deswegen kénnen wir es
auch richtig finden, dass solche Antrage von der
Opposition gestellt werden. Es ist Aufgabe der Op-
position, den Stachel ins Fleisch zu stecken, dort,
wo es dann wehtut, damit endlich gehandelt wird!

(Beifall FDP, CDU - Zuruf Abgeordneter Blicking
[Blindnis 90/Die Griinen])

Herr Bucking, wir missen uns dem Wettbewerb
stellen, und das heiBt natiirlich, dass man Geld
sinnvoll und planvoll ausgeben muss, dass man
Gutachten machen und schauen muss, wie es rich-
tig gemacht wird, welches die beste Variante ist.

Wir erinnern uns an Wilhelmshaven und die dorti-
gen Bauprobleme und die Grindungsprobleme
beim Hafen. Alles das ist klar, aber in Ihrer Haltung
gleichen Sie einem Marathonldufer, der feststellt,

die anderen sind losgelaufen, und der ein Gutach-
ten in Auftrag gibt, welches die schnelleren Schuhe
sind, um die anderen noch einholen zu kénnen. Ich
sage Thnen, das wird nicht gelingen!

(Beifall FDP, CDU — Abgeordneter Fecker [Biindnis
90/Die Grunen]: Kein gelungener Vergleich!)

Entsprechend heifit es flir uns: Wir miissen anfan-
gen, und wir missen loslegen, damit es schnell
geht, denn wir werden den Wettbewerb nicht ge-
winnen, wenn wir zu lange warten. Deswegen: an-
packen, anstatt sich weiter zu streiten! — Herzlichen
Dank!

(Beifall FDP, CDU)

Vizeprasidentin Grotheer: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben mochte,
den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafir CDU, FDP, M.R.F., Abgeordneter Beck
[AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe.
90/Die Griinen, DIE

(Dagegen SPD, Bindnis
LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft lehnt den An-
trag ab.

Zukunitsfeste Weiterentwicklung des Klinikver-
bunds Gesundheit Nord (GeNo) vorantreiben -
Wirtschaitliche Soliditit sicherstellen!

Antrag der Fraktion der FDP vom 15. September
2020

(Drucksache 20/306 S)

Wir verbinden hiermit:

Zukunft fiir die Gesundheit Nord - fiir ein neues
Zukunitskonzept, das Perspektive gibt!

Bericht der stadtischen Deputation fiir Gesund-
heit und Verbraucherschutz

vom 16. Juni 2020

(Drucksache 20/190 S)
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und

Uberiillig fiir die Patienten und Beschiftigten an
den kommunalen Kliniken der Gesundheit Nord
— ein nachhaltiges Sanierungs- und Zukunitskon-
zept muss her!

Antrag der Fraktion der CDU

vom 24. September 2019

(Drucksache 20/42 S)

sowie

Uberiillig fiir die Patienten und Beschiftigten an
den kommunalen Kliniken der Gesundheit Nord
— ein nachhaltiges Sanierungs- und Zukunitskon-
zept muss her!

Bericht der stadtischen Deputation fiir Gesund-
heit und Verbraucherschutz

vom 16. Juni 2020

(Drucksache 20/191 S)

und

Den kommunalen Klinikverbund sichern, die
Krankenhauslandschait in der Stadt Bremen zu-
kunfitsfahig gestalten

Antrag der Fraktionen DIE LINKE, Biindnis
90/Die Griinen und der SPD

vom 7. Juli 2020

(Drucksache 20/281 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Bernhard.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete Dr.
Buhlert.

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Wir
miissen wieder liber die GeNo reden, leider hat
sich nicht so viel verbessert. Sie hat eine hervorra-
gende Arbeit in der Bewaltigung der Coronakrise
geleistet. Ohne die GeNo hatten wir viele Aufga-
ben des offentlichen Gesundheitsdienstes nicht er-
ledigen konnen, und dennoch bleiben das Gefiihl
und die Tatsache, dass die Sanierung dort nicht vo-
rankommt und der bremische Haushalt weiter be-
lastet wird, weil nicht beherzt gehandelt wird und
die wirtschaftliche Sanierung und das Ergreifen
von strukturellen und organisatorischen MafBnah-
men nicht in der Geschwindigkeit erfolgen, wie es
der bremische Haushalt gebietet und die Bremerin-
nen und Bremer es verdient haben, denn das Geld

konnte an anderer Stelle weit besser ausgegeben
werden, wenn wir bei der GeNo effektiver wdaren.

Kommen Sie mir nicht mit dem Argument, das ist
nichts zum Gewinne machen - das wissen wir
Freien Demokraten! —, aber es ist etwas zum solide
Wirtschaften, und solide wirtschaften muss man in
jedem Wirtschaftssystem, und das erwarten wir
auch bei einem stadtischen Klinikum. Bremer-
haven und andere stadtische Kliniken beweisen
das, und ich hoffe, die GeNo ist inzwischen auf ei-
nem vernunftigen Weg, was das angeht, aber so-
weit ich es wahrnehme, ist dieser Weg nicht schnell
und beherzt begangen und auch nicht konsequent,
und bei manchen Schritten, die man noch gehen
musste, zogert die Koalition. Ich glaube, das ist
falsch, weil wir uns das nicht leisten konnen und
nicht leisten sollten, weil das die GeNo immer wie-
der in Misskredit bringt.

(Beifall FDP, CDU)

Wir Freien Demokraten haben vor einem Jahr ein
Angebot gemacht, einen gemeinsamen Antrag zu
stellen, indem wir als demokratische Fraktion sa-
gen, wie wir uns die Krankenhauspolitik in dieser
Stadtgemeinde vorstellen. Das war ein ehrliches
Angebot mit einer Uberweisung in die Deputation
fir Gesundheit im vergangenen Herbst. Was her-
ausgekommen ist, war eine Ablehnung der An-
trage von FDP und CDU mit dem Argument, sie
hatten sich zeitlich tberholt. Als ob die Lage ge-
klart gewesen sei! Man hatte sich nicht die Mtuhe
gemacht, gemeinsam mit uns eine Lésung zu su-
chen, sondern man hat sich die Arbeit gemacht, ei-
nen gemeinsamen Antrag der Koalition zu schrei-
ben, der weit hinter dem her ist, was man machen
misste, weil immer noch die Angst besteht, sich zu
Fehlern zu bekennen und beherzt Schritte in die
Zukunft zu gehen. Dabei ist eine gute Qualitatssi-
cherung dadurch gekennzeichnet, dass sie Fehler
wahrnimmt, benennt und aus ihnen lernt. Das kann
nur alles voranbringen, und das miissen wir ma-
chen, und zwar beherzt und schneller. Es ist Zeit zu
handeln, es ist tiberféallig, hier zu handeln,

(Beifall FDP, CDU)

denn wir miissen die GeNo zukunftsfest und finan-
ziell solide aufstellen. Wenn wir das nicht tun, wer-
den wir uns dieses Klinikum als stdadtisches Klini-
kum nicht erhalten kénnen, und wie wichtig es ist,
es zu erhalten, wissen wir, denn wir wissen, wie
wichtig es ist fiir die Gesundheitsversorgung in
Bremen und im Umland.
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(Abgeordneter Gottschalk [SPD]: Super Erkennt-
nis!)

Das heifit aber, wir mussen auch prifen, ob die
Ziele erreicht werden. Wir missen die Controlling-
fahigkeit erhohen und nicht wie in der Vergangen-
heit MaBnahmenkataloge beschlieBen, die dann
nicht umgesetzt werden, weil keiner nachhalt und
schaut, ob das denn getan wird, und das heift auch,
wir mussen die Verwaltung wieder naher an die
Kliniken bringen. Ich kenne keinen Spediteur, bei
dem nicht mindestens eine seiner Betriebsstatten
neben der Geschaftsleitung ist, damit man auch
einmal auf den Hof schauen kann, was da passiert.
Diese Regelung, an der Kurfirstenallee weitab des
Geschehens zu sitzen, ist nicht hilfreich, um einen
Klinikkonzern der GroBenordnung zu steuern, da
miussen Sie auch einmal die Steuerungsfahigkeit
erhohen.

Wir haben angeboten und gesagt und anerkannt,
dass die GeNo grofBle Teile des offentlichen Ge-
sundheitsdienstes oder Leistungen des o6ffentlichen
Gesundheitsdienstes mit erbringt. Wir Freien De-
mokraten haben gesagt, sagt uns doch einmal, was
auf der Rechnung dafir stehen miusste, was eigent-
lich das Gesundheitsamt hatte ausgeben miissen.
Da bekomme ich dann in der Gesundheitsdeputa-
tion die Antwort — und das schon seit Monaten —:
Das konnen wir nicht. Wir konnen sagen, wie viel
wir fur die Daseinsvorsorge gemacht haben, und
wir konnen sagen, was die Coronaambulanz ge-
kostet hat. Ernsthaft, liebe Koalitionare, wir sagen
das ja nicht ohne Grund! Wir wollen damit darstel-
len, wie viel des Defizits dem geschuldet ist, dass
unser Gesundheitsamt krankt. Das erkennen wir ja
an, aber wenn Sie uns keine Zahlen liefern, dann
miussen wir davon ausgehen, dass die Kosten der
Coronaambulanz die einzigen sind, die fur das of-
fentliche Gesundheitswesen erbracht werden. Da-
von gehe ich nicht aus, aber ehrlich gesagt, Thnen
ist dann an der Stelle auch nicht zu helfen.

Wir miissen Mehrfachstrukturen abbauen, wir
mussen Spezialisierung und Ambulantisierung vo-
ranbringen, wir haben mit dem Krankenhausge-
setz etwas, das getan werden muss, wir mussen die
Reform der Psychiatrie weitermachen, und wir
mussen Fachkraftesicherung machen, aber wir
missen auch eines machen: Wir miissen die zu-
kunftigen Mittel bereitstellen, wenn die Kriterien
erfiillt sind, und nicht immer dann, wenn die Liqui-
ditat bedroht ist. Insgesamt hat die GeNo es ver-
dient, besser behandelt und auf solide Fiile gestellt
zu werden. Ich glaube, wir miissen da noch Etliches
tun, und deswegen haben wir unseren Antrag neu

gefasst, auch, damit Sie uns nicht sagen, er hatte
sich Giberholt. Nein, er ist aktueller denn je! Wir bit-
ten um Ihre Zustimmung! — Danke!

(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Bensch.

Abgeordneter Bensch (CDU): Frau Prdasidentin,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Diag-
nose zu Beginn dieser Legislaturperiode im Hin-
blick auf die bremische Krankenhauspolitik ist vor
allem von vier Punkten gepragt: Erstens, der kom-
munale Krankenhaustrager, die Gesundheit Nord,
ist nach wie vor hoch verschuldet, defizitar, Aus-
gang ungewiss. Zweitens, es fehlt nach wie vor
eine Medizinstrategie fir das gesamte Land.

Dritter Punkt: zwolf Jahre rot-griine Verweigerung,
den Kliniken im Land Bremen ausreichend Kran-
kenhausinvestitionsmittel zur Verfligung zu stel-
len! Viertens — und dafiir musste man sich eigent-
lich schdamen — Wir sind das einzige Bundesland
ohne Medizinausbildung. Das ist die Ausgangslage
vor einem Jahr gewesen, meine Damen und Her-
ren.

Und nun? Die Koalition regiert 15 Monate, die
Haushaltsberatungen liegen hinter uns, wie ist jetzt
die Ausgangslage, wie ist jetzt die Diagnose? Sie
konnen es sich vorstellen, Sie wissen es namlich
selbst, es hat sich so gut wie nichts gedndert. Wir
haben weiterhin einen kommunalen Krankenhaus-
trager mit einem hohen Defizit. Wir haben weiter-
hin keine medizinische Gesamtstrategie im Land
Bremen, und bei den Haushaltsberatungen gab es
nur einen Status quo, die Fortsetzung viel zu gerin-
ger Investitionsmittel. Statt der erforderlichen jahr-
lichen, als Mindestbedarf definierten 80 Millionen
Euro fir 14 Kliniken haben Sie noch nicht einmal
die Halfte bereitgestellt, und es gibt auch keinerlei
Anstrengungen seitens der Koalition, die Medizin-
ausbildung in Bremen tberhaupt auch nur zu pri-
fen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer trotz
dieser bekannten und auch gefdhrlichen Diagno-
sen gar nicht oder zu spét mit erforderlichen The-
rapieschritten beginnt, der tragt die politische Ver-
antwortung dafiir, dass diese Wunden vielleicht
niemals heilen werden! Das haben weder die Be-
schaftigten noch die Patienten verdient. Wir brau-
chen eine vollig andere und mehr zielgerichtete
Krankenhauspolitik!
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(Beifall CDU, FDP)

Ich méchte Frau Bernhard als Senatorin fir Ge-
sundheit zumindest in einem Punkt sagen, okay,
der Versuchist da. Wer in den Antrag der CDU vom
September 2019 hineinschaut, sieht dort als Forde-
rung im Hinblick auf die GeNo: Wir wollen an der
Spitze der Geschaftsfihrung der GeNo eine sanie-
rungserfahrene Person, aber wir wollen auch, dass
sie Durchgriffsrechte hat. Wir wollen, dass sie sich
nicht fur jede kleinste SanierungsmaBnahme, die
erforderlich ist, jedes Mal in irgendwelchen Koali-
tionskreisen die Erlaubnis holen muss. Das werden
wir mit Argusaugen beobachten, ob die Entlassung
der GeNo-Geschaftsfiihrerin Frau Dernedde ein
Bauernopfer war, gepragt von politischem Aktio-
nismus, oder ob es tatsachlich der erste Schritt hin
zu einer notwendigen Therapie war, Frau Senato-
rin, aber wir geben der neuen Geschaftsfiihrerin,
Frau Dr. Dreizehnter, die sich in der Gesundheits-
deputation sehr entschlussfreudig dargestellt hat,
von unserer Seite, vonseiten der CDU, Riickende-
ckung. Unser Hauptangriffspunkt ist die Koalition,
ist die Senatorin, denn wie ich schon sagte, sowohl
die Patienten als auch die Beschaftigten haben eine
bessere Krankenhauspolitik verdient, meine sehr
geehrten Damen und Herren!

(Beifall CDU)

Unser Antrag gilt mit seinen Kernpunkten nach wie
vor. Es ist so, als wenn wir jetzt immer noch am An-
fang einer Legislaturperiode stehen, nur dass wir
schon einmal Haushaltsgelder verteilt haben. Be-
vor man uberhaupt irgendetwas tut, muss als erster
Schritt eine Gesamtstrategie her, als zweiter Schritt
dann eine echte Krankenhausplanung, die den Na-
men verdient, und wenn man mit allen Beteiligten
eine gemeinsame Strategie vereinbart, dann
kommt es doch zu Strukturverdnderungen, dann
gibt es nicht diese Mehrfach-, Doppel- und Sieben-
fachstrukturen. Sie konnen sich, glaube ich, an
sechs, sieben Krankenhdausern in Bremen die Bau-
speicheldruise, die Hiifte oder das Kniegelenk aus-
tauschen lassen. Das muss es alles nicht geben. Wir
brauchen als oberste Pramisse die bestmdgliche
medizinische Versorgung, das ist der erste Schritt,
und dann kommen erst die Strukturen, meine sehr
geehrten Damen und Herren!

(Beifall CDU)
Dann kommt der dritte Punkt, und das ist genau

das, was man als Landespolitiker iiberhaupt ma-
chen kann und machen muss, um aktiv auf eine

Krankenhauspolitik einzuwirken, das ist, Haus-
haltsgelder bereitzustellen. Die DRGs, die Fallpau-
schalen, sind Bundessache. Es liegt im Auftrag der
Landesgesetzgebung, Investitionsmittel bereitzu-
stellen, und da hat die Koalition nach wie vor ver-
sagt, und ich habe keinerlei Hoffnung, dass das
besser wird.

Also, zwei Forderungen an die Koalition: Erstens,
legen Sie Ihre Verantwortungsverweigerung ab
und zweitens Ihre Strukturverdnderungsallergie,
dann ist der erste Schritt hin zu einer vernunftigen
und zielgerichteten Therapie auch getan, meine
Damen und Herren! - Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Rupp.

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE): Frau Prasiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die
Reden der CDU und der FDP haben noch einmal
die Einschéatzung bestétigt, die die Koalition zu den
Antragen gegeben hat, die im Herbst letzten Jahres
gestellt worden sind. Wir hatten diese Antrage
auch im Controllingausschuss. Bei einem Teil stoBt
man nicht auf Widerstand, ein Teil der Dinge ist
selbstverstandlich, und diese ganzen Forderungen
haben eines gemeinsam: Sie erreichen nie den
Grad der Konkretisierung, dessen es bedurfte, um
tatsachlich die Probleme der GeNo zu analysieren,
und sie erreichen schon gar nicht den Grad der Pra-
zisierung, Uber Losungsvorschldge nachzudenken.

Ein Standortkonzept kann man immer verlangen,
fir alles in der Welt. Was genau heiBt das? Heif3it
das, Standorte aufzugeben? Wir haben herausge-
funden, dass das keine gute Idee ist. Behalten
Standorte Medizinstrategie? Was heilit das? Alle
diese Dinge, diese Forderungen, sind so banal und
unspezifisch, wie es nur geht. Das ist Stammtisch-
ebene, und Stammtischebene 16st in der GeNo kein
einziges Problem.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Wenn Sie sich an die Debatten der letzten Monate
im Controllingausschuss erinnern und an die Moég-
lichkeiten, dort Fragen zu stellen, und an die Art
und Weise, wie dieser Ausschuss auch in der Koa-
lition — in jeder! — die Geschaftsfiihrung der GeNo
aufgefordert hat, Dinge offenzulegen, wir haben
offen versucht herauszubekommen, wo die Prob-
leme sind. Wir haben ein Controllingsystem einge-
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fuhrt, was es vorher nicht gab. Wir bekommen je-
den Monat die Kennzahlen, die die GeNo dort fa-
briziert, und all das haben wir nicht gemacht, weil
wir Stammtischparolen herausgegeben haben,
sondern weil auch die Koalition und insbesondere
die Gesundheitssenatorin ein extremes Interesse
daran hat, diese GeNo so gut es geht zu sanieren,
ohne dass es zulasten derjenigen Menschen geht,
die dort arbeiten, und ohne, dass es zulasten der
Menschen geht, die dort Hilfe suchen. Das geht
namlich nicht.

(Beifall DIE LINKE)

Ja, es gibt eine neue Geschaftsfihrerin, ja, wir
miissen uns dariber unterhalten, wie wir den Fach-
kraftemangel beheben. Zu sagen, wir brauchen ein
Fachkraftekonzept, ist selbstverstandlich, aber wir
wissen, dass wir die Ausbildungskapazitaten fur
Pilegekrafte in Bremen vor zwei Jahren hatten ver-
doppeln miussen, um im Jahr 2030 gentigend Pfle-
gekrafte zu haben. Das wissen wir, und deswegen
miissen wir schauen, wie kommen wir denn dahin,
dass das passiert, wie bekommen wir gentgend
Bewerberinnen und Bewerber, wie bekommen wir
es hin, dass ein Standort entsteht, wo wieder genii-
gend Pflegekrafte ausgebildet werden. Das sind
konkrete Aufgaben, die haben wir bisher auch
noch nicht richtig gelost, keine Frage,

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Deshalb fordern
wir das ja!)

aber sie stehen auf der Agenda, und das sind spe-
zifische Analysen und spezifische Forderungen,
wie man so etwas angeht. Allein pauschal zu for-
dern, wir brauchen ein Fachkraftekonzept, hilft
niemandem.

Es hilft auch nicht, dass man externe Effekte aus-
blendet. Ich will noch einmal ein Beispiel nennen:
Ich habe mich hingesetzt und geschaut, wie der
Landesbasisfallwert in Bremen in den letzten zehn
Jahren gestiegen ist, und ich habe mich auch hin-
gesetzt und geschaut, wie sind die Tariferhohun-
gen plus Preissteigerungen, und welche Effekte
hatte das.

(Glocke)

Vizeprasidentin Grotheer: Herr Rupp, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Bensch?

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE): Ja!

Vizeprasidentin Grotheer: Bitte, Herr Bensch!

Abgeordneter Bensch (CDU): Es geht um die Fach-
krafteausbildung. Ist IThnen bekannt, dass wir in
Bremen auf der einen Seite akademischen Nach-
wuchs haben - Stichwort Hochschulausbildung fir
Pflegekrafte, fir Hebammen und so weiter — und
auf der anderen Seite fiir die nicht akademischen
Pflegekrafte den Weser-Bildungsverbund, und in
dem Zusammenhang, weil Sie ja sagten, das sind
Stammtischparolen: Ist Ihnen bekannt, dass dieser
Weser-Bildungsverbund extreme finanzielle Prob-
leme hat, sich an den Senat gewandt hat und bis
heute keine Antwort hat? Bauen Sie das bitte in Th-
ren Redebeitrag ein, es kann ja auch in der zweiten
Runde sein! Ist [hnen das bekannt?

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE): Ich wiisste jetzt
nicht, warum das mein Argument entkraftet, dass
Sie Stammtischparolen verbreiten!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Wenn es ein spezifisches Problem gibt, dann héatten
Sie es benennen konnen, und ich hore Ihnen immer
zu, wenn Sie spezifische und genaue Probleme
schildern und Ihre Vorstellungen haben. Sie wissen
genau, dass ich sehr genau zuhore, und ich wurde
Thnen recht geben, wenn Sie fiir dieses Problem
eine Losung hatten, wenn ich das Problem heraus-
bekomme, dann schaue ich nach, ob das stimmt,
aber das hat nichts damit zu tun, dass es eben nicht
allein reicht, ein Fachkraftekonzept zu fordern.
Dann miissen Sie einmal eine Vielzahl solcher Klei-
nigkeiten auflisten und sagen, wie Sie es besser
machen wiirden!

Ich wirde jetzt gern noch einmal auf die externen
Dinge zu sprechen kommen! Ich habe gesagt —und
das trifft heute zu wie vor einiger Zeit —, der Lan-
desbasisfallwert ist nicht in der Weise gestiegen,
wie es Tariferh6hungen und Preiserh6hungen not-
wendig gemacht héatten. Ich habe versucht, das
auszurechnen, das macht fiir die GeNo ungefdahr
ein Minus von 14 Millionen Euro jahrlich aus, und
man kann doch nicht einfach so einen Effekt weg-
streichen! Darliiber muss man sich Gedanken ma-
chen, und das gilt dann auch fiir alle anderen Kli-
niken: Wenn es so ist, dass der Landesbasisfallwert
Tariferh6hungen und Preissteigerungen nicht ab-
bildet, dann muss der Landesbasisfallwert in eine
Liste der Probleme oder der Dinge, mit denen wir
uns beschaftigen miissen, selbstverstandlich, und
wenn es so ist — und das haben wir schon gesagt —,
missen wir uns Gedanken machen, dass wir die
GeNo vom Kapitaldienst langfristig befreien. Das
ist in diesem Haushalt gar nicht so einfach, aber das
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ist das Ziel. Das sind auch noch einmal ungefahr
zehn bis zwolf Millionen Euro.

Dann haben wir das Problem, dass die sehr ge-
schatzte Personaluntergrenzenverordnung mog-
licherweise dazu fiihrt, dass wir auf bestimmten
Stationen jetzt genugend Pflegepersonal haben,
aber moglicherweise auf anderen Stationen nicht.
Das ist etwas, worauf wir im Controllingausschuss
einen Blick werfen missen: Kann es sein, dass wir
auf der einen Seite etwas reparieren und auf der
anderen Seite, weil wir nicht gentigend Pflege-
krafte haben, wieder ein Problem erzeugen, weil
Stationen nicht besetzt werden konnen? Das sind
prazise Analysen, und dann miissen wir gemein-
sam schauen, was wir daraus machen, und nicht
einfach sagen, wir brauchen ein Fachkraftekon-
zept.

(Glocke)

Ich melde mich in der zweiten Runde noch einmal.
— Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachste Rednerin
hat das Wort die Abgeordnete Frau Osterkamp-
Weber.

Abgeordnete Osterkamp-Weber (Biindnis 90/Die
Griinen): Sehr geehrte Frau Prasidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Einen Satz méchte ich von
Ihnen zitieren, Herr Buhlert, den ich genauso sehe:
Wir mussen heute wieder tiber die GeNo sprechen,
aber meine Ambitionen, tiber die GeNo zu spre-
chen, sind ganz sicher andere als Ihre.

Wir debattieren hier nach Monaten, die unter den
Eindriicken der Pandemie COVID-19 standen und
alle Krankenhéauser vor sehr besondere Herausfor-
derungen gestellt haben. Nichts an Ablaufen in
den Kliniken ist gleich geblieben: Samtliche
Dienstplane mussten umgeschrieben werden, die
Ambulanzen mussten einen enormen Aufwand be-
treiben, um die Notfallambulanz so aufzustellen,
dass sie COVID-19-Patientinnen und -patienten si-
cher in den Klinikalltag integrieren konnten.

Ich sage das nicht ohne Grund. Die vergangenen
Monate unter COVID-19 haben den Blick auf die
Krankenhduser bundesweit verandert. Unser Ver-
sorgungssystem gerat auf den Prufstand. Die zu-
kinftige Aufstellung des Gesundheitswesens muss
neu gedacht und darauf ausgelegt werden, dass ein
weiteres Pandemiegeschehen in Deutschland und

in Bremen allen Betroffenen Sicherheit bietet. Au-
Berdem muss sichergestellt werden, dass parallel
zu einem Pandemiegeschehen weiterhin lebens-
notwendige medizinische MafBnahmen in den Kli-
niken geleistet werden konnen. Es darf aus unserer
Sicht nicht wieder passieren, dass Menschen wéah-
rend dieser Pandemie mit anderen gesundheitsge-
fahrdenden Krankheiten keine Versorgung erhal-
ten und damit Leben auf anderer Ebene in Gefahr
gerdat. Die Bremer Kliniken haben sich in den letz-
ten Monaten hervorragend aufgestellt, das wurde
auch schon gesagt. Sie haben alle miteinander in
den verschiedensten Arbeitsbereichen eine hohe
Bereitschaft gezeigt, Menschen gut und sicher zu
versorgen, sie in ihren Krisen zu begleiten und uns
Birgerinnen und Burgern Sicherheit zu vermitteln.
Dafiir gilt unser ausdriicklicher Dank an dieser
Stelle aus diesem Haus!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Ich weil sehr genau, was es bedeutet, Uiber so viele
Monate hinweg Bereitschaftsdienste zu besetzen,
in fremden Arbeitsbereichen tatig zu sein und nicht
abschatzen zu kénnen, wie der nachste Dienst ge-
nau aussehen wird. Fiir alle Krankenhduser hat die
Pandemie tiefgreifende Auswirkungen auf die me-
dizinische und betriebswirtschaftliche Situation.
Auf Bundesebene und auf Landerebene wird viel
dafir getan, die entstandenen Defizite auszuglei-
chen. Den GeNo-Kliniken kommt hierbei eine ge-
sonderte Rolle zu, Sie alle wissen um den Jahres-
abschluss 2019 und das zu erwartende Defizit 2020.

In allen Gremien - im Controllingausschuss, in der
Gesundheitsdeputation und auch schon hier — sind
die Strategien perspektivisch dargestellt worden.
Sicherlich fordern wir, dass am Ende des Prozesses
die schwarze Null steht, aber es ist auch nie ein Ge-
heimnis gewesen, dass sich dieser Prozess uber
mehrere Jahre hinziehen wird, ein Strategiepapier
nannte das Jahr 2025.

(Abgeordneter Bensch [CDU]: Es sollte eigentlich
schon in diesem Jahr ein Plus geben!)

Die Geschaftsfiihrung der GeNo hat uns in vielen
Sitzungen, sowohl in der Deputation fir Gesund-
heit als auch im Controllingausschuss, ihre Strate-
gie vorgestellt, das groBe Beteiligungsverfahren,
das es innerhalb der Kliniken gab, und diese Stra-
tegien wurden auch intern und extern bewertet.
Uber Frau Senatorin Bernhard wurde eine neue
Geschaftsfiihrung eingesetzt.
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Ich glaube, dass in aller Deutlichkeit von diesen
Ausschussen dieses Hauses sehr wohl Signale aus-
gegangen sind, und sie sind auch in der Beantwor-
tung Ihrer Fragen aus dem Papier von 2019 deut-
lich hervorgegangen, es sind deutliche Signale da-
raus hervorgegangen, was sich dndern muss, was
gedandert werden wird und wie lange es ungefahr
dauern kann. Ich glaube, es wird uns nicht weiter-
helfen, dass wir uns hier im Klein-Klein verkrie-
chen und nicht von vornherein das Zutrauen in die
Geschaftsfihrung haben, und wir missen auch in
die neue erganzende Geschaftsfiihrung mit Frau
Dr. Dreizehnter ein Vertrauen entwickeln, dass
diese Verdanderungen angegangen werden. Wir
haben dieses Vertrauen, und wir geben dieses Ver-
trauen.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Sie benutzen, wie Frau Dr. Dreizehnter es vor we-
nigen Tagen in der Presse getan hat, jetzt gern das
Wort Diagnose- und Therapievorschlage. Ich kann
nur sagen, wenn ich in die vergangene Zeit schaue,
in alle Papiere schaue, dass Frau Dr. Dreizehnter
auf ein sehr groBes Diagnosefeld mit vielen diffe-
renzierten Therapieansatzen treffen wird. Ich kann
nur sagen, dass ich sehr hoffe und es ihr wiinsche,
dass sie die richtige Facharztin ist. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Gottschalk.

Abgeordneter Gottschalk (SPD): Frau Prasidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir befassen uns
im Controllingausschuss mittlerweile seit mehreren
Jahren mit dem Thema GeNo. Diejenigen, die von
Anfang an dabei gewesen sind, wissen, dass es ein
schwieriger Lernprozess war, uUberhaupt so ein
komplexes, kompliziertes, betriebswirtschaftliches
und medizinisches System wie die GeNo zu verste-
hen. Eigentlich alle, die sehr intensiv in diesem Pro-
zess mitgearbeitet haben, wissen, dass es einfach
von heute auf morgen keine Losung fiir die Heraus-
forderungen geben wird.

Meine Vorrednerin hat es gesagt, wir sind mit Her-
ausforderungen konfrontiert, unter veranderten
Bedingungen, die mehrere Jahre brauchen wer-
den, bis wir sie 16sen werden. Ich muss ganz ehrlich
sagen, wenn dann immer wieder Antrage kommen
von der Qualitat der FDP, bei denen man irgend-
wann einmal sagt, jetzt macht doch einmal ein Fi-
nanzkonzept, ein Strukturkonzept, und tbrigens,
160st doch auch bitte einmal die Probleme, dann

kann ich nur sagen, Herr Buhlert, das ist so iiber-
flissig wie ein Kropf, weil auch nicht tiiberhaupt nur
ein Stiick einer Idee darin ist, die eigentlich kon-
struktiv in diesen Bereich hineingebracht werden
sollte.

Wenn wir uns die Dinge anschauen, dann wissen
wir doch, dass wir drei grundlegende Problem-
kreise haben: Wir haben das Problem, dass es tiber
lange Jahre zu betriebswirtschaftlichen Schwa-
chen in der GeNo gekommen ist. Wir haben das
Problem, dass Steuerungssysteme, Controllingsys-
teme nicht so waren, wie sie sein miissten, und wir
haben feststellen miissen, dass es groBe finanzielle
Ausféalle gab, weil die Dokumentationen nicht
funktioniert haben. Wir haben feststellen miissen,
dass auch aus anderen Griinden bei den Abrech-
nungen Abschlage hingenommen werden muss-
ten, die in die Millionen gingen. Das ist ein Prob-
lemkreis, von dem ich zumindest sage, es sind die
origindren Aufgaben einer Geschaftsfithrung, dass
sie sie 16sen muss. Daflir werden sie als Spezialis-
ten bezahlt, und dafiir werden sie auch hinreichend
gut bezahlt.

(Zuruf Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP])

Wir haben festgestellt, dass diese Aufgaben nach
unserer Einschdtzung nicht in dem MalBe erfullt
worden sind, wie wir es uns erhofft haben, aber
wenn man sich jetzt die Aufstellung, die Neuauf-
stellung der Geschaftsfiihrung ansieht, dann kann
man sehen, wenn man es denn will, Herr Buhlert —
wenn man es denn willl -, wie peu a peu an der
Verbesserung dieser betriebswirtschaftlichen In-
formationssysteme, der Steuerungssysteme, der
Planungssysteme und der Berichtssysteme gear-
beitet wird. Das geht langsam, ja, wir wiirden uns
winschen, dass es schneller geht, aber es wird da-
ran gearbeitet, und wer es beobachtet und hin-
schaut, der sieht, dass wir dort vorankommen.

Neben diesem betriebswirtschaftlichen Kreis ha-
ben wir Strukturprobleme. Die Herausforderungen
liegen nattrlich darin, unter veranderten Bedin-
gungen Antworten zu bekommen: Wie entwickelt
man eine Medizinstrategie weiter? Daran sitzen
Experten aus diesen Kliniken fachertbergreifend,
sie sind auch in der Diskussion mit Externen und
arbeiten an Vorschldagen, Ideen, sie priifen sie, und
sie rechnen sie durch. Was, bitte schén, Herr Dr.
Buhlert, hatten Sie denn von Ihnen zuséatzlich noch
zu bieten, was da gemacht werden soll? Haben Sie
irgendeine Idee? Es wird dort gearbeitet, und die-
ser Prozess geht nicht von heute auf morgen. Wer
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im Controllingausschuss sitzt, wer die Berichte be-
kommt, der sieht, dass in dieser Hinsicht gearbeitet
wird.

Es kommt ein dritter Kreis hinzu, bei dem wir tat-
sachlich gefordert sind, wo ich glaube, dass wir
auch noch etwas zu tun haben: Es gibt genau die-
ses Problem, dass die GeNo in vielen Fallen keine
Gelder bekommen hat, weil Patienten zu lange dort
gelegen haben. Hier zusatzliche Kapazititen zu
schaffen, das ist eine Aufgabe, die man nicht allein
der GeNo lberlassen kann. Ich denke, da sind wir
in der Tat gefordert, und da bin ich auch gern be-
reit, in eine Diskussion hineinzugehen, welche Lo6-
sungen es sein konnten, weil namlich die ein-
fachste Losung, dass die GeNo es selbst macht,
wahrscheinlich politisch nicht geht, nicht in Berlin
und nicht gegen den Widerstand von Krankenkas-
sen und dergleichen.

(Glocke)

Wir missen trotzdem eine Losung finden, und das
ist der zweite groBe Bereich, hier tiber die Struktu-
ren nachzudenken. Ich mochte an dieser Stelle zu-
ndachst einen Punkt machen, aber ich mo6chte nach-
her wieder einen Punkt aufnehmen, der nattirlich
in der Diskussion von Herrn Buhlert und auch von
Herrn Bensch leider nicht angesprochen wird. —
Danke!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Rupp.

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE): Frau Prasiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren, ver-
ehrte Anwesende! Ich hatte ja angedroht, dass ich
noch einmal nach vorn komme und etwas sage. Ich
will noch einmal vorwegschicken: Bei aller Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung und betriebswirtschaft-
lichen Betrachtung der Krankenhauslandschaft
und insbesondere der GeNo ist das erste Ziel eine
optimale gesundheitliche Versorgung fir die Men-
schen in Bremen und auch im Bremer Umland. Das
hort sich banal an, aber vor allen Dingen vor dem
Hintergrund der Pandemie und ihren Auswirkun-
gen und der Notwendigkeit, sie einzudammen, ist
das ein Ziel, das wir auf jeden Fall verfolgen, denn
es kann nicht sein, dass aus wirtschaftlichen Griun-
den die gesundheitliche Versorgung der Bevolke-
rung in Bremen und im Umland in irgendeiner
Weise eingeschrankt, wenn nicht gar gefdahrdet
wird.

(Beifall DIE LINKE)

Bei der Frage, was haben wir fur eine Medizinstra-
tegie, hatten wir bislang immer gesagt, wir wollen
eine Balance zwischen spezialisierten, hoch spezi-
alisierten medizinischen Angeboten und einer
wohnortnahen Versorgung. Das hort sich zunéachst
auch banal an, aber wenn man sich die Forderung
ansieht, bestimmte Dinge irgendwo zu zentralisie-
ren und anderswo wegzulassen, dann ist das keine
banale Frage, sondern es ist tatsachlich die Frage
einer wohnortnahen Versorgung auf der einen
Seite und guten Spezialangeboten auf der anderen
Seite.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn man im Controllingausschuss war und die
Berichte gelesen hat, dann weill man auch, wir sind
heute mit der GeNo nach zwolf Monaten weiter als
im letzten Jahr im September. Das erste Quartal hat
deutliche Anzeichen dafiir gezeigt, dass die MaB-
nahmen, die wir im letzten Jahr angeschoben ha-
ben, durchaus erfolgreich waren, und zwar waren
die Ergebnisse im ersten Quartal im Vergleich zum
ersten Quartal 2019 durchaus akzeptabel.

Dann haben wir das Problem Corona, und jetzt ha-
ben wir nicht nur das Problem, dass wir eine Medi-
zinstrategie brauchen, sondern ich warte ja auf den
Antrag, dass man — CDU! - endlich eine Coronast-
rategie fiir die GeNo entwickelt. So einen Antrag
brauchen wir nicht. Wir wissen alle zusammen,
dass es notwendig ist zu schauen, welche Schluss-
folgerungen und welche strategischen Uberlegun-
gen wir eigentlich vor dem Hintergrund von
Corona ziehen miissen, denn dass dieser Virus oder
diese Form von Pandemie die letzte ist und in den
nachsten Monaten ziligig vorbei ist, das glaubt nie-
mand. Deswegen miissen wir uns, was die Gesund-
heitspolitik angeht, darauf einstellen.

Ich muss offen gestehen, diese Debatte steht noch
aus. Das ist fiir die ndchsten Monate eine der wich-
tigen Aufgaben auch der Gesundheitsdeputation
und der Gesundheitspolitikerinnen und -politiker,
da etwas vorzulegen. Da bin ich auflen vor, denn
Gesundheitspolitiker bin ich nicht, aber es ist not-
wendig.

Dann gab es immer noch die Aussage — vor diesem
Hintergrund ist das besonders interessant! — es
kann ja nicht sein, dass die Gesundheitssenatorin
auch gleichzeitig Vorsitzende des Aufsichtsrats ist,
und stattdessen will man jemanden vom Finanzres-
sort dort hineinsetzen und dem Finanzressort die
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Verantwortung fir die GeNo ubertragen. Bei aller
Wertschatzung des Finanzressorts — und sie wissen
auch, dass ich das ernst meine! —, ich befiirchte, das
ist iberhaupt keine gute Idee, denn zuruck zum
ersten Ansatz: Wenn die gesundheitliche Versor-
gung das Wichtigste ist, iber das wir streiten, dann
gehort das Thema auch in die Verantwortung des
Gesundheitsressorts, und ich meine, dann ist auch
der Vorsitz im Aufsichtsrat mit jemandem aus dem
Gesundheitsressort zu besetzen, insbesondere der
Senatorin fiir Gesundheit. Das ist, was Gesund-
heitspolitik angeht, meines Erachtens die beste Lo-
sung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Zum Springerpool! Es gibt zwei, drei Dinge, die wir
noch diskutieren miissen. Wir haben es geschafft,
einen sogenannten Springerpool einzusetzen, wo
Menschen - Pflegekrafte und Arzte — wechselnd an
verschiedenen Standorten arbeiten. Das ist aus-
baufahig, denn gleichzeitig ist die teure Leiharbeit
noch nicht eingedammt. Das ist ein Problem, das
miussen wir angehen, da miissen wir hinschauen,
warum ist das eigentlich so. Es ist scheinbar absurd,
aber das missen wir sehen.

Dann auch noch einmal zur Frage der DRGs und
des MDK! Nach dem, was ich mir angesehen habe,
ist diese Frage der DRGs und den damit gekoppel-
ten Abrechnungen und die Kritik an den Abrech-
nungen mittlerweile ein solch burokratischer
Dschungel, dass ich bezweifle, dass das zur besse-
ren Versorgung der Gesundheit der Menschen in
Bremen dient. Was da an Beurteilungen, Abrech-
nungen, Einschdtzungen und so weiter von Arztin-
nen und Arzten und vom Pflegepersonal gefordert
wird, ist meines Erachtens jenseits von Gut und
Bose. Das miussen wir angehen, das mussen wir kri-
tisieren und moglicherweise vereinfachen, oder wir
miussen diese DRGs insgesamt auf den Prufstand
stellen und uns eine andere Form der Kranken-
hausfinanzierung tiberlegen. — Vielen Dank fur die
Aufmerksamkeit!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Gottschalk.

Abgeordneter Gottschalk (SPD): Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich habe in meinem ers-
ten Beitrag gesagt, wir haben betriebswirtschaftli-
che Herausforderungen, die wir l16sen miissen. Ich
habe dartuber hinaus angesprochen, wir haben die

Herausforderung struktureller Probleme, und eines
davon ist nattrlich die Medizinstrategie der GeNo.

Klaus-Rainer Rupp hat nach meiner Uberzeugung
zu Recht gesagt: Ja, dieser Prozess ist vorangekom-
men. Es liegen uns Ergebnisse vor. Es gibt unter-
schiedliche Diskussionen dartiiber, nicht in allen
Punkten herrscht Einigkeit, aber manche Dinge
sind im Konsens getroffen worden, und jetzt wird
es an die Umsetzung gehen. Das ist ein Fortschritt,
aber wir miussen einer Sache ins Auge sehen, da
mag eine Kritik berechtigt sein: Ich glaube, dass die
Frage der Medizinstrategie nicht allein im Rahmen
und bezogen auf die GeNo beantwortet werden
kann. Wir stehen unter dem Okonomisierungs-
druck des Gesundheitswesens vor der Frage, wie
wir den Standort Bremen mit den Krankenhdusern
weiterentwickeln. Wir stehen vor der Herausforde-
rung zu schauen: Wo sind Schwéchen durch Uber-
schneidungen, wie iberwinden wir sie? Wie schaf-
fen wir es in dem ganzen Verbund, die Starken zu
intensivieren und die Schwéachen zu iberwinden?

Das, Herr Bensch, sehe ich auch so, aber was ich
nicht IThnen abnehmen kann — und da erwarte ich
ein bisschen Realismus —: Wir wissen, was das fur
eine politisch schwierige Aufgabe ist, weil wir in
diesen Fragen ganz viele Interessen vereint haben.
Hier wird es nicht ein Fingerschnippen und auch
keinen Prozess von heute auf morgen geben, um
das zu losen.

(Abgeordneter Bensch [CDU]J: Ja!)

Das wird auch kein Vorgang sein, um das auch zu
sagen, der auf offener politischer Biihne ablaufen
wird, denn dann ist von vornherein zu sehr abseh-
bar, mit welchen Querschiissen in diesem Bereich
zu rechnen ist.

Ja, es ist die groBe Herausforderung, auch die
Standortfrage anzugehen, aber dazu ja auch, wir
missen die Allianzen schaffen, dies konstruktiv
machen; da bin ich bei dem Punkt, wenn wir das
zusammen schaffen, dann sage ich gern: Lassen Sie
uns anfangen!

Ich glaube, wir sind alle sehr froh, dass die Pande-
mie gezeigt hat, dass unser Gesundheitswesen ver-
gleichsweise sehr gut funktioniert. Wenn wir die
Blicke in den Stiden gerichtet haben, wissen wir,
wie es aussehen kann, wenn Krankenhausstruktu-
ren rationiert, durch zu starke Einsparungen uber
Gebtihr beeintrachtigt werden und dann bei sol-
chen Herausforderungen versagen. Ich glaube, wir
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haben gesehen, dass wir mit den Funktionen im-
mer noch vergleichsweise gut dastehen. Das darf
nicht dazu fuhren, dass wir sagen, na ja, dann ist
hier doch alles gut. Ich glaube, die gesamte Diskus-
sion hat gezeigt, welche Schwachen in dem Ge-
sundheitssystem nicht nur in Bremen, sondern ins-
gesamt in der Bundesrepublik vorhanden sind.

Wir wissen, dass dieses Gesundheitssystem in vie-
len Bereichen unterfinanziert ist. Wir wissen, dass
die DRG-Systeme, die Klaus-Rainer Rupp ange-
sprochen hat, eine langfristige Strategie sind, um
zu sagen, wir drehen die finanzielle Presse immer
ein Stiick weiter, um das zu erreichen, was wir wol-
len, namlich weniger Krankenhduser, weniger Bet-
ten, eine Konzentration der Prozesse. Das steckt
doch hinter dieser ganzen Sache.

Jetzt stellen wir fest, dass dieser rein finanzielle,
dieser reine Okonomisierungsansatz hochgeféhr-
lich ist, hochgefahrlich, weil man Strukturen zer-
storen kann, die bei solchen Herausforderungen,
wie wir sie jetzt haben, Tausende von Toten bedeu-
ten konnen. Das ist der Punkt, vor dem wir auch
stehen, namlich aus dieser Erfahrung zu fragen,
was muss an zusatzlichem Geld, an zusatzlichen
Anreizen in dieses System hinein, und nicht nur zu
okonomisieren, sondern zu helfen, die Strukturen
fur die Herausforderungen zu schaffen,

(Abgeordneter Bensch [CDU]: Gern!)

die wir jetzt gesehen haben, wo wir hier noch ein-
mal sehr glimpflich davongekommen sind.

Davor stehen wir, und das sollten wir offen disku-
tieren und uns dariiber nicht zerstreiten. Das heiBt
auch, Herr Bensch: Lassen Sie uns ernsthaft uber
die Schwachen in dem betriebswirtschaftlichen
System und tber die strukturellen Herausforderun-
gen debattieren! Lassen Sie uns daruber sprechen,
dass in diesem System zu wenig Geld vorhanden
ist, dass dort mehr hinein muss und wir andere An-
reize brauchen, weil wir dieses Gesundheitssystem
weiterentwickeln missen! Das geht nicht allein
durch Sparen. — Danke schon!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Bensch.

Abgeordneter Bensch (CDU): Frau Prasidentin,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin
dem Kollegen Gottschalk dankbar, er hat eben
mehrfach die Hand ausgestreckt. Ubrigens erinnert

mich das an die Debatte, die wir im Mai 2018 hat-
ten, also ein Jahr vor der letzten Wahl. Damals ging
es um die 205 Millionen Euro Extrageld fir die
GeNo. Nicht direkt, aber indirekt kann ich jetzt
noch zwei Kollegen zitieren: Der eine waren Sie,
Herr Gottschalk, Sie haben damals gesagt, Sie hat-
ten eine Erwartungshaltung, Sie erwarteten von
der GeNo auch endlich einmal eine Umsetzung
und so weiter. Dort haben Sie, finde ich, sehr glaub-
wirdig und sehr zielgerichtet gesprochen, so wie
eben auch, und dafir mochte ich mich als Parla-
mentarier der Opposition bei einem Abgeordneten
der Regierungsfraktion der SPD recht herzlich be-
danken, vielen Dank dafiir!

(Beifall SPD)

Das Zweite ist — ich sehe ihn jetzt leider nicht, aber
ich bitte, es an ihn weiterzugeben —: Der jetzige
Fraktionsvorsitzende vom Biindnis 90/Die Griinen,
Bjorn Fecker, hat in dem gleichen Zusammenhang
gesagt, die Geduld mit der GeNo sei endlich, und
er hat auch gesagt, er erwarte etwas. Und was er-
leben wir nun? Das, was wir immer erleben, seit
Jahren: Wir haben kein Erkenntnis-, wir haben ein
Umsetzungsproblem. Ich glaube, die Koalitionare,
die ich eben genannt hatte und die schon in der
letzten Legislaturperiode dabei waren, koénnen
dem nur zustimmen.

Sie haben eben gesagt: ,Herr Bensch, ich bin ganz
bei Thnen, wir kénnen gemeinsam an die Struktu-
ren heran!” und so weiter. Da will ich einmal eine
Zahl nennen beziehungsweise erst einmal fragen.

(Abgeordneter Rupp [DIE LINKE] meldet sich zu
einer Zwischenfrage. — Glocke)

Wir haben ganz viele Kennzahlen im Gesundheits-
system, und ich habe ja vorhin schon gesagt, Bre-
men ist traurigerweise das einzige Bundesland, das
keine Mediziner ausbildet, aber es gibt noch meh-
rere bremische Besonderheiten. Wir sind das ein-
zige Bundesland und auch der einzige Stadtstaat,
der seit 1990 — das ist 30 Jahre her! —keinerlei
Strukturveranderungen bei den Kliniken erleben
durfte. Es ist die gleiche Anzahl, und das medizini-
sche Portfolio ist nahezu das gleiche. Wenn etwas
dazu kam, dann, weil es der medizinische Fort-
schritt geliefert hat, aber es ist hier weder politisch
noch vonseiten der Krankenhaustrager einmal
richtig eine Gesamtstrategie angegangen worden.
Sie haben eben gesagt, wir kénnen gemeinsam da-
ran, und ich sage fiir die CDU-Fraktion: Wir sind
dafiir zu haben! Sie haben schon den ersten Schritt
getan, Herr Gottschalk, und gezeigt, dass Sie keine
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Strukturveranderungsallergie haben. Das ist lo-
benswert.

(Glocke)

Vizeprasidentin Grotheer: Herr Bensch, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Rupp?

Abgeordneter Bensch (CDU): Ja!
Vizeprasidentin Grotheer: Bitte sehr, Herr Rupp!

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE): Herr Bensch, Sie
sagen, wir haben kein Erkenntnisproblem, sondern
ein Umsetzungsproblem. Ich bin relativ sicher, dass
man das auf 95 Prozent aller Dinge, die wir disku-
tieren, anwenden kann. Ich frage nur: Ist das Er-
kenntnisproblem ungleich verteilt? Meinen Sie
nicht, dass es zur Erkenntnis uber die Lage der
GeNo notwendig ware, zum Beispiel die Entwick-
lung des Landesbasisfallwertes einzubeziehen? Die
nachste Frage ist: Warum haben Sie das nicht ge-
macht?

Abgeordneter Bensch (CDU): Herr Abgeordneter
Rupp, vielen Dank fur diese Frage! Dazu passt das,
was ich vorhin nach meinem Redebeitrag und nach
IThrem Redebeitrag als SMS bekommen habe: ,Was
Rupp fordert, ist Aufgabe der Regierung und nicht
der Opposition!* Das konnte ich jetzt auch hier sa-
gen, aber ich kann Ihnen hinsichtlich des Landes-
basisfallwertes auch sagen, erklaren Sie das doch
einmal den Menschen, und erkldaren Sie den Men-
schen auch einmal den morbiditatsorientierten Ri-
sikostrukturausgleich! Das konnen selbst erfahrene
Mathematiker und Gesundheitspolitiker nicht so
erklaren, dass es jeder versteht, aber es gibt auch
Aussagen der Krankenkassen, dass der Landesba-
sisfallwert es nicht nur abdeckt, sondern im Ver-
gleich zum Bundesdurchschnitt sogar hoher ist.
Also, das ist eine ganz, ganz kleine Stellschraube,
fur Sie vielleicht ein wunderbares Ablenkungsma-
nover, fur uns als CDU nicht, Herr Abgeordneter

Rupp!
(Beifall CDU)

Ich komme aber noch einmal zum Thema Verant-
wortung! Den Aussagen von Herrn Gottschalk war
ja auch sehr viel von Verantwortung zu entneh-
men, und ich habe in meinem ersten Redebeitrag
von Verantwortungsverweigerung gesprochen. Da
mochte ich noch einmal zu Threm Antrag kommen:
Sie fordern in Threm Antrag — das muss man sich
einmal vorstellen! —, dass der Krankenhausstruk-
turfonds des Bundes gedndert werden muss nach

dem Motto ,Keine Veranderungen, aber wir wol-
len Geld!". Das zeigt doch auch mit dem, was Herr
Gottschalk eben gesagt hat, das ist auch alles eine
Frage des Systems und der Finanzen im System. Da
komme ich wieder zu dem, was ich schon immer
gesagt habe, und da konnen Sie sich nicht verwei-
gern und sagen, das sei einfach unwahr: Es ist
schlicht und einfach die Wahrheit, dass Sie das,
was Sie konnen, Ihr primares Recht als Haushalts-
gesetzgeber, nicht ausreichend wahrnehmen!

Noch einmal die Zahlen fiir alle, auch wenn es
wirklich lastig ist, aber die Krankenhausgesell-
schaft der Kliniken im Lande Bremen - da sind die
GeNo-Kliniken tibrigens mit dabei! — definiert den
Mindestbedarf. Der Mindestbedarf heiflt, damit wir
Operationsséle vorhalten kénnen, damit wir Appa-
rate haben, brauchen wir moderne Infrastruktur,
und dafir brauchen wir Investitionsmittel. Das ist
grundgesetzliche Aufgabe der Bundesldander, die
einen Sicherstellungsauftrag haben. Wenn die
Krankenhausgesellschaft sagt, der Bedarf liege
jahrlich bei 80 Millionen Euro, Sie es aber nach
zwOlf Jahren Rot-Griin und nach 13 Jahren mit der
LINKEN zusammen noch nicht einmal geschafft
haben, die Halfte bereitzustellen, dann ist das ein
Beweis fir Ihr Versagen in der Politik, meine sehr
geehrten Damen und Herren!

(Beifall CDU)

Das eine ist das, was man selbst zu Hause machen
kann. Machen Sie es einfach, einfach machen, man
kann vieles einfacher machen!

Das andere, der weite Blick in die Zukunft, Herr
Gottschalk, da bin ich ganz bei Ihnen: Stichworte
wie Digitalisierung, Einsatz kunstlicher Intelligenz,
Robotik, der Anteil der Frauen mit 60 Prozent bei
den Medizin Studierenden, der Anspruch der Arz-
tinnen und Arzte, nicht unbedingt eine Hausarzt-
praxis iibernehmen zu wollen, sondern in Teilzeit
zu arbeiten, Work-Life-Balance, das alles sind die
Trends.

Noch zwei bremische Besonderheiten: Wir haben
in Bremen die &ltesten Arzte, deutlich tiiber dem
Bundesdurchschnitt, und wir haben den hochsten
Anteil an Arztinnen und Arzten iiber 65, die noch
praktizieren, also auch insofern noch einmal - ich
sehe die Uhr, die Zeit ist jetzt abgelaufen — das Pla-
doyer: Wenn wir Uber die Zukunft sprechen, Herr
Gottschalk, dann auch iuber eine Medizinausbil-
dung hier in Bremen, und auch da haben wir kein
Erkenntnis-, sondern ein Umsetzungsproblem. —
Vielen Dank!
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(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Die
Reden, die ich von den Vertretern der Koalition ge-
hort habe, enthalten, abgesehen von den Auswir-
kungen der Coronapandemie, ungefahr dasselbe,
was ich hier seit Jahren hore. Wenn das der Fall ist,
muss ich mir als Opposition nicht vorwerfen lassen,
dass wir es nicht besser bewerkstelligen konnen.
Wir regieren nicht, wir sind nicht in der Verantwor-
tung, sondern wir machen Vorschlage und drangen
auf Umsetzung. Das ist unsere Rolle, und die neh-
men wir wahr. Das ist unser Recht und unsere de-
mokratische Pflicht.

(Beifall FDP, CDU)

Frau Osterkamp-Weber, ich bin ganz bei Ihnen, die
Leistungen, die wahrend der Coronapandemie er-
bracht wurden, sind gigantisch. Das ist nur zu lo-
ben, ohne die GeNo hatten wir das alles nicht ge-
schafft. Aber jetzt gilt es, wieder in den Regelbe-
trieb zu kommen. Die alten Probleme kommen zu-
rick, und dann gilt es auch, die GeNo wettbe-
werbsfahig zu machen. Ich wunsche Frau Dr. Drei-
zehnter als der neuen Geschaftsfithrerin der GeNo
vollen Erfolg. Den braucht sie, sie braucht fir die
MaBnahmen, die anstehen, aber auch Unterstiit-
zung und Ruckhalt.

Wir wissen schon heute, dass die MaBnahmen, die
bisher aufgelistet und plausibilisiert sind, nicht rei-
chen werden. Das gibt das Papier her, das Sie auch
lesen, liebe Abgeordnete der Koalition. Insofern
missen wir uns fragen, wenn wir das in der Depu-
tation fiir Gesundheit und Verbraucherschutz, im
Haushalts- und Finanzausschuss oder im Control-
lingausschuss lesen: Was kann man noch tun, und
ja, wie kann man noch handeln, Herr Gottschalk?
Die Frage ist zu Recht gestellt, aber dann niitzt es
nichts, nur nach aulen zu verweisen und zu sagen,
das DRG-System und so weiter — —.

Das ist so, und auch da wiederhole ich mein Bild,
als ob Sie als Kapitdn im Sturm sagen, ich setze den
Wind auf die Problemliste und muss ihn abschaf-
fen. Nein, Sie muissen mit den vorhandenen Mitteln
wirtschaften! Nichts anderes verlangt das System.
Naturlich ist es das gute Recht, zu sagen: Kann
man, muss man das nicht dandern, muss man das
nicht anpassen? Solange die Regeln und die Rah-
menbedingungen so sind, muss man schauen, wie

man damit auskommt. Das ist Wirtschaften. Das
heiBt auch zu uberlegen, wie kann man etwas ver-
andern, aber nicht zu sagen, wir warten, bis es sich
verdandert, und sonst leisten wir uns weiter Defizite
um Defizite.

(Beifall FDP)

Wir Freien Demokraten stehen dazu, wir wollen,
dass der Vorsitz im Aufsichtsrat an das Finanzress-
ort geht. Warum? Weil wir denken, dass es zum ei-
nen die ganze Compliancekritik an der Senatorin
fir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz
nimmt und auf der anderen Seite den Blick dafiir
frei macht, was in Bremen notwendig ist, namlich
alle Krankenhduser in den Blick zu nehmen, eine
Landeskrankenhausplanung zu machen, die auch
wirklich an die Strukturen herangeht, dieses In-
strument kreativ und im Sinne Bremens zu nutzen,
damit die Menschen in Bremen, Bremerhaven und
im Umland eine bestmogliche Versorgung bekom-
men, und diese Mdglichkeiten zu nutzen und nicht
immer dem Verdacht ausgesetzt zu sein, dass die
Krankenhausplanung fir die GeNo gemacht wird,
was nicht der Fall ist! Diesen Verdacht kéonnen Sie
aber nicht zerstreuen.

Naturlich sagen wir, jetzt muss es um die Umset-
zung gehen, und wir machen weitere Vorschlage.
Wir wissen, dass es Puffer im Gesundheitssystem
geben muss. Wir haben selbst die Vorschlage ein-
gebracht und debattiert, die Antrage, dass es Puffer
geben muss, und wir haben gefragt, wo sie denn
sind und wie wir das zukiinftig machen missen.
Wir missen uns die Frage stellen, wie Geratschaf-
ten eingelagert werden konnen, wie wir Stationen
umnutzen konnen, um sie fiir Infektionsgeschehen
vorhalten zu koénnen. Wir miissen diese Fragen
stellen, das sehe ich auch so, aber das entbindet
uns nicht davon zu schauen, wie wir im Regelbe-
trieb besser wirtschaften kénnen. Ich freue mich
auf dieses Angebot der Zusammenarbeit, diese
Fragen zu lésen, aber wir miissen die Umsetzung
einleiten.

Im Jahr 2018 haben wir es nicht geschafft, in den
Jahre davor haben wir es nicht geschafft, und jetzt
wird es hochste Zeit, denn es mehrfach nicht zu
schaffen, ist auch nicht das, was wir benétigen, weil
wir wirklich eine GeNo brauchen, die finanziell so-
lide aufgestellt ist und so wirtschaftet, wie es die
Rahmenbedingungen hergeben.

Wir brauchen eine Senatorin fiir Gesundheit, Ver-
braucherschutz und Frauen, die sich voll und ganz
um den Gesundheitsaspekt kiimmern kann, und
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wir sind gern dazu bereit, wir werden das ja bei der
Debatte iiber das Krankenhausgesetz, das auch
entscheidende Weichen stellt, sehen, bei dem es
auch darum geht, Investitionen moglich zu ma-
chen. Eines ist aber klar: Wir werden der Koalition
keine Zusammenarbeit anbieten, die bedeutet, wir
halten still, und Sie untersuchen alles. Das ist nicht
das Thema, sondern es geht darum, weiter den Fin-
ger in die Wunde zu legen, Erwartungshaltungen
zu haben, Herr Gottschalk, so, wie Sie es in der
letzten Legislaturperiode hatten, damit auch etwas
geschieht. — Herzlichen Dank!

(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachste Rednerin
hat das Wort die Abgeordnete Frau Osterkamp-
Weber.

Abgeordnete Osterkamp-Weber (Biindnis 90/Die
Griinen): Frau Prasidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich fihlte mich jetzt noch einmal aufgerufen,
nach vorn zu treten, weil Sie sich gerade so kusche-
lig zugerufen haben, was Sie in der Vergangenheit
schon alle miteinander erlebt haben, wer mit wem
schon wo welche Verabredungen getroffen hatte.

Ich bin neu in dieser Koalition und als Abgeordnete
in der Fraktion. Wenn Sie sagen, Herr Bensch, dass
Herr Fecker damals geauBert habe, seine Geduld
sei endlich, dann sage ich Ihnen jetzt an dieser
Stelle ganz klar, ich habe ihm gesagt, er darf noch
etwas geduldig sein, denn was an dieser Stelle fehlt
und was herausragend ist, ist das, was an Arbeit
geleistet wird. Das betrifft auch die Veranderungs-
prozesse, die angeschoben sind, das mochte ich
noch einmal deutlich machen. Ich erkenne sie, ich
verstehe Frau Senatorin Bernhard und auch ihr
Ressort so, dass sie doch sehr konsequent an dieser
Umsetzung arbeiten, aber — und das mochte ich
noch einmal wiederholen - sie brauchen Zeit. Ich
finde, diese Chance muss diese Geschaftsfiihrung,
wie sie jetzt aufgestellt ist, ergreifen durfen. Das
darf sie auch ausarbeiten und umsetzen.

Ich glaube, dass es einfach ist, zur Krankenhaus-,
zur Medizinstrategie einmal eben schnell zu sagen,
ich kann die Schilddriise jetzt nicht mehr in sieben
Kliniken, sondern nur noch in einer Klinik heraus-
nehmen lassen. Wenn es so einfach ware, ware es
sicher passiert. Diese Prozesse dauern, und mein
Eindruck dieser Behorde und der Klinikleitung ist,
dass die Umsetzung erfolgt und wir deswegen noch
ein wenig Geduld haben konnen, weil die MaBnah-
men beschrieben und erklart worden sind. — Vielen
Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachste Rednerin
hat das Wort Frau Senatorin Bernhard.

Senatorin Bernhard: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Die Debatte,
die wir heute fiihren, ist ja insofern auch nicht iiber-
raschend, als sie auf die Antrage zuriickgeht, die
wir vor ziemlich genau einem Jahr vorliegen hat-
ten, erganzt durch den neuen Antrag der FDP.
Wenn man sich die Debatten ansieht, anhort und
liest, hat in den letzten Jahrzehnten der Schwer-
punkt immer auf der wirtschaftlichen Entwicklung
gelegen.

Die aktuelle Situation in der Gesundheitspolitik hat
den Fokus etwas verschoben. Gesundheit als
Markt und als Profit zu sehen, ist ein groBes Prob-
lem, und das hat uns genau vor dem Hintergrund
dieser Erkenntnis deutlich gemacht, dass wir, ob-
wohl wir durchaus Schwierigkeiten haben, an wirt-
schaftlichen Flanken in der Lage gewesen sind, mit
dieser Pandemie umzugehen. Ich finde, dass diese
Herausforderung bis heute sehr gut funktioniert
hat, und zwar nicht nur in Bremen, sondern in den
gesamten Bundesldandern. Ich sage das hier ganz
deutlich, bundesweit konnen wir eigentlich von
Glick sagen, dass wir trotz all dem, was, ich sage
jetzt einmal, schieflauft, immer noch ein Gesund-
heitssystem haben, das sehr gut ist, das aber ver-
besserungsbediirftig ist, weil wir diesen Fokus
dringend hinzunehmen miissen.

AuBer

(Abgeordneter Dr. vom Bruch

Frage!)

[CDU]:

Das betrifft nicht nur die Krankenhdauser, da haben
Sie vollkommen recht.

Es gab in der letzten Zeit auf parlamentarischer
Ebene eine intensive Befassung mit den GeNo-
Zahlen im Controllingausschuss und in der Depu-
tation. Wir haben es auch hier immer wieder disku-
tiert, und es ist richtig, dass etwas passiert. Ich habe
mich sehr dafiir eingesetzt, dass diese Transparenz
zunimmt. Es geht um verdammt viel Geld, es geht
um sehr viele Arbeitsplatze, aber es geht letztend-
lich auch um den o6ffentlichen Auftrag, den wir ha-
ben, namlich darum, fiir die zentrale Versorgung
im gesundheitspolitischen Raum hier fir dieses
Land zu sorgen. Das ist heute mehr denn je wichtig.

Ich mochte es einmal ganz kurz durchgehen, es
gibt eine ganze Menge an Ubereinstimmungen
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auch bei diesen Antragen. Ich wirde gern den in-
tegrativen Charakter auch betonen, denn es ist
zwar nicht gelungen, dass wir da einen gemeinsa-
men Antrag geschrieben haben, aber es gibt eine
ganze Menge Ansatze, die wir durchaus teilen, bei-
spielsweise, dass die Coronaeffekte extra ausge-
wiesen sein miissen, ist eine Selbstverstandlichkeit.
Natiirlich passiert das auch.

Wir brauchen dringend eine Fachkraftestrategie.
Wir haben uns auf den Weg gemacht und mit dem
Weser BildungsVerbund Gesundheit und Pflege e.
V. gesprochen, aber auch mit der Hochschule, und
es gibt jetzt demnachst einen Termin, damit wir se-
hen, wie wir das zusammenbekommen.

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Denen fehlt
Geld!)

Selbstverstandlich tun wir das. Da war sogar die
Staatssekretarin von Herrn Spahn hier anwesend,
und wir haben das gemeinsam besprochen. Das
wird mit dem Ressort Wissenschaft, aber auch mit
dem Ressort Wirtschaft vorangetrieben werden,
das wird nur nicht alles von heute auf morgen vom
Himmel fallen. Das mit der Ambulantisierung, voll-
kommen Kklar, teile ich auch. Wir brauchen eine ak-
tivere Rolle bei der Krankenhausplanung. Ob wir
da immer einer Meinung sind, wird sich herausstel-
len, wahrscheinlich nicht, aber damit werden wir
uns auseinandersetzen.

Natiirlich gibt es eine Ubereinstimmung beziiglich
der vier Standorte, und das habe ich auch von der
Opposition so wahrgenommen. Wie sie dann im
Einzelnen aufgestellt sein werden, auch dartiber
wird es noch eine Debatte geben. Wir haben die
Krankenhausdirektionen aufgestellt, aufgestockt
im medizinischen, im pflegerischen und im kauf-
mannischen Bereich. Das war ein wichtiger Hin-
weis, auch das ist inzwischen passiert. Wir haben
eine Geschaftsfuhrerin eingesetzt, und ich bin sehr
froh, dass wir Frau Dr. Dreizehnter haben, die eine
extreme Kompetenz gerade auf diesem Gebiet vor-
weisen kann.

Wir brauchen auch, voéllig klar, eine Ausweisung
Zusatzleistungen, die die GeNo vollbringt, die aber
nicht refinanziert werden. Dann kénnen wir auch
deutlich entscheiden: Brauchen wir das? Brauchen
wir es nicht? Es gibt aber auch eine ganze Reihe
von Unterschieden, die sich durchaus auf die Me-
dizinstrategie beziehen. Da heifit es immer, Dop-
pelstrukturen abbauen. Da gibt es eine uberstei-

gerte Erwartungshaltung in diese Richtung, das ha-
ben uns auch nicht nur interne, sondern auch ex-
terne Gutachten inzwischen bewiesen.

Die Effekte daraus sind tiberschaubar, das muss
man aber auch dann zur Kenntnis nehmen. Nattir-
lich bin ich fiir eine Kooperation von GeNo und
freigemeinniitzigen Kliniken, aber das ist keine
EinbahnstraBe. Das ist ein zweiseitiger Prozess,
und da ist es an manchen Punkten dann leider auch
wieder nicht so einfach, wie man sich das vorstellt.
Eine zweite Differenz betrifft die Forderung, die fi-
nanzielle Unterstiitzung der GeNo sehr eng an das
zu koppeln, was man Zielvereinbarung nennt. Das
hat man ja einmal versucht, man hat es haufiger
versucht, aber es hat nicht besonders gut funktio-
niert, das muss man einraumen.

Die bessere Strategie ist schon, dass man an die
Entwicklungen und Probleme naher heran muss,
und das machen wir gerade. Da beziehe ich Sie
auch alle ein, und das ist auch nichts, was wir ein-
mal eben allein schaffen konnen, sondern das miis-
sen wir gemeinsam schaffen. Die Herausforderun-
gen sind nicht gerade klein.

Die Idee, die GeNo miisse in Bezug auf die Aufsicht
et cetera vom Gesundheitsressort weg zum Finanz-
ressort verlagert werden: Liebes Lieschen, das ist
doch ein Riickschritt! Wir sollten doch inzwischen
verstanden haben, dass das keine gute Idee ist,
sondern ganz im Gegenteil, man misste eher dar-
uber nachdenken, ob nicht die Beteiligung, das Be-
teiligungsmanagement, beim Gesundheitsressorts
zusammengefuhrt wird. Ich weil}, dariiber kénnen
wir uns sehr ausfiihrlich streiten, aber ich finde, wir
haben aus den letzten Monaten wirklich als Ergeb-
nis herausgezogen, dass es das nicht bringt. Be-
triebswirtschaftliche Steuerung allein ist nicht sinn-
voll.

(Beifall DIE LINKE)

Es gibt eine ganze Reihe von Aspekten, die auch
im FDP-Antrag stehen, die ich gut finde. Die Digi-
talisierungsoffensive hat langst begonnen, sie
reicht aber nicht aus, dass wir bei der Psychiatrie-
reform vorankommen, ist mir personlich wirklich
ein Anliegen. Wir haben da gerade erst aktuell wie-
der verschiedene Schritte, die wir auch demnachst
umsetzen wollen. Das ist ja nicht nur ein strukturel-
les, es ist zum Teil auch ein personelles Problem.
Die Verwaltung an die Standorte zurtickzubringen,
klar, das finde ich gut. Nattrlich gibt es langfristige
Mietvertrage, die ich da geerbt habe. Es ist eine Be-
lastung, aber die gibt es natiirlich. Ich finde das
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hochst sinnvoll, und es miissen auch nicht alle aus
der KFA an einem Fleck sitzen, das kann man auch
diversifizieren.

Dann mochte ich noch einmal sagen, in diesem
Jahr ist bisher eine ganze Menge passiert, nicht nur
durch die neue Geschaftsfiihrung. Wir haben die
fachschulischen Ausbildungspldtze endlich mit al-
len Schulen unter ein Dach bekommen. Die MTLA-
Ausbildung ist nach wie vor wieder eingesetzt wor-
den, sie ist nicht reduziert worden, weil ich es auch
fur ein grofBes Problem hielte, wenn wir Laboraus-
bildungen in den Zeiten abbauen, anstatt sie aus-
zubauen. Wir haben die Controllingkrafte in den
Standorten fir die MDK-Abrechnungen aufge-
stockt, hochst sinnvoll, das ist aus meiner Sicht
langst uberfallig, das haben wir gemacht.

Ich mochte aber am Schluss auch noch einen As-
pekt ansprechen, auch im Zusammenhang mit dem
Bremen-Fonds!

Was ich nicht verstehe, auch gerade von der CDU:
Warum wird denn tber Jahre hinweg uiber die Ein-
sparungen im Gesundheitswesen gejammert und
gleichzeitig wird die Vorlage, die wir fiir den Bre-
men-Fonds eingereicht haben, in der wir ganz klar
sagen, das Gesundheitswesen muss gestarkt wer-
den mit entsprechenden personellen Ressourcen,
extrem Kkritisiert? Ja, wie soll denn das zusammen
gehen? Das finde ich maBlos inkonsistent!

Auf der anderen Seite muss ich sagen, wir kénnen
nicht einfach zu dem Punkt zurtiick, den wir vor der
Pandemie hatten. Wir missen pandemiefahig wer-
den, und das wird sich nicht nur auf das Kranken-
haus beziehen, sondern auch natirlich auf den
OGD mit allem, was daran hangt. Ich hoffe, dass
wir das gemeinsam schaffen. Das wird zum Teil
auch Standortdiskussionen geben, das wird zum
Beispiel auch noch einmal die Diskussion tiber zu-
satzliche Gebaude - Stichwort Bildungsakademie,
nur einmal ein Punkt! — geben. Da gibt es eine
ganze Menge.

Ich wehre mich in keiner Weise gegen Strukturver-
anderungen, was ich aber nicht akzeptiere, sind
Strukturveranderungen um der Strukturverande-
rungen willen. Das mache ich auf keinen Fall! Das
hatten wir schon einmal, und damit mochte ich
nichts mehr zu tun haben. Ich mochte, dass die Ge-
sundheit Nord stolz ist auf das, was sie macht. Das
kann sie jetzt schon, und sie muss heraus aus die-
sem Image nach dem Motto: Hier geht es immer
nur darum, wie sieht das EBITDA am Schluss aus.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Darum geht es nicht, sondern wir brauchen ein
breit aufgestelltes Gesundheitswesen, und wir soll-
ten wirklich aus dieser Pandemie lernen. Ich hoffe,
das tun wir gemeinsam, das ware jedenfalls mein
Anliegen. — Herzlichen Dank!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Grotheer: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Bensch zu einer Kurzin-
tervention.

Abgeordneter Bensch (CDU): Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Se-
natorin, auch Ihre letzte Bemerkung habe ich nach
dem Motto ,Ich bin fiur Strukturveranderungen,
aber nicht um der Strukturveranderungen wegen”
als Einladung verstanden. Das haben wir nicht
tberhort, das nehmen wir wirklich mit. Wenn wir
dann gemeinsam fiir Bremen und Bremerhaven,
auch wenn wir hier heute in der Stadtbirgerschaft
sind, zundchst eine Medizinstrategie vereinbaren
und dann noch einmal nach Strukturverdanderun-
gen schauen - ich erinnere daran, seit 30 Jahren
das einzige Bundesland, der einzige Stadtstaat
ohne wesentliche Strukturveranderungen! —, dann
haben Sie die CDU an Ihrer Seite.

Das Zweite zu Ihrer Kritik eben, die CDU sei inkon-
sistent —inkonsequent meinten Sie wahrscheinlich!
—, wenn wir auf der einen Seite sagen, Geld ausge-
ben, Investitionen machen, und auf der anderen
Seite unsere Kritik in der Gesundheitsdeputation
hinsichtlich mehr Personalausgaben, Bremen-
Fonds, Gesundheitsamt dufiern: Der Hintergrund
ist der Bund-Lander-Pakt, und das habe ich in der
Gesundheitsdeputation auch gesagt. Wir als CDU
erwarten nichts anderes als die konsequente Um-
setzung. Darin steht verpflichtend, 90 Prozent des
Geldes — und das ist hier in Bremen nicht umge-
setzt, sondern nur etwa die Halfte — miissen im ope-
rativen Bereich der niedrigsten Stufen der Gesund-
heitsamter definitiv ausgegeben werden. Das ist
eine Kernvereinbarung des Bund-Lander-Pakts.
Darauf bestehe ich im Namen der CDU, und auf
nichts anderem! — Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Grotheer: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
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Wir kommen zur Abstimmung.

Zuerst lasse ich uber den Antrag der Fraktion der
FDP abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der FDP mit der
Drucksachen-Nummer 20/306 S, Neufassung der
Drucksache 20/21 S, seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Datiir CDU, FDP)
Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen SPD, Bundnis 90/Die Grinen, DIE
LINKE)

Stimmenthaltungen?
(M.R.F)

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft lehnt den An-
trag ab.

Nun lasse ich tuber den Antrag der Fraktion der
CDU abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 20/42 S seine Zustimmung
geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafir CDU, FDP, M.R.F.)

Ich bitte um die Gegenprobe.

(SPD, Biindnis 90/Die Grilinen, DIE LINKE)
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft lehnt den An-
trag ab.

Jetzt lasse ich Uiber den Antrag der Fraktionen DIE
LINKE, Bindnis 90/Die Griinen und der SPD ab-
stimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen DIE LINKE, Bind-
nis 90/Die Grinen und der SPD mit der Drucksa-
chen-Nummer 20/281 S seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe.

(CDU, FDP, M.R.F\)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft stimmt dem
Antrag zu.

Im Ubrigen nimmt die Stadtbiirgerschaft von den
Berichten der stadtischen Deputation fiir Gesund-
heit und Verbraucherschutz mit den Drucksachen-
Nummern 20/190 S und 20/191 S Kenntnis.

Chance auf frithkindliche Bildung nicht verweh-
ren — Vorrang fiir schulpilichtig werdende Kinder
bei der Auinahme in die Kita!

Antrag der Fraktion der CDU

vom 10. Dezember 2019

(Drucksache 20/100 S)

Wir verbinden hiermit:

Chance auf frithkindliche Bildung nicht verweh-
ren — Vorrang fiir schulpilichtig werdende Kinder
bei der Auinahme in die Kita!

Bericht der stadtischen Deputation fiir Kinder
und Bildung

vom 18. Juni 2020

(Drucksache 20/195 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Dr.
Bogedan.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin erhdlt die Abgeordnete Frau
Averwerser das Wort.

Abgeordnete Averwerser (CDU): Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich stehe hier und darf
zu einem Thema reden, das mit Fug und Recht eine
Herzensangelegenheit meiner Kollegin Sandra
Ahrens ist, namlich Kindern die frithkindliche Bil-
dung zu ermdoglichen. Das bedeutet fir uns konk-
ret, Kindern, die nachstes Jahr die Schule besu-
chen, den Vorrang zu geben, wenn sie in die Kita
kommen konnten. Das klingt erst einmal vollkom-
men normal, irgendwie hat man das Gefiihl, dass
jedes Kind die Kita besucht.

Doch in Bremen ist das bei Weitem nicht so. Zuletzt
musste Senatorin Dr. Bogedan bei der Pressekonfe-
renz am 25. August anlasslich des Schulbeginns
einrdumen, dass mindestens 1 100 Kinder keinen
Kita-Platz erhalten haben. Ich glaube, man kann
davon ausgehen, dass sich an dieser Zahl bisher
nicht viel geandert hat. Einige werden sicher nach
und nach in die fertig werdenden Neubauten ver-
mittelt, wenn es dann genug Fachpersonal gibt.
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http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/281%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/190%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/191%20S

Stadtburgerschaft — 20. Wahlperiode — 16. Sitzung am 15.09.2020 811

Letztendlich muss man niichtern feststellen, dass es
Bremen seit Jahren nicht schafft, dieses gro3e Prob-
lem, allen Kindern einen Kita-Platz zur Verfugung
zu stellen und somit den Zugang zu frihkindlicher
Bildung zu ermoglichen, unter Kontrolle zu bekom-
men. Die meisten unversorgten Drei- bis Sechsjah-
rigen gibt es in den Stadtteilen Blumenthal, Vege-
sack, im Westen in Hemelingen, Huchting, Katten-
turm und der Vahr. In diesen Stadtteilen sind die
Sprachauffalligkeiten bei den Cito-Sprachtests be-
sonders hoch, der Anteil wirklich schulreifer Kinder
ist geringer und die Kinderarmut signifikant hoher
als in anderen Stadtteilen.

(Prasident Imhoff ibernimmt wieder den Vorsitz.)

Einher geht diese Situation haufig mit jungen El-
tern, Vatern und Miittern ohne Schulabschluss o-
der Ausbildung. Die Anzahl der Alleinerziehenden
ist in diesen Stadtteilen zudem unverhaltnismaBig
hoch. Auch das gehort dazu: Ohne eine verlassli-
che Kinderbetreuung gibt es keine Moglichkeit fur
die Eltern, die Schule oder die Ausbildung zu be-
enden, um ihren Lebensunterhalt selbst zu verdie-
nen oder sich zu qualifizieren. Das wiederum inten-
siviert die Voraussetzungen fiir Armut und Kinder-
armut.

Wenn es das zustandige Ressort schon nicht schafft,
fur alle Kinder mit Rechtsanspruch einen Kita-Platz
zur Verfigung zu stellen, so sieht die CDU-Biirger-
schaftsfraktion den dringenden Handlungsbedarf
bei der Versorgung der Funfjahrigen, die trotz
nachgewiesenem Sprachforderbedarf eingeschult
werden. Das heifit, diese Kinder haben in der Regel
weder eine Krippe noch eine Kita besucht. Es sind
nicht selten Kinder, die kaum Deutsch sprechen,
die ein Sozialverhalten innerhalb einer Gruppe
Gleichaltriger nicht kennen und im schlimmsten
Fall noch nie einen Stift oder eine Schere in der
Hand gehalten haben.

Deswegen haben wir schon im Dezember 2019 die-
sen Antrag eingebracht, der fordert, bisher unver-
sorgten fiinfjahrigen Kindern ganz gezielt einen
Kita-Platz zukommen zu lassen.

(Beifall CDU)

Wir wollen diesen Funfjahrigen damit einen eini-
germaBen guten Start in die Grundschule ermogli-
chen. Das ist sicherlich nicht befriedigend, aber es
wadre ein Anfang. Ende letzten Jahres, Anfang die-
ses Jahres ware noch gentigend Zeit gewesen, alle
gesetzlichen Anderungen vorzunehmen und den
regelhaften Zugang dieser Kinder fur dieses jetzt

begonnene Kindergartenjahr unabhangig von der
Coronapandemie zu ermoglichen. Eine Ablehnung
unseres Antrages haben Sie sich vermutlich Ende
letzten Jahres nicht getraut, die Probleme waren
doch einfach zu offensichtlich.

Stattdessen haben Sie den Antrag in die Deputa-
tion fur Kinder und Bildung tiberwiesen, dort ge-
schlagene funf Monate lang verschleppt und erst in
der Mai-Sitzung fast ein bisschen lieblos verhan-
delt. Dem vorliegenden Bericht kénnen wir nun
entnehmen, dass Sie unseren Antrag ablehnen. Sie
halten es stattdessen fiir ausreichend, diesen Kin-
dern, die nachweislich mindestens Sprachférder-
bedarfe haben, mit lediglich drei Stunden statt der
sonst ublichen 30 Stunden in der Woche ein
Sprachférderangebot anzubieten.

Das ist allen Ernstes Ihr Angebot, dass Sie unver-
sorgten funfjahrigen Kindern, die nachstes Jahr in
die Schule gehen sollen, machen. Wir wollen die-
sen Kindern eine echte Chance geben.

(Beifall CDU)

Wir wollen ihnen wenigstens den Zugang zu einem
vollen Jahr in einer Kita ermdglichen, wenigstens
das. Denn eines ist klar: Kinder, die in einer Kita
mit Sprachférderung sind, werden in einer maxi-
malen Gruppenstarke von acht Kindern geférdert,
wdahrend die Funfjahrigen, die nicht reguldr in ei-
ner Kita sind, in Gruppen mit bis zu 14 Kindern ge-
fordert werden. Das heiBit ganz konkret: Kein Kin-
dergartenjahr, weniger Stunden der Foérderung,
groBerer Gruppen. Sie behandeln in der Tat Un-
gleiches ungleich.

Wenn man das sieht, wundert es nicht, dass der
schulische Erfolg in keinem anderen Bundesland so
sehr von der sozialen Herkunft abhdngt wie in Bre-
men. Diese politischen Rahmenbedingungen be-
schleunigen die soziale Spaltung. Diese Rahmen-
bedingungen setzen Sie, meine Damen und Her-
ren, zum Teil seit Jahrzehnten. Ich komme dann
gleich noch einmal. — Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Prasident Imhoff: Als ndachste Rednerin hat die Ab-
geordnete Frau Kriimpfer das Wort.

Abgeordnete Krimpfer (SPD): Herr Préasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Averwerser,
wenn Sie sagen, dass jetzt tiber 1 000 Kinder kei-
nen Kitaplatz bekommen, aber im laufenden
Kitajahr noch einen Platz erhalten konnen — nicht
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alle, aber ein Grofteil mit Sicherheit —, dann heiBt
es ja nicht, dass alle diese Kinder schon funf Jahre
alt sind und im ndachsten Jahr in die Schule kom-
men.

Ich will damit das Problem nicht kleinreden.
(Abgeordnete Averwerser [CDU]: Doch!)

Nein, das will ich nicht! Wir wissen auch, dass es
wichtig ist, dass gerade Madchen und Jungen in
den Kitas in ihrer sozialen und emotionalen, in ihrer
korperlichen und geistigen Entwicklung von An-
fang an besonders gefordert werden, und je frither
das passiert, das wissen wir auch — —. Ich weil} es
ganz besonders —ich habe tiber 20 Jahre Erfahrung
in diesem Bereich -, dass es sich auch besonders
positiv auf die Kinder auswirkt.

Wir hatten im letzten Jahr, wenn ich die Zahl noch
richtig in Erinnerung habe, 57 Kinder insgesamt —

(Senatorin Dr. Bogedan: 157!)

157! —, die schulpflichtig waren und keinen Platz
bekommen haben. Fiir alle diese Kinder ist ein An-
gebot gemacht worden und von denen haben auch
Kinder im laufenden Kitajahr noch einen Platz be-
kommen. Das heift, dass eine Forderung schon
moglich gewesen ist, sicherlich nicht in dem Um-
fang, in dem Sie es jetzt fur alle Kinder fordern, die
schulpflichtig sind.

Wir wissen auch, dass es zum Erlernen der deut-
schen Sprache besonders wichtig ist. Gerade fur
Kinder aus bildungsfernen Familien, aber auch fur
Kinder, die Deutsch als Zweit- oder Drittsprache
haben oder lernen, ist es schwierig, das wissen wir.
Deswegen sind wir nach wie vor dabei, ein sehr
groBes Ausbauprogramm von Kitapldatzen weiter
fortzufihren.

Wir werden sicherlich in der nachsten Sitzung der
Deputation noch einmal erfahren, wie viele Platze
im laufenden Kitajahr geschaffen werden, aber
wenn wir anfangen, das Ortsgesetz jetzt — —. Wir
haben gesagt, wir wollen die Diskussion darum be-
ginnen, und dann geht es ja nicht nur um die Kin-
der, die schulpflichtig sind, sondern es geht auch
um Alleinerziehende, es geht um Rechtsanspriche,
die alle haben, egal wie alt die Kinder sind, und es
geht nicht darum, dann weitere Konkurrenzen zu
schaffen.

(Abgeordnete Averwerser [CDU]: Das ist doch
keine Konkurrenz, das ist ein Anspruch!)

Wir haben im Bremischen Aufnahmeortsgesetz
verschiedene Kriterien, erstens die Wohnortnahe,
die Geschwisterregelung, einen bescheinigten
amtlichen Forderbedarf, auch eine weltanschauli-
che oder religiose Kompetenz, die Einrichtungen
haben, die ja von Eltern auch gewtnscht wird —
auch das ist ein Kriterium —, und wir mochten nicht,
dass jetzt weitere Konkurrenzen geschaffen wer-
den.

(Abgeordnete Averwerser Das stimmt
nicht!)

[CDU]:

Doch! Wir missen schauen, nach welchen ver-
schiedenen Kriterien die Kinder aufgenommen
werden sollen. Dazu gehoéren auch Alleinerzie-
hende.

(Abgeordnete Averwerser [CDU]: Auch diese Kin-
der haben einen Anspruch darauf!)

Ja, alle Kinder haben ein Recht darauf, aber wir
konnen es im Augenblick noch nicht gewahrleis-
ten, dass alle Kinder diesen Rechtsanspruch — -.

(Abgeordnete Averwerser [CDU]: Doch!)

Wollen Sie jetzt lieber einem Alleinerziehenden,
der ein vierjahriges Kind hat, sagen, es soll zu
Hause bleiben, und dafir das funfjahrige — —? Die
Konkurrenzen mochte ich nicht vorgeben.

(Beifall SPD)

Ich weil aus Erfahrung, dass man im Anmeldezeit-
raum — und am 1. Oktober gibt es den dritten Sta-
tusbericht — dann weil}, welche Kinder in der Kita
aufgenommen werden. Dann beginnt die Auf-
nahme oder die Anmeldung fiir die Grundschule,
dann wissen wir, welche Kinder ganz konkret da-
zugehoren, und dann missen wir gemeinsam
schauen, wie diese Kinder entsprechend geférdert
werden konnen. Das kann auch mehr sein als drei
Stunden.

(Abgeordnete Averwerser [CDU]J: Ja, hoffentlich!)
Da missen wir schauen, was maoglich ist.

Ich wiirde gern in einem zweiten Beitrag noch auf
ein paar Punkte eingehen, die Frau Averwerser ge-

nannt hatte. — Vielen Dank!

(Beifall SPD)
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Prasident Imhofi: Als nachste Rednerin hat die Ab-
geordnete Frau Dr. Eschen das Wort.

Abgeordnete Dr. Eschen (Biindnis 90/Die Gri-
nen): Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Gaste sind heute Abend
leider nicht mehr da, sonst hétte ich sie auch noch
herzlich begrifit. Wenn man an einem Zahnrad
dreht, dann bewegen sich auch die anderen Zahn-
rader im System. Was bedeutet dann diese Vorran-
gigkeit von Vorschulkindern fur Kitapldatze ganz
konkret fiir das System Kindertagesbetreuung? Das
mussen wir uns naturlich vor Augen halten.

Bedeutet das: Vorschulkinder statt Kindern von be-
rufstatigen Alleinerziehenden, statt juingerer Kin-
der mit Sprachforderbedarf, statt Kindern mit so-
zial-emotionalem Unterstiitzungsbedarf? Wir dir-
fen hier einer einzelnen Statusgruppe keinen Vor-
rang geben. Wir dirfen die verschiedenen Bedarfe
von Kindern nicht gegeneinander ausspielen.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Die Vorrangigkeit von Vorschulkindern ist fiir sich
allein betrachtet ehrlich gesagt vollkommen nach-
vollziehbar. Ich kann absolut verstehen, dass dazu
hier ein Antrag kommt, denn naturlich fallt es
leichter, rechnen zu lernen, schreiben zu lernen,
ausschneiden zu lernen, wenn man alles das in der
Kita schon spielerisch tiben konnte, und es stimmt
leider, dass nicht alle Familien das zu Hause leisten
konnen. Also, meine Damen und Herren, es ist na-
turlich absolut notwendig, dass alle Vorschulkinder
einen Kitaplatz bekommen, und ich glaube, wir
sind uns daruber einig, dass es absolut notwendig
ist, dass alle Kinder einen Kitaplatz bekommen.

(Beifall Biindnis 90/Die Grinen, SPD, DIE LINKE)

Am allerliebsten ware mir, wir wiirden hier heute
gar nicht stehen und dartiiber debattieren miissen,
ob nun die einen Kinder oder die anderen Kinder
Vorrang bei der Vergabe von Kitaplatzen bekom-
men. Sie konnen mir glauben, ich winschte, wir
konnten allen Kindern einen Kitaplatz anbieten,
egal in welchem Alter sie sind, aber wir alle wissen,
die Wahrheit ist: Wir konnen das noch nicht. Diesen
Zustand zu erreichen ist unser gemeinsames Ziel.
Daran wird in unserer Koalition kontinuierlich und
konsequent gearbeitet, und hier hilft nur, daran zu
bleiben, Fachkrafte zu gewinnen, neue Einrichtun-
gen zu schaffen, Fachkrafte zu halten, bestehende
Einrichtungen auszubauen, immer und immer wei-
ter, bis wir wirklich endlich ein auskommliches An-
gebot erreicht haben.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Solange dieser Zustand noch nicht erreicht ist,
muss jede Anderung mit sehr groBer Sorgfalt abge-
wogen werden, denn bisher gilt das Gleichbehand-
lungsprinzip, Frau Krumpfer hat die verschiedenen
Dinge, die dort eine Rolle spielen, erlautert. Jede
Anderung kann die Konkurrenzsituation unter ver-
schiedenen Gruppen von Kindern verscharfen, und
ich wiederhole: Wenn man an einem Zahnrad
dreht, dann bewegen sich auch die anderen. Wir
missen also das Gesamtsystem betrachten.

Es ist absolut richtig, das Bremer Aufnahmeortsge-
setz, das BremAOG, anzufassen und einer Uber-
prifung zu unterziehen. Das muss jedoch in einem
sorgfaltigen Prozess einer Gesetzesnovelle gesche-
hen. Wir miissen alle Zahnrader im System genau
betrachten und mégliche Anderungen in ihren
Konsequenzen tiberpriifen. Ich kann Thnen zusi-
chern, dass wir uns stetig dafiir einsetzen, dass es
mit dem BremAOG jetzt vorangeht.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Den CDU-Antrag zur vorrangigen Kitaaufnahme
von Vorschulkindern lehnen wir leider ab, denn er
greift zu kurz und betrachtet nur einen Ausschnitt
im System. Natiirlich ist es aber absolut richtig und
notwendig, Vorschulkindern einen bestmoglichen
Start in die Schule zu ermdglichen. Um die akute
Situation von Vorschulkindern ohne Kitaplatz zu
verbessern, mochte ich dafiir werben, tibergangs-
weise noch mehr Férderangebote auBlerhalb der re-
guldren Kitastruktur anzubieten. Hier miissen die
Kapazitdaten jetzt und schnell weiter ausgeweitet
werden. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Prasident Imhoff: Als ndachste Rednerin hat die Ab-
geordnete Frau Leonidakis das Wort.

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE): Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Kolle-
gin Averwerser, Sie haben dargelegt, dass es Ihrer
Kollegin Frau Ahrens, die heute leider nicht hier
sein kann, um mit uns zu debattieren, eine Her-
zensangelegenheit sei. Seien Sie versichert, das ist
nicht nur Thre oder die Herzensangelegenheit von
Frau Ahrens, sondern es ist unser aller Herzensan-
gelegenheit,

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)
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nicht nur der Koalition im Parlament, sondern auch
der Koalition im Senat und der Senatorin person-
lich, das meine ich aus Erfahrung sagen zu kénnen.
Seien Sie versichert, dass wir mit aller Kraft und mit
aller Intensitat daran arbeiten.

Das ist das Allerwichtigste, alle Kinder in der Stadt-
gemeinde Bremen mit Kindertagesbetreuungsplat-
zen zu versorgen und damit auch die Rechtsan-
spruche zu gewahren, einen Beitrag zur Bildungs-
gerechtigkeit zu leisten und die Kinder und Fami-
lien zu ihrem Recht kommen zu lassen. Wir arbei-
ten mit aller Intensitat und Kraft daran. Das ist uns
allen eine Herzensangelegenheit, liebe Kollegin
Averwerser.

Wir miissen wirklich aufpassen, dass wir bei diesen
Anstrengungen — und ich nehme den Antrag posi-
tiv zur Kenntnis — nicht das Kind mit dem Bade aus-
schiitten, liebe Kollegin Averwerser. Denn woran
wir definitiv kein Interesse haben, ist eine rechts-
unsichere Losung, ist eine Losung, die wieder
Rechtsstreitigkeiten nach sich zieht, die moglicher-
weise vor Gericht landet. Was wir brauchen, ist ein
rechtssicheres, ausgewogenes, alle Interessen be-
rucksichtigendes Aufnahmeortsgesetz, damit wir
im Aufnahmeverfahren Sicherheit haben.

Genau das ist auch unser Ziel. Wir wollen die un-
terschiedlichen Interessen berticksichtigen, denn —
meine Kollegin Frau Dr. Eschen hat das eben schon
gesagt — was wir nicht erreichen koénnten, ware,
dass alle alteren Kinder aufgenommen werden und
stattdessen ein Kind, das zum Beispiel einen vom
Jugendamt bescheinigten sozialpadagogischen
Bedarf nachgewiesen hat, diesen Platz nicht be-
kommt.

Deswegen brauchen wir eine ausgewogene Lo-
sung, die mehrere Faktoren berucksichtigt, zum
Beispiel auch die anderweitigen Bedarfe, die be-
reits jetzt im Aufnahmeortsgesetz beruicksichtigt
sind. Was ich mir personlich sehr gut vorstellen
kann, ist, zum Beispiel die weltanschauliche Aus-
richtung einer Einrichtung nicht mehr zu beruck-
sichtigen, sondern dass die Einrichtungen alle Kin-
der aufnehmen, die in ihrem Umfeld wohnen. Ich
kann mir auch gut vorstellen, Kinder von Alleiner-
ziehenden als Aufnahmekriterium ins Aufnahme-
ortsgesetz aufzunehmen und so weiter.

Was ich sagen mochte, ist: Wir miissen eine recht-
lich sichere und ausgewogene, alle Interessen be-
rucksichtigende Losung vorlegen. Es ist ja nicht so,
dass wir nicht an dieser Frage arbeiten, aber das
braucht etwas mehr als einen Antrag wie den, den

Sie heute vorgelegt haben, der in der Deputation
besprochen worden ist. Was aus meiner Sicht und
auch nach der Einschatzung von Juristen nicht
geht, ist, dass man einzelne Kriterien fir die Auf-
nahme in Kindertageseinrichtungen tiberproporti-
onal gewichtet.

Hier kommt der Gleichheitsgrundsatz ins Spiel,
hier kommen rechtliche Grundsatze ins Spiel, und
da missen wir extrem vorsichtig sein, dass wir das
ausgewogen und rechtssicher machen. Ihr Antrag
liefert dazu nicht die richtige Grundlage. Im Ansin-
nen, Frau Averwerser und liebe Kollegen und Kol-
leginnen der CDU, sind wir uns einig: Wir wollen,
dass Kinder einen guten Schulbeginn haben, und
dazu ist es notwendig, dass sie auch eine Kinderta-
geseinrichtung von innen gesehen haben.

Doch bei einer Endlichkeit der Platze mussen wir
ausgewogene Kriterien haben, wie wir diese Platze
vergeben. Da spielen wie gesagt auch andere Kri-
terien eine Rolle. Am Ende des Tages reden wir —
das hat die Behorde gesagt — von, Stand vor dem
Sommer, 67 Vorschulkindern, die keinen Kitaplatz
bekommen haben. Das ist tragisch fiir jedes ein-
zelne dieser Kinder und fiir jede einzelne Familie,
die wahrscheinlich tiber mehrere Jahre erfolglos
versucht hat, einen Kindertagesplatz zu bekom-
men. Das geht uns nah und das ist uns bei Weitem
nicht egal.

Im Gegenteil, wir arbeiten intensiv daran, das ab-
zumildern. Die Angebote der Sprachférderung von
drei Stunden, das ist doch das, was man machen
kann, denn wir konnen uns leider keine Einrich-
tung herbeizaubern, wir konnen uns keine Erzie-
herin, keinen Erzieher herbeizaubern. Das ist das,
was im Rahmen der verfiigbaren Kapazitaten mog-
lich ist und was gemacht wird. Ich finde es gut, dass
damit kreativ umgegangen wird und Angebote fir
diese Kinder, die leider keinen Kindertagesplatz
bekommen haben, auch ergdanzende, flexible An-
gebote fiir die Sprachférderung, gemacht werden,
damit der Einstieg in die Schule weicher vonstat-
tengeht als ganz ohne Betreuung und institutio-
nelle Anbindung.

Zufrieden, liebe Kollegin Averwerser, sind wir mit
dem Status quo alle nicht. Die Frage ist, wie wir
diesen Stand verbessern. Wie verbessern wir das
Angebot, und zwar in der Flache? Wie verbessern
wir es, ohne dass es an anderen Stellen zu Ver-
schlechterungen oder zu Ungleichgewichten fiihrt?
Wie verbessern wir rechtssicher? Seien Sie versi-
chert, daran arbeiten wir. Daran arbeitet die Be-
horde, daran arbeitet die Senatorin und wir werden



Stadtburgerschaft — 20. Wahlperiode — 16. Sitzung am 15.09.2020 815

auch weiter daran arbeiten und uns vermutlich mit
einem neuen Aufnahmeortsgesetz beschaftigen. —
Danke schon!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bindnis 90/Die Grunen)

Prasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat die Ab-
geordnete Frau Bergmann das Wort.

Abgeordnete Bergmann (FDP): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich werde jede einzelne Initiative unterstiit-
zen, die dazu beitragt, dass wir dieses ermiudende
Thema um die Auswirkungen fehlender Kitaplatze
hinter uns lassen konnen.

Seit zwolf Jahren besteht inzwischen der Rechtsan-
spruch auf einen Betreuungsplatz fiur Kinder tber
drei Jahre. Seit zwolf Jahren diskutieren wir Jahr
fur Jahr die vierstellige Anzahl fehlender Platze,
kleiner wird sie nicht. Schulpflichtig werdenden
Kindern bei der Aufnahme in die Kita den Vorrang
einzuraumen, dieser Antrag der CDU-Fraktion
tragt dazu bei, Kinder in den Mittelpunkt zu ri-
cken, die von frihkindlicher Bildung und sozialem
Gruppenleben ausgeschlossen sind, oft auch vom
deutschen Spracherwerb vor Schulbeginn.

Wir sagen das immer so, als ginge es um fehlende
Kitaplatze. Dahinter stehen immer noch Familien
und Alleinerziehende, die die Betreuungszeit drin-
gend brauchten, um in der Zeit ihr Familienein-
kommen verdienen zu kénnen oder sich selbst zu
qualifizieren. Hinter den fehlenden Platzen stecken
Kinder mit Migrationshintergrund, die dringend
eine Gemeinschaft erleben sollten, die unsere
Sprache spricht. Es sind Kinder, die auler ihrem so-
zialen Umfeld niemanden zu Gesicht bekommt, die
irgendwie untergebracht werden, die aber in kei-
ner Bildungsgemeinschaft gehért und gesehen
werden.

Auf ihre Entwicklung wird bis zum Schuleintritt
kein qualifizierter Blick geworfen. Selbst wenn sie
das Glick haben, bei hochkompetenten und auch
gutwilligen Eltern aufzuwachsen, fehlt ihnen die
entwicklungsbedingt notwendige Erfahrung sozia-
ler Gemeinschaft aulerhalb des Familiensystems.
Die Bildungslaufbahn holpert schon, bevor sie los-
geht.

Zur professionalisierten frithkindlichen Bildung ge-
horen die Beobachtung des Entwicklungsstandes
und natirlich auch Elterngesprache, die Hinweise
zu Forderbedarfen und Eltern Hilfen geben und
manchmal einfach nur positive Entwicklungen

durch Zuspruch und Ermutigung starken. Das tut
gut, gibt Orientierung und hilft manchen Eltern so
viel. Wir Freien Demokraten mochten, dass der
Blick ganz bewusst auf diese sogenannten unver-
sorgten Kinder gelenkt wird, und zwar ein profes-
sioneller.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, fiir eine Stadt, die sich
in regelméaBigem Abstand hinter den UN-Kinder-
rechtskonventionen versammelt, ist das ein Ar-
mutszeugnis. Der vorliegende Bericht, liebe Frau
Strunge, ist mir zu dunn. Zugespitzt zusammenge-
fasst heifit das eigentlich: Die genaue Zahl kennen
wir nicht, einen Kitaplatz haben wir nicht, und nun
sollen die sich alle einmal nicht so anstellen, sie be-
kommen doch drei Stunden Sprachbegleitung, das
wird schon.

(Abgeordnete Kriumpfer [SPD]: Das hat keiner ge-
sagt!)

Ach ja, die Aufnahmeordnung: Nein, die konnten
wir bis jetzt nicht andern. Das kann doch nicht Ihr
Ernst sein! Als FDP-Fraktion fordern wir hier ent-
schiedenes, schnelles, engagiertes Handeln!

(Beifall FDP)

Dass die Zeit fiir eine Anderung der Aufnahmeord-
nung so kurzfristig gewesen sei, das lasse ich nicht
gelten. Das Problem, das Frau Ahrens mit ihrem
Antrag dankenswerterweise angesprochen hat, be-
steht ja seit Jahren! Es gab also viele Jahre Zeit, fur
die Kinder eine Losung zu finden, die bis zu ihrem
Schuleintritt von der Gemeinschaft ausgeschlossen
sind. Mir fallt es schwer, die Hilfskonstruktion der
Unterstlitzung zu loben. Drei Stunden Sprachférde-
rung in der Woche sind nichts, wenn man Deutsch
nicht als Umgebungssprache hat.

Sprachen lernen geschieht — und das wissen wir
alle, die wir Fremdsprachen gelernt haben —in der
Auseinandersetzung mit anderen, wenn man die
Chance und die Notwendigkeit hat, sie nutzen zu
koénnen und zu miissen. Eine dreistiindige Sprach-
férderung ist, seien wir ehrlich, nicht mehr als ein
symbolisches Pflaster auf der Bildungsbiografie
dieser Kinder.

Ich sehne den Tag herbei — und damit méchte ich
erst einmal enden —, an dem wir endlich iber die
inhaltliche Ausrichtung streiten, iber die Akzente
in frihkindlicher Bildung, die wir setzen wollen,
lUber die Verbesserung von Bildungsqualitdt im
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frihkindlichen Bereich und nicht mehr diese feh-
lenden Pldtze den Raum fir die wirklich wichtigen
Debatten nehmen. — Vielen Dank fiir [hre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall FDP)

Prasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat die Ab-
geordnete Frau Averwerser das Wort.

Abgeordnete Averwerser (CDU): Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist
hier ganz schon frustrierend, und es macht mir
Angst, wenn ich hore, dass Sie, Frau Dr. Eschen,
gerade Sie, dafurr pladieren, die Forderanzahl und
-stunden auch auszubauen, also uberhaupt diese
dreistindigen Forderbereiche auszubauen, ohne
einen Zeitrahmen zu nennen. Zu dem, was Sie ge-
sagt haben, Frau Leonidakis, zu sagen, wir wollen
einmal sehen, wann wir diese Novelle einmal an-
fassen, das ist wirklich frustrierend und das macht
mir Angst.

Am Ende des Berichts steht ja auch noch: ,Das An-
liegen der bevorzugten Aufnahme fur finfjahrige
Kinder soll im Rahmen der anstehenden Novelle
mit aufgegriffen werden.” Das heilit doch nichts
anderes, als dass Sie alle wissen, in welcher Situa-
tion diese wirklich wenigen Kinder tatsachlich ste-
cken und was auf sie zukommt,

(Beifall CDU, FDP)

wenn sie nicht die Unterstitzung bekommen, die
sie aufgrund ihres Sprachférderbedarfs dann auch
tatsachlich benotigen. Schlimmer noch: Vertreter
von DIE LINKE und Biindnis 90/Die Grunen haben
schon vor einiger Zeit signalisiert, dass sie diese Si-
tuation ebenso unbefriedigend finden wie wir. Das
haben Sie ja Gott sei Dank gesagt.

(Beifall CDU)

Ich zitiere da Frau Leonidakis, die Co-Vorsitzende
von DIE LINKE, in der damaligen Debatte: ,Auf
das Thema sind wir nicht nur Thretwegen gekom-
men, sondern es war meine Kollegin Frau Dr.
Eschen, die die Zahlen abgefragt hat. Deswegen
sind wir uns an dieser Stelle einig und greifen die-
sen konstruktiven Vorschlag gern auf, der jetzt
nicht nur von Thnen initiiert wird." Das scheint hier
besonders wichtig zu sein. Zusammengefasst hei3t
das aber mit dem Blick auf die aktuelle Situation:
DIE LINKE und Biindnis 90/Die Grunen sind sich
einig, tun aber nichts, also muss die SPD dagegen
sein. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren,

dass hier auf dem Riicken der unversorgten Funf-
jahrigen und deren Zukunft ein koalitionsinterner
Streit ausgesessen wird.

Es gibt noch weitere Punkte, bei denen man sich
nicht einig zu sein scheint. Anstatt klare Verhalt-
nisse fur alle Beteiligten zu schaffen, berichtet Frau
Senatorin Dr. Bogedan in der Pressekonferenz vom
25. August, dass sie die Trager angewiesen habe,
Kinder, die kurz vor der Einschulung stiinden, vor-
rangig aufzunehmen. Das ware alles in der Burger-
schaft diskutiert und hierfiir gebe es eine breite Zu-
stimmung. Ja, schon wére es doch! Sie wollen un-
seren Antrag doch ablehnen, ja, nicht einmal eine
tempordare Anpassung des Bremischen Aufnahme-
ortgesetzes wollten Sie zulassen! Das wdre prob-
lemlos gegangen und das ware auch rechtlich in
Ordnung gewesen. Zur Wahrheit gehort aber auch,
dass Frau Dr. Bogdan auch nur in Bezug auf die
kommunalen Trager in Bremen weisungsbefugt ist
—das ist Kita Bremen —, und was die tibrigen Trager
betrifft, muss man sich hinten anstellen und bitten.

(Beifall CDU, FDP)

Man kann also einfach zusammenfassen: Erstens,
Rot-Griin-Rot ist weiterhin nicht in der Lage, genti-
gend Kitaplatze in Quartieren mit multiplen Her-
ausforderungen zu schaffen, und zweitens, das
Problem mit den unversorgten Fiinfjahrigen ist
nach wie vor akut und Sie wissen es alle. Obwohl
Sie es wissen, sind Sie scheinbar gemeinsam weder
willens noch in der Lage, politisch so verantwort-
lich zu handeln, dass wenigstens die drangendsten
Probleme gelost werden.

Ich fordere Sie daher heute trotzdem noch einmal
auf: Helfen Sie den unversorgten Kindern — es sind
ja nicht viele, das haben Sie selbst festgestellt, und
Sie sehen alle den Bedarf —, und tun Sie nicht so,
als seien Sie mit dem Tropfen auf dem heiBlen Stein
von drei Stunden wochentlich zufrieden, oder
liberlegen, ob man es zeitlich ein bisschen aus-
bauen koénnte. Lassen Sie die Kinder und ihre El-
tern nicht zu Bittstellern bei den Tragern werden!
Klaren Sie diese Situation, schaffen Sie schnell fiur
diese unversorgten Finfjahrigen den rechtsver-
bindlichen Zugang fir reguldare Kindergarten-
platze und stimmen Sie unserem Antrag einfach zu!
— Danke!

(Beifall CDU)

Prasident Imhoff: Als ndachste Rednerin hat die Ab-
geordnete Frau Kriimpfer das Wort.
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Abgeordnete Kriimpfer (SPD): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Zunachst mochte ich
Ihnen sagen, wir haben bezogen auf das
BremAOG, das bremische Aufnahmeortsgesetz,
uberhaupt gar keinen Streit mit der Fraktion DIE
LINKE und auch nicht mit der Fraktion Bundnis
90/Die Grinen! Wir sind sehr konstruktiv in Ge-
sprachen und werden

(Zuruf CDU)

in nachster Zeit das Aufnahmeortsgesetz tuiberpri-
fen, um gemeinsam einen Vorschlag zu entwi-
ckeln, den wir hier zusammen diskutieren konnen.
Ich finde es unverschamt, zu behaupten, uns als
Koalition waren die Funfjahrigen egal, nur weil wir
nicht IThrem Antrag folgen. Wir folgen nicht sofort,
weil wir sagen, wir wollen nicht die eine Gruppe
gegen die andere aufhetzen und diese Konkurren-
zen einfach festlegen.

(Beifall SPD)

Das wollen wir nicht. Wir wollen nicht Kinder mit
Forderbedarf anders behandeln als Kinder, die
schulpflichtig sind, als Kinder von Alleinerziehen-
den. Wir mochten nattrlich gern, dass alle Kinder
einen Platz bekommen, und daran wird auch wei-
ter intensiv gearbeitet. Falls Sie das in der Stadt
mitbekommen: Die Baumaschinen laufen ohne Un-
terlass. Es geht nicht schneller. Wir haben in Bre-
men, nicht nur in Bremen, auch in der Bundesre-
publik, unerwartet viele Kinder im Zuwachs. Wir
sind auch nicht das einzige Bundesland, das den
Rechtsanspruch fiir alle Kinder nicht erfiillen kann.
Es ist keine besondere Situation nur fiir Bremen,
das gilt in der ganzen Bundesrepublik.

(Zuruf Abgeordnete Averwerser [CDU])
Das habe ich nicht verstanden.

(Abgeordnete Averwerser [CDU]: Wir diskutieren
aber tiber Bremen!)

Ja, natiirlich, aber Sie tun so, als wenn wir die Ein-
zigen waren, die das nicht schaffen.

(Abgeordneter Rowekamp [CDU]: Nein, aber die
haben es am notigsten!)

Alle Kinder haben es gleichermaBen notig. So sehe
ich das. Ich finde, wir miissen einfach schauen, dass
wir auch Angebote — —. Ich stimme Ihnen zu, drei
Stunden finde ich auch wenig. Ich bin auch der
Meinung, Kinder brauchen mehr, aber da kann

man schauen, dass auch andere Angebote, die im
Bewegungsbereich, die im kognitiven Bereich — —,
das muss nicht zwingend eine Gruppe im Rahmen
der Fruhforderung sein, sondern ich glaube, man
kann Trager kreativ dazu bewegen, noch andere
Angebote zu schaffen.

Wir haben teilweise auch schon einmal am Nach-
mittag Angebote vorgehalten, damit Kinder eine
zusatzliche Moglichkeit haben. Auch da muss man
schauen, das ist im Augenblick aufgrund der Pan-
demie nattrlich sehr schwierig. Ich glaube, dass
Moglichkeiten bestehen, Kinder nachmittags noch
mit in die Betreuung aufzunehmen, dass mehr als 3
Stunden in der Woche machbar sind. Wir lehnen
Thren Antrag weiterhin, so wie wir das schon in der
Deputation gemacht haben, ab und werden dabei
bleiben. — Vielen Dank!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Prdsident Imhoff: Als ndchste Rednerin hat die Ab-
geordnete Frau Leonidakis das Wort.

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE): Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Kollegin
Averwerser, Ihr Redebeitrag hat mich dazu verlei-
tet, mich doch noch einmal zu melden. Sie spra-
chen von Angst,

(Abgeordnete Averwerser [CDU]: Jal!)

Angst davor, dass wir ja wussten, was fir Folgen
der Platzmangel hat.

Ehrlich gesagt, ich fande es bedngstigend, wenn
wir nicht wiissten, was die Folgen unserer Politik
und was die Folgen in dieser Stadt sind. Das wirde
mich beédngstigen, denn natiirlich ist es unsere Auf-
gabe als Regierungsfraktionen, als Koalition, die
Augen nicht davor zu verschlieBen, welche Folgen
der Platzmangel in der Stadtgemeinde Bremen hat
und was das auch fir Folgen fir die Bildungsge-
rechtigkeit hat. Das fande ich wahrlich beédngsti-
gend, wenn wir das nicht wissten, was das fiir die
Kinder in unserer Stadt bedeutet, liebe Kolleginnen
und Kollegen!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Dartber hinaus glaube ich, dass Angst ehrlich ge-
sagt ein schlechter Ratgeber ist, um Politik mit
Hand und FuBl zu machen. Sie haben letztes Jahr
im Dezember einen Antrag vorgelegt, der sozusa-
gen kurz vor Beginn des Aufnahmeverfahrens fir
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die Kindertagesstatten in der Stadtgemeinde Bre-
men kam, das namlich im Januar beginnt. Sie
schreiben, es soll ein Recht geben, sicher vorrangig
aufgenommen zu werden. Was die Vorrangigkeit
betrifft, habe ich eben schon gesagt, das berihrt
den Gleichheitsgrundsatz, und da braucht man
eine Losung, die rechtlich ausgewogen und grind-
lich gepriift ist.

Wie Sie sich vorstellen, dass man zwischen dem 10.
Dezember und dem 1. Januar eine gerichtsfeste
rechtliche Prifung dieser Aufnahme hinbekommt,
das steht in den Sternen. Ich glaube, wir stehen da-
fur als Koalition, dass wir gerade nicht erneute
rechtliche Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
oder vor dem Oberverwaltungsgericht haben, son-
dern dass wir eine Losung, die rechtlich haltbar ist,
die gerichtsfest ist, die rechtlich fundiert gepruft ist
und die den Belangen der Kinder in dieser Stadt-
gemeinde ausgewogen Rechnung tragt, finden.

Das ist aus meiner Sicht der richtige Ratgeber und
die richtige Leitschnur und keine Angst, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Genau das haben wir vor,
und genau das werden wir tun. — Danke schon!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Prasident Imhofi: Als nachste Rednerin hat die Ab-
geordnete Frau Bergmann das Wort.

Abgeordnete Bergmann (FDP): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Dass das nicht verstandlich ist, dass es vor-
dringlich ist, dass man direkt in dem Jahr, bevor
man in die Schule kommt, die Sprache lernen muss,
das kann ich nicht nachvollziehen, wenn man das
nicht versteht. Ich wollte aber noch etwas anderes
sagen.

Wir Freien Demokraten fordern
(Abgeordnete Leonidakis [DIE LINKE]: Ich ver-
stehe nicht, dass man nicht versteht, was wir nicht

verstanden haben!)

von der Koalition angesichts der aktuellen Eng-
passe endlich entschiedenes Handeln,

(Beifall FDP)

und zwar jenseits verbaler Bekundungen im Parla-
ment.

Im Oktober 2019 kiindigen Sie an, dass ab Novem-
ber 2019 eine Senatskommission fiir den Schul-

und Kita-Ausbau die Arbeit aufnimmt, um, wie es
in Ihrer Erklarung heift, Arbeitsablaufe zu verkur-
zen und den Schulausbau zu beschleunigen. Nun,
fast ein Jahr spater, frage ich Sie, welche Projekte
tatsachlich beschleunigt wurden. Bremen muss
kurzfristig 18 Schulen und 40 Kitas neu bauen. Von
den Renovierungs- und Sanierungsarbeiten an
mehr als 70 Schulstandorten reden wir dabei noch
gar nicht.

(Abgeordnete Krumpfer [SPD]: Was wollen Sie
denn jetzt sagen?)

Falle zum Beispiel in Blumenthal und Walle zeigen,
dass es an Transparenz und proaktiver Unterstiit-
zung von Investoren und Tragern fehlt. Die Stadt
baut selbst kaum noch Kitas, kann sich also bei an-
haltend starkem Mangel diesen Umgang mit ande-
ren gar nicht mehr leisten. Worin die Beschleuni-
gungsfunktion der Senatskommission besteht,
wenn Kita-Projekte tiber drei Jahre nicht voran-
kommen, das miissen Sie mir noch einmal ganz ge-
nau erkldren.

Fir den Hof Kaemena zum Beispiel ist ein heraus-
ragendes Projekt geplant, eine innovative Kombi-
nation aus Seniorenheim und Kinderbetreuung.
Voran geht es aber nicht, und das seit bald drei
Jahren. In ihrer Not wendet sich Ilse Wehrmann an
unsere Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobili-
tat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, die tibri-
gens selbst Mitglied in der Senatskommission zur
Beschleunigung der Kita-Bauprojekte ist. Sie bittet
im Juli, wieder einmal, um Hilfe, macht Druck.
Schade, dass das immer wieder notig ist, damit die
Dinge in Bewegung kommen. Das muss doch nicht
sein.

Ist das wirklich ihre Form von Beschleunigung? Fiir
mich klingt es jedes Mal wieder nach Vollbrem-
sung, wenn ich diese Geschichten hore. Als Frak-
tion der FDP wollen wir immer noch, dass Bremen
bekannt fiir eine Willkommenskultur gegentiber
Kitas ist. Dass freie Trager geduldet und nicht un-
terstiitzt werden, widerspricht unserer Erwartung
an Vielfalt in der Betreuungslandschaft. Wir wer-
den die weitere Entwicklung kritisch beobachten
und einer Engfiihrung von Angeboten jederzeit wi-
dersprechen.

Lassen Sie mich zum Ende noch einmal betonen,
was ich in meinem ersten Beitrag schon festgehal-
ten habe: Wann immer Sie im Bildungsbereich Pro-
jekte verzogern, warten nicht einfach nur Akten
auf Bearbeitung. Hinter jeder Akte stehen Bremer
Familien, die auf einen Betreuungsplatz warten,
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stehen Kinder, denen wir dringend den Zugang zu
Bildung eroffnen miissen. Die Entwicklung von
Kindern orientiert sich nicht am langsamen Gang
von Verwaltung und Gremienarbeit.

Kinder kommen und Kindheit findet einfach statt,
und zwar genau einmal. — Vielen Dank fur Ihre
Aufmerksamkeit!

(Beifall FDP)

Prasident Imhoif: Als ndachste Rednerin hat Frau
Senatorin Dr. Bogedan das Wort.

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! In
der Tat ist es so, dass wir die Frage nach fehlenden
Kitaplatzen hier in dieser Runde nicht zum ersten
Mal debattieren, und auch ich wiirde mir win-
schen, dass wir diese Frage hier nicht weiter eror-
tern missten.

Allerdings ist der vorliegende Antrag ja mit einem
Losungsvorschlag versehen, wir haben ihn hier
schon einmal bei der Einbringung diskutiert. Wir
haben daraufhin in der Deputation aus meiner
Sicht eine sehr ehrliche und auch sachliche Diskus-
sion daruber gefiihrt, dass das Abwagen in einer
Situation, in der es um die Frage der Verwaltung
einer Notlage geht, namlich nicht eines gewtnsch-
ten Zustandes, nun einmal nicht so einfach zu be-
werkstelligen ist.

Ich finde, die Beitrage von Petra Krimpfer, von Sol-
veig Eschen und von Sophia Leonidakis haben ge-
nau das deutlich gemacht, dass wir uns dieses Ab-
wdagen nicht leicht machen. Das hat nichts damit zu
tun, dass hier der Eindruck eines absoluten Nicht-
handelns, eines Verweigerns der Realitat oder gar
Verschworungstheorien tber irgendwelche Koali-
tionsstreitigkeiten herbeigeredet werden, sondern
es geht darum, dass eine faktenorientierte Diskus-
sion nun einmal zur Kenntnis nehmen muss, dass
das, was wir auch der Deputation sachlich berichtet
haben, sehr deutlich macht, dass niemand die
Hénde in den SchoB legt, dass wir alle damit be-
fasst sind, gute Losungen zu finden, um diesen Kin-
dern ein Angebot zu machen.

Wenn wir iiber Fakten reden, dann miissen wir nun
einmal zur Kenntnis nehmen, dass es im Gegenteil
zu dem, was Frau Bergmann gerade sagte, nicht so
ist, dass wir seit Jahren verweigern, Kitaplatze zu
schaffen oder uns gar nicht mit anderen Tragern
zusammentun, damit diese Platze entstehen kon-
nen. Im Gegenteil, 4 600 Plédtze sind in den letzten

finf Jahren geschaffen worden. Das sind 20 Pro-
zent des gesamten Kitaplatzvolumens in der Stadt-
gemeinde Bremen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Ein Funftel Wachstum, zeigen Sie mir einmal, wo
das sonst noch geschafft wurde!

Zweitens haben wir in der Deputation in schriftli-
cher Form vorgelegt, dass die unversorgten Kinder
aus dem Januar, die zur Schule angemeldet wor-
den oder im schulpflichtigen Alter sind, nicht mehr
die gleichen sind wie im August. Es ist Mobilitat
darin. Das Bild, das hier gerade beschworen wor-
den ist, ist nun einmal genau nicht so, dass ein
Kind, das zum Anmeldezeitpunkt keinen Kitaplatz
hat, auf Gedeih und Verderb dem ausgeliefert ist,
uber die nachsten Jahre auch keinen Kitaplatz zu
bekommen.

Was uns vielmehr in den letzten Jahren gelungen
ist, ist, iiber eine zentrale Vermittlung, die wir aktiv
in meiner Behorde geschaffen haben, mehr Kin-
dern Zugang zu Kitapldtzen zu ermdéglichen. Auch
wenn wir nach wie vor ein hohes Niveau an unver-
sorgten Kindern haben, so sind es nicht immer die
gleichen Kinder, die keinen Kitaplatz haben, son-
dern wir schaffen es, eine hohe Quote an Kindern
zu vermitteln. So sind von den 157 Kindern, die im
Januar 2020 angemeldet waren, 90 Kinder auf
Platze vermittelt worden. Das heifit, diese Kinder
haben einen origindren Kitaplatz bekommen, nicht
nur die drei Stunden Férderung, wie hier die ganze
Zeit suggeriert worden ist, als ob wir diese Kinder
alle nur mit drei Stunden Foérderung abspeisen
wiirden.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

In der Tat, wir reden deshalb dann nach wie vor nur
noch tUber eine im Verhdltnis quantitativ sehr
kleine Gruppe. Trotzdem bleibt es dabei, dass bei
der Vergabe von Kitapldatzen unter den Bedingun-
gen des Mangels, den wir leider noch haben, sorg-
faltig abgewogen werden muss, welche Kinder tat-
sachlich einen Vorrang in der hier im Antrag gefor-
derten Form erhalten sollen. Dass Sprachférderbe-
darfe sicherlich ein Grund sind, einen Vorrang zu
erhalten, ist unstrittig. Dann wiirde der Vorrang
aber nicht pauschal fiir Kinder, die im Vorschulal-
ter sind, gelten.

Wir haben mehrfach dariiber gesprochen, dass
man den Weg einer sorgfdltigen Abwagung nur im
Rahmen der Befassung mit dem Gesetz gehen
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kann. Sie sehen es uns oder mir oder meiner Be-
horde, meinen Kolleginnen und Kollegen, womag-
lich auch nach, dass es in den letzten Monaten an
bestimmten Punkten nicht moéglich war, politische
Projekte wie zum Beispiel eine Reform eines bremi-
schen Aufnahmeortsgesetzes in der Form voranzu-
treiben, wie wir uns das womoglich im Januar oder
Februar oder im Dezember letzten Jahres, als wir
hier diskutiert haben, noch vorgestellt hatten.

Es ist aber auch der Verdienst genau dieser Be-
horde, dass es gelungen ist, dass wir bereits heute
85 Prozent aller Kinder bei stadtischen Kitatragern
wieder einen Kitaplatz im reguldaren Betreuungs-
umfang anbieten konnen, und das trotz Corona.
Das heilit doch, dass alles Bestreben bei uns nicht
darauf ausgerichtet ist, Probleme zu verdrangen,
sondern aktiv anzugehen und allen Kindern einen
fairen Zugang zu Bildungschancen zu geben.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Deshalb muss doch unser Beitrag, unser gemeinsa-
mes Ziel weiter darin liegen, dass wir dafur strei-
ten, dass diese politische Prioritat, namlich Kita-
platze fur alle Kinder zu schaffen, weiter im Zent-
rum bleibt und dass wir dann auf der Basis einer
guten Kitaplatzversorgung tatsachlich nur noch
dartber sprechen miissen, welche guten Bildungs-
angebote wir welchen Kindern am besten zuteil-
werden lassen, so wie wir es uns ganz am Beginn
gewunscht hatten, als wir tiiber die Schaffung eines
Bildungsrahmenplanes gesprochen haben und ge-
sagt haben, dass das unser Ziel ist.

Durchgéangige Bildung fir alle von null bis zehn
Jahren, das ist unser Ziel, und das kann nattirlich
nur gelingen, wenn wir ausreichende Platze haben,
um einen gelingenden Ubergang zu gestalten. —
Vielen Dank!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Prasident Imhoff: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 20/100 S seine Zustimmung

geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Datur CDU, FDP, M.R.F.)

Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grunen, DIE
LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft lehnt den An-
trag ab.

Im Ubrigen nimmt die Stadtbiirgerschaft von dem
Bericht der stadtischen Deputation fir Kinder und
Bildung mit der Drucksachen-Nummer 20/195 S
Kenntnis.

Bebauungsplan 2487

fiir ein Gebiet in Bremen-Horn-Lehe zwischen
Hochschulring, Wilhelm-Herbst-Strafie, Robert-
Hooke-Strafie und Bundesautobahn A 27
Mitteilung des Senats vom 14. Juli 2020
(Drucksache 20/285 S)

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, dass der
Abgeordnete Weiss wegen eines moglichen Mit-
wirkungsverbots gemal § 1 des Ausfiithrungsgeset-
zes zu Artikel 145 der Landesverfassung den Sit-
zungssaal fir diesen Tagesordnungspunkt verlas-
sen hat.

Die Beratung ist eréffnet.

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Bebauungsplan 2487 beschliefen moéchte,
den bitte ich um das Handzeichen.

Ich bitte um die Gegenprobe.
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft beschlie3t den
Bebauungsplan entsprechend.

(Einstimmig)
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Ortsgesetz iiber die Verlangerung der Geltungs-
dauer des 167. Ortsgesetzes iiber eine Verdnde-
rungssperre nach dem Baugesetzbuch fiir die
Grundstiicke innerhalb des Geltungsbereichs des
Bebauungsplans 2515 fiir ein Gebiet in Bremen-
Obervieland zwischen Habenhauser Landstralie,
Friedrich-Engels-Strafie und Steinsetzerstrafie
(zum Teil beiderseits)

Mitteilung des Senats vom 1. September 2020
(Drucksache 20/297 S)

Die Beratung ist eroffnet.
Wortmeldungen liegen nicht vor.
Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Ortsgesetz beschlieBen mochte, den bitte
ich um das Handzeichen.

(Dafir CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE)

Ich bitte um die Gegenprobe.
(Dagegen FDP, M.R.F.)
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft beschlief3t ent-
sprechend.

Damit sind wir fir heute am Ende unserer Tages-
ordnung angelangt. Ich bedanke mich fur Thr fro-
hes Schaffen hier und wtinsche IThnen einen scho-
nen Abend! Wir sehen uns morgen alle in alter Fri-
sche wieder.

Ich schlieBe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 18:55 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus
der Fragestunde der Stadtbiirgerschait vom
15. September 2020

Anfrage 10: Wie kann die personliche Beratung
im Jobcenter wieder gewahrleistet werden?
Anfrage der Abgeordneten Frau Pieiffer, Gingor
und Fraktion der SPD

vom 28. Juli 2020

Wir fragen den Senat:

Frage 1.: Wie bewertet der Senat, dass das Job-
center seit Marz dieses Jahres fir Arbeitssu-
chende nur in Ausnahmeféllen eine Beratung im
Rahmen von personlichen Terminen und
Sprechzeiten anbietet?

Frage 2.: Welche MafBnahmen sind in den Augen
des Senats erforderlich, um diesen Zustand auf-
zufangen oder zu beenden, insbesondere im
Hinblick auf die Menschen, die zum Beispiel
aufgrund fehlender technischer Ausstattung o-
der aufgrund von Sprach- oder Kommunikati-
onsbarrieren effektiv schlechter betreut und be-
raten werden, und im Hinblick auf den noch
nicht abzusehenden weiteren Verlauf der CO-
VID-19-Pandemie?

Frage 3.: Sieht der Senat die Gefahr einer lang-
fristigen strukturellen Verschlechterung der per-
sonlichen Beratung und welche MaBnahmen
halt er fiir geeignet, um diese zu verhindern?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Der Senat halt die Ermoglichung
personlicher Vorortgesprache im Jobcenter Bre-
men fur erforderlich, weil personliche Kontakte
fur die Beratung der Kundinnen und Kunden in
vielen Fallen unverzichtbar sind. Bremen hat
sich daher frithzeitig im Rahmen der gemeinsa-
men Empfehlung des Bund-Lander-Ausschusses
nach SGB II ,Schrittweise Erweiterung des Pub-
likumsverkehrs in den Jobcentern” aktiv dafur
eingesetzt, dass eine moglichst schnelle Ruck-
kehr zum Regelbetrieb unter Berticksichtigung
des Gesundheitsschutzes der Kundinnen und
Kunden sowie der Beschaftigten des Jobcenters
ermoglicht werden kann.

Auch wenn in der Hochphase der Pandemie in
den Monaten Marz bis Mai 2020 zunachst alle

personlichen Vorortgesprache ausgesetzt wer-
den mussten, war das Jobcenter tiber schriftli-
che, telefonische und Online-Kontakte gut er-
reichbar. Diese Zugangswege wurden von der
uberwiegenden Zahl der Kundinnen und Kun-
den gut angenommen und rege genutzt.

Dazu trug auch die erhebliche Ausweitung der
telefonischen Erreichbarkeit bei. Telefonisch
war und ist das Jobcenter montags bis freitags
von 8 bis 18 Uhr uber zwei Service-Rufnummern
erreichbar. Nachrichten auf der eingerichteten
Voicebox werden spdatestens am nachsten Tag
beantwortet. Konnen Anliegen schriftlich, telefo-
nisch oder online nicht gelost werden, wird nach
Auskunft des Jobcenters in Notfallen spatestens
am folgenden Tag ein personlicher Termin ver-
geben. Fur andere Anliegen wird innerhalb von
drei Tagen ein personlicher Termin vereinbart.

Hierzu wurden im Juni in allen Geschaftsstellen
des Jobcenter Bremen spezielle Servicebiuros
eingerichtet, die den Gesundheitsschutz bei per-
sonlichen Gesprachen sicherstellen. Verteilt auf
alle acht Liegenschaften des Jobcenters Bremen
sind insgesamt 34 Servicebiiros geplant. Aktuell
sind 22 Serviceburos soweit ausgestattet bezie-
hungsweise umgebaut, dass darin personliche
Termine fir Notfallkundinnen und -kunden ent-
sprechend der Hygienevorgaben und Abstands-
regelungen stattfinden konnen. Fir die tbrigen
zwolf Serviceburos fehlen vor allem noch die Hy-
gieneschutzwande.

Zurzeit werden auch die reguldaren Buros der In-
tegrationsfachkrafte entsprechend ausgestattet,
um personliche Gesprache vor Ort wieder in
deutlich steigender Zahl zu fithren. Umzuristen
sind samtliche Buros der Integrationsfachkrafte,
aber auch Doppelbiiros der Leistungsgewah-
rung sowie Empfangsbereiche und Tresen in
den Eingangszonen. Hierzu missen rund 430
Hygieneschutzwande unterschiedlichster Bauart
beschafft und montiert werden. Dieser Umris-
tungsprozess wird aller Voraussicht nach bis
Ende September andauern.

Zu Frage 2: Neben den bisher eingerichteten
Serviceburos ist der Umbau weiterer Raumlich-
keiten zligig voranzutreiben. Der Senat sieht die
Gefahr, dass vor allem bei Kundinnen und Kun-
den mit besonderem Unterstiitzungsbedarf In-
tegrationsrickschritte drohen. Zu diesen Ziel-
gruppen gehoren unter anderem Kundinnen und
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Kunden mit Sprachproblemen, Personen, die
uber keinen Zugang zu digitalen Geréten verfii-
gen, und Leistungsbeziehende in besonders
schwierigen Lebensverhiltnissen. Diese Ziel-
gruppen sind nach Auffassung des Senats mit
Prioritéat zu Vorortgesprachen einzuladen.

Zu Frage 3: Der Senat sieht keine unmittelbare
Gefahr einer langfristig strukturellen Ver-
schlechterung der personlichen Beratung. Er be-
firwortet vielmehr grundsatzlich den Ausbau
der digitalen Kommunikationswege, um den Be-
arbeitungsaufwand zu reduzieren. Kénnen mehr
Anliegen telefonisch oder online geklart wer-
den, gewinnen die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter Zeit, um verstarkt Kundinnen und Kun-
den, die einen erhohten Unterstiitzungsbedarf
aufweisen, personlich zu beraten.

Die personliche Vorortberatung bleibt jedoch
weiterhin unverzichtbar und ein wesentlicher
Bestandteil der Arbeit im Jobcenter.

Anfrage 11: Kinderschutzambulanz und neues
Kinderkrankenhaus

Anfrage der Abgeordneten Frau Gorgii-Philipp,
Fecker und Fraktion Bundnis 90/Die Griinen
vom 30. Juli 2020

Wir fragen den Senat:

Frage 1: Wann wird nach aktuellem Planungs-
stand das neue Kinderkrankenhaus am Klinikum
Bremen-Mitte seinen Betrieb aufnehmen?

Frage 2: Wird im neuen Kinderkrankenhaus
auch eine Kinderschutzambulanz angeboten
werden, die Kinder und Jugendliche bei Ver-
dacht auf Kindesmisshandlung, Vernachlassi-
gung oder Missbrauch gegebenenfalls auch ano-
nym untersucht, Verletzungen dokumentiert
und Beweismittel und Spuren einer Misshand-
lung sichert?

Frage 3: An welche Stellen in Bremen koénnen
sich Fachkrafte aus Jugendhilfe, Schule, Kinder-
garten, Arzt- und Therapiepraxen derzeit wen-
den, wenn diese bei einem Kind Hinweise auf
Missbrauch oder Gewalt vermuten?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Die GeNo geht davon aus, dass das
neue Kinderkrankenhaus , Prof. Hess"” am Klini-
kum Bremen-Mitte ab Dezember 2020 schritt-
weise den Krankenhausbetrieb aufnehmen wird.

Im ersten Schritt wird die Kinderklinik des Klini-
kums Links der Weser in das neue Kinderkran-
kenhaus einziehen. Anfang 2021 werden dann
die Kinderklinik und die Kinderchirurgie des Kli-
nikums Bremen-Mitte den Neubau beziehen.

Zu Frage 2: Eine medizinische Kinderschutzam-
bulanz wird es auch im neuen Kinderkranken-
haus ,Prof. Hess" mit eigenen Raumen geben.
Sie wird die entsprechenden Angebote, wie Un-
tersuchungen von Kindern und Jugendlichen bei
Verdacht auf Kindesmisshandlung, Vernachlas-
sigung oder Missbrauch, Dokumentation von
Verletzungen sowie Sicherung von Beweismit-
teln und Spuren einer Misshandlung, vorhalten.

Die GeNo hat derzeit an den drei Standorten mit
Kinderklinik - Klinikum Bremen-Mitte, Klini-
kum Links der Weser und Klinikum Bremen-
Nord - speziell ausgebildete und zertifizierte
Arztinnen und Arzte, die auch in Zusammenar-
beit mit der Rechtsmedizin Beweismittel sichern
konnen. Eine anonyme Untersuchung ist von
Gesetzes wegen erst ab dem 16. Lebensjahr
moglich. Kommen jingere Kinder alleine in die
Klinik, wird immer ein Erziehungsberechtigter
oder das Jugendamt hinzugezogen.

Zu Frage 3: Der Senat fordert verschiedene Be-
ratungsstellen, an die sich Fachkrafte sowie Biir-
gerinnen und Burger, die bei Kindern und Ju-
gendlichen Hinweise auf Kindeswohlgefahrdun-
gen vermuten, und Kinder und Jugendliche
selbst zur Beratung wenden koénnen. In den Zu-
standigkeitsbereich der Senatorin fiir Soziales,
Jugend, Integration und Sport fallen Fachbera-
tungsstellen wie das Bremer JungenBiro, Schat-
tenriss, das Madchenhaus und das Kinder-
schutzzentrum. Das Bremer JungenBuro berat
junge Manner bis 27 Jahre, die Opfer von Ge-
walt geworden sind. Der Trager Schattenriss be-
treibt in der Stadtgemeinde Bremen eine Bera-
tungsstelle gegen sexuellen Missbrauch an
Madchen. Das Madchenhaus Bremen betreibt
eine Beratungs- und Anlaufstelle fiir Madchen
und junge Frauen bis 23 Jahre; das Kinder-
schutzzentrum eine Beratungsstelle fur Kinder,
Jugendliche und deren Angehorige, die Gewalt
oder Vernachlassigung ausgesetzt waren bezie-
hungsweise sind, sowie ein Kinder- und Jugend-
telefon.

Daneben verfiigen die Trager der freien Jugend-
hilfe iiber Mitarbeitende, die Qualifizierungen
als insoweit erfahrene Fachkrafte abgeschlossen
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haben und tragerintern ebenfalls im Vorfeld ei-
ner Kindeswohlgefahrdungsmeldung beraten.

Zur Verbesserung der Versorgung der von haus-
licher Gewalt betroffenen Kinder und Jugendli-
chen in Bremen wird von der Senatorin fiir Sozi-
ales, Jugend, Integration und Sport derzeit eine
,aufsuchende Fachberatungsstelle fiir von haus-
licher Gewalt und Gewalt gegen die eigene Per-
son betroffene Kinder und Jugendliche” aufge-
baut, die unter anderem die Beratung von Fach-
kraften im Bereich hausliche Gewalt und Kinder
verstarken wird.

Fir Fachkrafte aus dem Gesundheitsbereich gibt
es zudem mit der vom Bundesfamilienministe-
rium initiierten medizinischen Kinderschutzhot-
line ein rund um die Uhr betriebenes telefoni-
sches Beratungsinstrument bei Verdachtsfallen
auf Missbrauch oder Gewalt. Zudem steht fir
akute Krisen rund um die Uhr der Kinder- und
Jugendnotdienst zur Verfiigung, der vom Ju-
gendamt Bremen organisiert wird.

Ein weiteres zentrales Angebot ist die Kinder-
SchutzGruppe Bremen, die die Bremer Kinder-
kliniken 2010 gegrindet haben. Die Kinder-
SchutzGruppe ist an allen vier Krankenhausern
der Gesundheit Nord vertreten und mit Arztin-
nen und Arzten, Pflegekraften, Sozialarbeitern
und Psychologen besetzt. Sie ist Mitglied in der
Deutschen Gesellschaft fur Kinderschutz in der
Medizin. Zusatzlich gibt es noch eine erweiterte
KinderSchutzGruppe mit Vertretern aus uber 20
Bereichen, wie Gesundheit, Jugendhilfe, Polizei,
Familiengericht und Beratungsstellen, die sich
regelmabBig trifft.

Auch die in Frage 2 benannten Kinderschutzam-
bulanzen der Kliniken Links der Weser und Bre-
men-Mitte, die perspektivisch im neuen Kinder-
krankhaus ,Prof. Hess" zusammengefuhrt wer-
den, stellen eine zentrale Anlaufstelle fiir die Be-
reiche Gesundheit, Jugendhilfe, Bildung und
Justiz sowie fur Privatpersonen dar, wenn bei ei-
nem Kind oder Jugendlichen Hinweise auf Miss-
brauch oder Gewalt vorliegen.

Anfrage 12: Bauarbeiten und damit einherge-
hende Verkehrsprobleme rund um den Schwach-
hauser Ring

Anfrage der Abgeordneten Frau Grotheer, Frau
Schiemann, Giingor und Fraktion der SPD

vom 18. August 2020

Wir fragen den Senat:

Frage 1: Wann wird es eine informative und ein-
deutige Ausschilderung von Ausweichstrecken
anlasslich der verkehrsbeeintrachtigenden Bau-
maBnahmen am Schwachhauser Ring geben?

Frage 2: Wie stellt der Senat sicher, dass der
Ausweichverkehr durch die Nebenstraen, ins-
besondere durch die Emmastrae, die Ge-
schwindigkeitsregelungen respektiert, und sind
dafir zusdatzliche verkehrsberuhigende MabB-
nahmen wie zum Beispiel Schwellen geplant,
und - falls ja — wann werden diese realisiert?

Frage 3: Halt der Senat die baustellenbedingte
Linienfithrung der Buslinie 22 fir angemessen
und - falls nein — kann sich der Senat eine mehr
an den Fahrgastbediirfnissen orientierte Alter-
nativstrecke, gegebenenfalls mit kleineren Fahr-
zeugen, vorstellen?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Die hanseWasser baut im Schwach-
hauser Ring zwischen der Schwachhauser Heer-
straBe und der H.-H.-Meier-Allee einen zusatzli-
chen Abwassersammler. Hierfur wird der Be-
reich in Abschnitten teilweise voll gesperrt.

Die Hinweistafeln fiir die MaBnahme wurden am
27. Juli 2020 aufgestellt. Die Anwohnerinforma-
tionen wurden durch hanseWasser am 13. und
14. Juli 2020 verteilt.

Der Verkehr wird in beiden Fahrtrichtungen
grofraumig uber die Schwachhauser Heer-
stralle, Hollerallee und Parkallee sowie im Quar-
tier uber die WachmannstraBe und Hartwig-
strale umgeleitet. Mittels groBformatiger Hin-
weistafeln an den Standorten Parkallee, Kirch-
bachstraBBe, Schwachhauser Heerstralle, H.-H.-
Meier-Allee, WachmannstraBle sowie Schubert-
strale und einer fortlaufenden Umleitungs-be-
schilderung ist die eingerichtete Umleitung ein-
deutig ausgewiesen.

Zu Frage 2: Verkehrsbeschrankende MaBnah-
men am Knotenpunkt Schwachhauser Heer-
straBBe/KirchbachstraBe/Schwachhauser Ring
mit dem Ziel, eine Quartierszufahrt tiber die
SchumannstraBe/Emmastrafle wahrend der Bau-
zeit offen zu halten, haben sich als nicht ausrei-
chend erwiesen, um quartiersfremde Ausweich-
verkehre zu unterbinden. Von zusatzlichen ver-
kehrsberuhigenden MaBnahmen im Quartier
werden aus fachlicher Sicht keine signifikanten
Verbesserungen der Verkehrssituation erwartet.
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Vor diesem Hintergrund wurde am 18. August
2020 die EmmastraBe in Fahrtrichtung Schwach-
hauser HeerstraBBe ab Rheinthaler Strale als Ein-
bahnstraBe ausgewiesen und die Zufahrtmog-
lichkeit in das Quartier mit Schranken unterbun-
den. Eine Zufahrt iiber die Emmastrae in das
Quartier ist somit weder fiir Ausweichverkehre
noch fiir Quartiersverkehre mehr moglich.

Zu Frage 3: Fur die Sperrung des Schwachhau-
ser Rings wurden zwei Umleitungsvarianten fir
die Linie 22 geprift: Eine Umleitung via Stern o-
der eine Umleitung via Horner Kirche/Achter-
strae. Nach Abwéagung aller Belange wurde
sich fir eine Umleitung tiber den Stern entschie-
den, da diese Variante unter verkehrlichen Ge-
sichtspunkten besser abschneidet. Die Tangen-
tialverbindung der Linie 22 in Schwachhausen
kann nahezu unverdndert aufrechterhalten wer-
den, auch wenn eine Mehrfahrzeit von vier Mi-
nuten pro Richtung entsteht. Lediglich die Hal-
testelle ,H.-H.-Meier-Allee" wird nicht bedient.
Der Umstieg zur Linie 6 findet dann am Stern
statt.

Eine Umleitung via AchterstraBe hatte den
Nachteil gehabt, dass alle Haltestellen von der
H.-H.-Meier-Allee bis zur Wiener Strale nicht
von der Linie 22 bedient wiirden und somit deut-
lich mehr Fahrgdste negativ betroffen waren.
Auch unter betrieblichen Aspekten ist diese Va-
riante schlechter, da der Bahnubergang Achter-
straBe zu Verspatungen fihren kann. Alle weite-
ren moglichen Alternativtouren, beispielsweise
Uiber die EmmastraBe, sind nicht fiir die auf der
Linie 22 eingesetzten und erforderlichen Ge-
lenkbusse geeignet.

Ein zusatzlicher kleinraumiger Verkehr mit klei-
neren Fahrzeugen, Midi-Busse, scheidet aus, da
die BSAG lediglich zwei solcher Fahrzeuge be-
sitzt. Diese Fahrzeuge werden bereits fur den
Betrieb der Linie 82 bendétigt.

Anfrage 13: Laxer Umgang mit den ,, Coronare-
geln” bei den Bremer Badern?

Anfrage der Abgeordneten Eckhofif, Liibke, R6-
wekamp und Fraktion der CDU

vom 19. August 2020

Wir fragen den Senat:

Frage 1: Wie stellt der Senat die Einhaltung des
Hygienekonzepts bei den Bremer Badern sicher?

Frage 2: Wie wird dafiir Sorge getragen, dass es
nicht zu langen Wartezeiten und zu Unterschrei-
tungen der Abstandsgebote beim Einlass in die
Bremer Bader kommt?

Frage 3: Welchen Verbesserungsbedarf sieht der
Senat hinsichtlich der Organisation des Einlas-
ses, der Einhaltung des Hygienekonzepts, des
Onlineticketverkaufs sowie der Hinweise am
Eingang?

Antwort des Senats:

Zu den Fragen 1 und 2: Im Zuge der Umsetzung
der jeweils aktuellen Coronaverordnung hat die
Bremer Bader GmbH ein umfangreiches Hygie-
nekonzept fiir das Betreiben der Hallen- und
Freibader erstellt. Dazu gehort unter anderem
eine Begrenzung der Besucherzahlen in zwei
Zeitfenstern am Tage. Das Hygienekonzept
wurde dem Gesundheitsamt zur Verfiigung ge-
stellt. Das Ordnungsamt hat jedes Freibad im
Sommer circa zweimal unangekiindigt aufge-
sucht, es gab keine Beanstandungen.

Gleichwohl haben sich an einigen wenigen, be-
sonders sonnigen Tagen vor den Freibdadern
lange Warteschlangen mit vielen Menschen ge-
bildet, insbesondere zu Beginn der Offnungszei-
ten. Zudem standen zahlreiche Badegaste in den
Warteschlangen, die Tickets fur andere Zeitfens-
ter oder andere Bader gebucht hatten. AuBer-
dem haben sich zahlreiche Gaste bereits eine
Stunde vor Offnung der Freibdder am Einlass
angestellt, sodass entstehende Warteschlangen
nicht abgebaut werden konnten.

Um sicherzustellen, dass die Abstands- und Hy-
gieneregeln eingehalten werden und die Warte-
zeit beim Einlass vermindert wird, haben die
Bremer Bader zusatzliches Personal eingesetzt.

Zu Frage 3: Die Bremer Bader GmbH hat die Er-
fahrungen dieses Sommers ausgewertet und
wird mit den gewonnenen Erkenntnissen ihr Hy-
gienekonzept weiter anpassen. Es hat sich auch
gezeigt, dass die Badegaste sich im Laufe der
Zeit besser auf die Einschrankungen durch das
Hygienekonzept eingestellt haben. Dazu hat un-
ter anderem eine intensive Kommunikation
durch die Bremer Bader GmbH beigetragen. Mit
der Einfuhrung eines Webshops und dem Ver-
kauf von Onlinetickets bereits vor Beginn der
Coronapandemie hatten sich in den Bremer Ba-
dern die Wartezeiten gegentiber den Vorjahren
zunachst sogar verkurzt. Der Senat geht davon
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aus, dass diese Angebote kiinftig intensiver ge-
nutzt werden.

Bei anhaltendem Bedarf wéare zu priifen, ob wei-
tere Entzerrungen mit baulichen Veranderun-
gen erzielt werden koénnen, zum Beispiel durch
die Einrichtung zusatzlicher Ein- und Ausgéange.

Anfrage 14: Immer noch kein Tempo 30 an der
Stromer Landstrafie

Anfrage der Abgeordneten Strohmann, Imhoff,
Thomas und Fraktion der CDU

vom 1. September 2020

Diese Anfrage wurde inzwischen zurickgezo-
gen.

Anfrage 15: Einschrankungen bei der Nutzung
der Sportstatten der Universitidt Bremen

Anfrage der Abgeordneten Liibke, Frau Grobien,
Frau Averwerser, R6wekamp und

Fraktion der CDU

vom 2. September 2020

Wir fragen den Senat:

Frage 1: Inwiefern kommt es seit Ende der Som-
merferien 2020 bei der Nutzung der Sportstatten
der Universitat Bremen zu Reduzierungen beim
urspringlich vorgesehenen Stundenumfang fir
die Schulen und Sportvereine, und wie sind
diese nach Kenntnis des Senats zu begriinden?

Frage 2: Welche einzelnen Sportstatten der Uni-
versitdat Bremen betreffen die etwaigen Nut-
zungseinschrankungen konkret und welche
Schulen und Vereine sind hiervon in welchem
Umfang betroffen?

Frage 3: Durch wen und zu welchem Zeitpunkt
wurden etwaige Nutzungseinschrankungen vor
der reguldaren Wiederaufnahme des Sportbe-
triebs nach den Sommerferien 2020 an die Se-
natsressorts und dann an die Schulen und Ver-
eine kommuniziert?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Seit dem Ende der Sommerferien
sind die Sporthalle auf dem Uni-Campus sowie
die Sporthalle an der Grazer Stralle unter den
Rahmenbedingungen der Coronapandemie nur
eingeschrankt fur den Schul- und Vereinssport
nutzbar.

Ursachlich fur die Einschrankungen sind in bei-
den Fallen die Anforderungen an Be- und Ent-
luftung in geschlossenen Raumen gemaB
Coronaverordnung des Landes Bremen in Ver-
bindung mit langfristig bekannten Sanierungs-
bedarfen in den Sporthallen. Angesichts der be-
sonderen Infektionsrisiken im Zusammenhang
mit der Coronapandemie hat die Universitat auf
Grundlage von DIN-Normen und Arbeitsstatten-
verordnung Berechnungen uber die zulassige
Zahl der aktiven Sportlerinnen/Sportler in den
Hallen erstellt. Danach sind in der Halle auf dem
Universitatscampus maximal 20 aktive Sportle-
rinnen/Sportler und in der Halle Horn maximal
zehn aktive Sportlerinnen/Sportler zeitgleich zu-
gelassen. Zusatzlich ist die Anwesenheit der
Trainerinnen/Trainer/Lehrerinnen/Lehrer mog-
lich.

Die AuBensportanlagen auf dem Universitats-
campus stehen fur die Nutzung durch Schul- und
Vereinssport zur Verfugung. Voraussetzung der
Nutzung ist in allen Fallen, dass ein Hygiene-
konzept vorliegt und eingehalten wird.

Der mit dem fir die Betreuung der Sportstatten
zustandigen Verein fir Hochschulsport verabre-
dete zeitliche Nutzungsumfang fur Schulen und
Vereine ist gegentiber den Vorjahren grundsatz-
lich nicht reduziert. Gegenwartige Nutzungs-
ausfalle resultieren aus der wie dargelegt einge-
schrankten Nutzbarkeit der Sportstatten.

Zu Frage 2: Wie zu Frage 1 geschildert, bestehen
Nutzungsbeschrankungen durch die Reduzie-
rung der zulassigen Gruppengrofen in der gro-
Ben Sporthalle auf dem Universitatscampus und
in der Sporthalle Grazer Straf3e. Betroffene Schu-
len sind die Oberschule an der Ronzelenstralle,
die Oberschule Rockwinkel, das Gymnasium
Horn, das Kippenberg-Gymnasium und das Her-
mann-Bose-Gymnasium.

Durch die Einschrankungen in der Sporthalle
Grazer Strafle ist insbesondere der TV Eiche
Horn, Abteilung Badminton, betroffen. Durch
die Einschrankungen in der groBen Sporthalle ist
die Durchfihrung von Wettkampfen, insbeson-
dere der Judoabteilung des TV Eiche Horn, wei-
terhin nicht moglich. Durch die Einschrankun-
gen sind hauptsachlich der Turnverein Eiche
Horn, vor allem am Standort Grazer StraB3e, und
der Verein fir Hochschulsport mit beiden Hallen
betroffen. Im Bereich Badminton kénnen keine
Punktspiele in der Grazer StraBe durchgefihrt
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werden und beim Training miissen die Mann-
schaften halbiert werden. Aufgrund dieser Ein-
schrankungen muss auf andere Standorte ausge-
wichen werden, eine volle Kompensation ist je-
doch nicht méglich.

Zu Frage 3: Die Universitat hatte die Senatorin
fir Wissenschaft und Hafen, die Senatorin fiir
Kinder und Bildung sowie die Senatorin fir So-
ziales, Jugend, Integration und Sport mit Datum
vom 30. Juli 2020 angeschrieben und tuber die
Einschrankungen der Hallennutzung der Sport-
halle auf dem Universitatscampus informiert. Die
Schulen wurden durch die Senatorin fiir Kinder
und Bildung uber die entsprechenden Sach-
stainde in der Folge jeweils umgehend infor-
miert, konnten aber sowohl zu Beginn des Un-
terrichtsbetriebes am 28. August 2020 die Au-
Benanlagen als auch am 2. September 2020 die
Hallen nicht nutzen, da diese zundachst als ge-
sperrt ausgewiesen waren. Am 3. September
2020 wurden die Anlagen dann endgiiltig zur
Nutzung entsprechend der angekiindigten Be-
dingungen freigegeben.

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration
und Sport hat das Schreiben an den Lan-
dessportbund Bremen weitergegeben. Da die
Universitatssporthallen nicht vom beim LSB an-
gesiedelten Sporthallenmanagement oder der
Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport verwaltet werden, konnte eine dezidierte
Weitergabe an die einzelnen Nutzer nicht erfol-
gen.

Anfrage 16: Huchtinger Stadtteilhaus auch ein
Jahr nach schwerem Brand weiterhin nicht nutz-
bar

Anfrage der Abgeordneten Frau Ahrens, Frau
Averwerser, Bodeit, Rowekamp und Fraktion der
CDU

vom 7. September 2020

Diese Anfrage wurde inzwischen zuriickgezo-
gen.

Anfrage 17: Warum bleibt das Huchtinger
Schwimmbad fiir den allgemeinen Publikumsbe-
trieb geschlossen?

Anfrage der Abgeordneten Tuncel, Frau Leonida-
kis und Fraktion DIE LINKE

vom 8. September 2020

Wir fragen den Senat:

Frage 1: Wie beurteilt der Senat, dass das Huch-
tinger Schwimmbad nach der verzoégerten Sa-
nierung nicht mehr fiir die allgemeine Offent-
lichkeit gedffnet wird und auch am Wochenende
generell geschlossen bleibt, insbesondere unter
Beriicksichtigung der Tatsache, dass die Nicht-
schwimmerinnen/Nichtschwimmer-Quote unter
Grundschiilerinnen und -schilern sehr hoch ist?

Frage 2: Wie beurteilt der Senat das Hygiene-
konzept der Bremer Bader fiir das Schwimmbad
Huchting, demzufolge man sich unter anderem
nur noch im Foyer und nicht in den Umkleideka-
binen umziehen darf und demzufolge das Du-
schen vor sowie nach dem Schwimmbadbesuch
untersagt ist?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Die Bremer Bader GmbH wurde im
Rahmen der Umsetzung der jeweils giltigen
Coronaverordnung aufgefordert, vor der Off-
nung der Hallen- beziehungsweise Freibader,
ein Hygienekonzept zu erstellen. Dieses Kon-
zept basiert unter anderem auf den Empfehlun-
gen der Deutschen Gesellschaft fiir das
Schwimmwesen und sieht eine organisatorisch
notwendige Trennung der Nutzergruppen vor.
Die Wasserflachen wurden fur offentliches
Schwimmen, Schwimm- und Aquakurse inklu-
sive Kurse der Rheuma-Liga, Schulschwimmen,
auch im Bereich der weiterfihrenden Schulen,
und Vereinstraining zugeteilt.

Unter Beachtung der Hygiene- und Abstandsre-
geln und Einhaltung der damit deutlich begrenz-
ten Besucherkapazitaten werden seitens der
Bremer Bader GmbH daher die Besucherstrome
zugewiesen. Fur das offentliche Schwimmen ste-
hen das Freizeitbad Vegesack, das SchloBpark-
bad und das Westbad zur Verfigung. Schul-
schwimmen und Vereinstraining sind dort mit
geringeren Zeitfenstern eingeplant. Fiur das
Schulschwimmen, Schwimmlernkurse und Ver-
einstraining wurden zusatzlich das Unibad, das
Hallenbad Huchting und das OTeBad vorgese-
hen.

Das Hallenbad in Huchting wird taglich von 8 bis
20 Uhr und am Wochenende genutzt. Die Zeiten
werden fir Schwimmlernkurse, das Schul-
schwimmen und das Vereinsschwimmen ge-
nutzt. Daher konnen in diesem Bad keine Zeiten
fiir die Offentlichkeit angeboten werden.
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Grundsatzlich gilt fiir alle Bader, dass die Bremer
Bdder GmbH aufgrund der Coronapandemie die
Personalstrategie anpassen musste. So arbeiten
die Beschaftigten ausschlieBlich in festen Teams,
um bei einer Infektion nicht die gesamte Beleg-
schaft in Quarantdane schicken zu miissen und
dadurch weiterhin handlungsféhig zu sein. In al-
len Bremer Badern ist der Betrieb zurzeit nur mit
zusatzlichen Reinigungen moglich. Dieses bin-
det das vorhandene Personal und kann nur
durch Einsatz von Personal der Bader, die ge-
schlossen sind, gewdahrleistet werden.

Zu Frage 2: Das von der Bremer Bader GmbH
vorgelegte Hygienekonzept sieht vor, dass alle
Bereiche der Bader nach der Nutzung gereinigt
werden miussen. Das betrifft insbesondere die
Umkleiden und Sanitarbereiche. Wenn die Rei-
nigungszeiten nicht zulasten der Nutzungszei-
ten gehen sollen, miissen Bereiche gesperrt wer-
den. Dies ist fiir den Senat nachvollziehbar, auch
die damit verbundenen Auswirkungen auf die
Nutzerinnen und Nutzer der Bader. Wie alle pri-
vaten und o6ffentlichen Stellen sind jedoch auch
die Bremer Bader gefordert, ihr Hygienekonzept
regelmdaBig zu uberprifen und gegebenenfalls
anzupassen.



	Fragestunde
	Anfrage 1: Leer stehende Hausmeisterwohnungen für Schulbetrieb nutzen  Anfrage der Abgeordneten Hupe, Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  vom 1. Juli 2020
	Anfrage 2: Digitalisierung der Beiräte und Ortsämter: Wie ist der Sachstand, und wie sind die weiteren Planungen?  Anfrage der Abgeordneten Schäck, Dr. Buhlert, Frau Wischhusen und Fraktion der FDP  vom 1. Juli 2020
	Anfrage 3: Turnhallensituation im Gröpelinger Ortsteil Oslebshausen  Anfrage der Abgeordneten Lübke, Strohmann, Röwekamp und Fraktion der CDU  vom 6. Juli 2020
	Anfrage 4: Projekt „Kids in die Bäder“ – ein Erfolgsmodell?  Anfrage der Abgeordneten Lübke, Röwekamp und Fraktion der CDU  vom 8. Juli 2020
	Anfrage 5: Spenden für Honorardozenten der Volkshochschule Bremen  Anfrage der Abgeordneten Rohmeyer, Röwekamp und Fraktion der CDU  vom 9. Juli 2020
	Anfrage 6: Verkehrssicherheit am Vegesacker Bahnhof  Anfrage der Abgeordneten Frau Tegeler, Schumann, Frau Leonidakis und Fraktion DIE LINKE  vom 15. Juli 2020
	Anfrage 7: Information über und Vergabe von Notdienstplätzen in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung  Anfrage der Abgeordneten Frau Ahrens, Röwekamp und Fraktion der CDU  vom 17. Juli 2020
	Anfrage 8: Hilft der „HanseSani“ auch, Krankenhauseinweisungen aus Pflegeheimen zu verringern?  Anfrage der Abgeordneten Frau Grönert, Röwekamp und Fraktion der CDU  vom 23. Juli 2020
	Anfrage 9: Recyclingstation in Bremen-Horn  Anfrage der Abgeordneten Dr. Buhlert, Frau Bergmann, Frau Wischhusen und Fraktion der FDP  vom 27. Juli 2020

	Aktuelle Stunde
	Den Einsatz von Laubbläsern und Laubsaugern mit Verbrennungsmotor reduzieren – Gesundheitsschutz bei der Anwendung verbessern, Umwelt schützen  Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, der SPD und DIE LINKE  vom 1. Juli 2020  (Drucksache 20/278 S)
	Für ein sauberes Bremen mit mehr Aufenthaltsqualität!  Antrag der Fraktion der FDP  vom 5. August 2020  (Drucksache 20/289 S)
	Wettbewerbsfähigkeit der bremischen Häfen erhalten – Kajeninfrastruktur in den stadtbremischen Überseehäfen an aktuelle und zukünftige Bedarfe anpassen  Antrag der Fraktion der CDU  vom 3. September 2020  (Drucksache 20/298 S)
	Zukunftsfeste Weiterentwicklung des Klinikverbunds Gesundheit Nord (GeNo) vorantreiben – Wirtschaftliche Solidität sicherstellen!  Antrag der Fraktion der FDP vom 15. September 2020  (Drucksache 20/306 S)
	Zukunft für die Gesundheit Nord – für ein neues Zukunftskonzept, das Perspektive gibt!  Bericht der städtischen Deputation für Gesundheit und Verbraucherschutz  vom 16. Juni 2020  (Drucksache 20/190 S)
	Überfällig für die Patienten und Beschäftigten an den kommunalen Kliniken der Gesundheit Nord – ein nachhaltiges Sanierungs- und Zukunftskonzept muss her!  Antrag der Fraktion der CDU  vom 24. September 2019  (Drucksache 20/42 S)
	Überfällig für die Patienten und Beschäftigten an den kommunalen Kliniken der Gesundheit Nord – ein nachhaltiges Sanierungs- und Zukunftskonzept muss her!  Bericht der städtischen Deputation für Gesundheit und Verbraucherschutz  vom 16. Juni 2020  (Dr...
	Den kommunalen Klinikverbund sichern, die Krankenhauslandschaft in der Stadt Bremen zukunftsfähig gestalten  Antrag der Fraktionen DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen und der SPD  vom 7. Juli 2020  (Drucksache 20/281 S)
	Chance auf frühkindliche Bildung nicht verwehren – Vorrang für schulpflichtig werdende Kinder bei der Aufnahme in die Kita!  Antrag der Fraktion der CDU  vom 10. Dezember 2019  (Drucksache 20/100 S)
	Chance auf frühkindliche Bildung nicht verwehren – Vorrang für schulpflichtig werdende Kinder bei der Aufnahme in die Kita!  Bericht der städtischen Deputation für Kinder und Bildung  vom 18. Juni 2020  (Drucksache 20/195 S)
	Bebauungsplan 2487  für ein Gebiet in Bremen-Horn-Lehe zwischen Hochschulring, Wilhelm-Herbst-Straße, Robert-Hooke-Straße und Bundesautobahn A 27  Mitteilung des Senats vom 14. Juli 2020  (Drucksache 20/285 S)
	Ortsgesetz über die Verlängerung der Geltungsdauer des 167. Ortsgesetzes über eine Veränderungssperre nach dem Baugesetzbuch für die Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 2515 für ein Gebiet in Bremen-Obervieland zwischen Haben...
	Anhang zum Plenarprotokoll
	Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus der Fragestunde der Stadtbürgerschaft vom 15. September 2020
	Anfrage 10: Wie kann die persönliche Beratung im Jobcenter wieder gewährleistet werden?  Anfrage der Abgeordneten Frau Pfeiffer, Güngör und Fraktion der SPD  vom 28. Juli 2020
	Anfrage 11: Kinderschutzambulanz und neues Kinderkrankenhaus  Anfrage der Abgeordneten Frau Görgü-Philipp, Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  vom 30. Juli 2020
	Anfrage 12: Bauarbeiten und damit einhergehende Verkehrsprobleme rund um den Schwachhauser Ring  Anfrage der Abgeordneten Frau Grotheer, Frau Schiemann, Güngör und Fraktion der SPD  vom 18. August 2020
	Anfrage 13: Laxer Umgang mit den „Coronaregeln“ bei den Bremer Bädern?  Anfrage der Abgeordneten Eckhoff, Lübke, Röwekamp und Fraktion der CDU  vom 19. August 2020
	Anfrage 14: Immer noch kein Tempo 30 an der Stromer Landstraße  Anfrage der Abgeordneten Strohmann, Imhoff, Thomas und Fraktion der CDU  vom 1. September 2020
	Anfrage 15: Einschränkungen bei der Nutzung der Sportstätten der Universität Bremen  Anfrage der Abgeordneten Lübke, Frau Grobien, Frau Averwerser, Röwekamp und  Fraktion der CDU  vom 2. September 2020
	Anfrage 16: Huchtinger Stadtteilhaus auch ein Jahr nach schwerem Brand weiterhin nicht nutzbar  Anfrage der Abgeordneten Frau Ahrens, Frau Averwerser, Bodeit, Röwekamp und Fraktion der CDU  vom 7. September 2020
	Anfrage 17: Warum bleibt das Huchtinger Schwimmbad für den allgemeinen Publikumsbetrieb geschlossen?  Anfrage der Abgeordneten Tuncel, Frau Leonidakis und Fraktion DIE LINKE  vom 8. September 2020



